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Jedes Jahr aufs Neue dreht sich auch in Hamburg die 
Sparspirale. Nicht nur in Berlin, auch hier wird kräftig 
von unten nach oben umverteilt: Sozialhilfeempfänge- 
ıInnen werden zur Kasse gebeten, Drogenhilfeein- 
richtungen und Deutsch-Ausländische Begegnungs- 
stätten müssen ihr Angebot zusammenstreichen oder 
werden ganz geschlossen. Für Kinder und Jugendliche 
werden Kindergartenplätze und Betreuungsmaßnah- 
‘men nicht mehr finanziert. Zwangsmaßnahmen und 
staatlich durchgesetzte Dumpinglöhne eröffnen dü- 
stere Perspektiven für eine sinnvolle kommunale Be- 
schäftigungspolitik. Obdachlosigkeit, Armut, Per- 
spektivlosigkeit wachsen genauso rasant wie der 
Reichtum in dieser Stadt. Unter rot-grün ist die 
Grundtendenz dieser Entwicklung weder im Bund 
noch in Hamburg gestoppt oder gar umgekehrt wor- 
den. Soziale Grund- und BürgerInnenrechte 


Geplanter Ablauf: 
10.00 - 10.10 Uhr 
10.10 - 10.30 Uhr 


werden weiter massiv eingeschränkt. Das Recht auf 
menschenwürdige Teilhabe am gesellschaftlichen 
Leben wird Makulatur. _ 

Haushaltskonsolidierung und ."intelligentes 
Sparen" heißt nicht nur Armut, sondern auch Aus- 
grenzung, Zwangsmaßnahmen, Demütigung und Ent- 
rechtung. Höchste Zeit also für Opposition, für Kritik 
und für die Entwicklung von Gegenpositionen. Höch- 
ste Zeit für eine laute Stimme gegen die Durchdrin- 
gung aller gesellschaftlicher Bereiche durch den Neo- 
liberalismus. Und höchste Zeit für ein deutliches Si- 
gnal gegen den Abbau sozialer Grundrechte und gegen 
rigorose Sparpolitik. Die Konferenz "Lichter der 
Großstadt" will dieses Signal setzen, Opposition zu- 
sammenführen, gemeinsame Diskussionen anstoßen 
und Widerstand denkbar machen - Nichts ist unmög- 
lich! 


Begrüßung durch die Präsidentin der HWP 
Eröffnungsreferat der VeranstalterInnen: "Die Entsorgung der sozialen Gerechtigkeit. Sozi- 


alabbau und soziale BürgerInnenrechte" 


10.45 - 12.30 Uhr 
12.30 - 14.00 Uhr 
14.00 - 14.30 Uhr 
14.45 - 16.30 Uhr 
16.30 - 17.00 Uhr 


Arbeitsgruppen 
Mittagspause 


Arbeitsgruppen 


(Christa Sonnenfeld, Frankfurt) 


17.00 - 18.00 Uhr Abschlußplenum 


Arbeitsgruppen: 


Wir bitten alle interessierten Gruppen, Organisationen, 
_ Initiativen und Einzelpersonen darum, diese Konfe- 
renz zu unterstützen und für sie zu werben. 
Ansprechperson und Kontaktadresse: Dirk Hauer, 
Tel.: 040/42823-4835; Fax: 040/42823-4824; email: 
dhauer@regenbogen-hamburg.de Diese Adresse 
gilt auch für die Anmeldung von Büchertischen etc. 


Referat: "Der Sozialstaat zeigt die Zähne. Vom Wohlfahrtsstaat zum ‚aktivierenden Staat 


Referat: "Geld ist genug da! Wider den Sparzwangmythos" (Ralf Welter, Aachen) 


"m 


Sozialhilfepraxis zwischen Modernisierung und Arbeitszwang 

Kein Platz nirgends. Kinder und Jugendliche zwischen Kriminalisierung und Heimunterbringung 
Keine falschen Hoffnungen. Privater und staatlicher Billiglohnsektor 

Diktatur des Marktes. Ökonomisierung sozialer Arbeit und öffentlicher Dienste 

Pflegefälle. Tarifdumping und Abbau sozialer Grundrechte im Pflegebereich 

Krieg kostet. Wer bezahlt den Rüstungsstandort Hamburg? 


Bei Bedarf kann während der Konferenz Kinderbe- 
treuung gewährleistet werden. Wir bitten aber darum, 
dies vorher anzumelden. Für die Konferenz wird au- 
Berdem ein Reader vorbereitet. Auch hier bitten wir 
um Voranmeldung. Tagungsgebühren oder Eintritt 
wird nicht erhoben. 


Die Konferenz wird unterstützt von: 


Arbeitskreis Wohnraumversorgung 

Mieter helfen Mietern 

Hude e.V. 

Altonaer Behindertenarbeitsgemeinschaft, 

MitarbeiterInnen von Betreutes Wohnen St. Pauli 

Jugendhilfe e.V. 

Betriebsrat Jugendhilfe e.V. 

Betriebsrätekonferenz Hamburger Drogenhilfe 

Freiraum e.V. 

Ragazza e.V. 

MitarbeiterInnen von Stay Alive 

Betriebsrat Arbeiterwohlfahrt 

MitarbeiterInnenvertretung Kirchenkreis Alt-Hamburg 
Koordinierungsausschuß Hamburger Erwerbsloseninitiativen 
Solidarische Psychosozioale Hilfe - SPSH 

Jugendhilfe Ottensen 

Verein für Soziale Arbeit und Forschung e.V. 

Verband Kinder- und Jugendarbeit Hamburg e.V. 

SOAL 

Ökumenische Arbeitsstelle im Kirchenkreis Stormarn 

Martin Link, Beauftragter f. Flüchtlinge des Kirchenkreises Niendorf 
Gemeinwesenarbeit St. Pauli-Süd 

Gesellschaft zur Unterstützung von Gefolterten und Verfolgten e.V. 
Afrikanische Union Hamburg 

Woge e.V. i 

Hamburger Arbeitskreis Asyl 

Flüchtlingsrat Hamburg 

Gate GmbH - Lernzentrum für MigrantInnen 

Internationaler Treffpunkt für Mädchen und Frauen Wilhelmsburg (ITW) 
Glasmoorgruppe 
Bundeskongreß Entwicklungspolitischer Aktionsgruppen - BUKO 

° Dr. Michael Lindenberg, Ev. Fachhoschule Raues Haus 

Prof. Dr. Timm Kunstreich, Ev. Fachhochschule Raues Haus 

Prof. Dr. Eberhard Liebau, HWP 

Prof. Dr. Herbert Schui, HWP 

Holger Paetow, HWP 

Dr. Angelika Topan, HWP 

Prof. Dr. Norman Paech, HWP 

Dr. Johanna Klages, HWP 

Uwe Hiksch, MdB 

Redaktion express 

Redaktion ak. analyse & kritik 

Redaktion Sozialismus 

Verlag Libertäre Assoziation 

Gruppe Blauer Montag 

AVANTI - Projekt undogmatische Linke Norderstedt 
Hamburger Forum für Völkerverständigung und weltweite Abrüstung 
DKP Hamburg 

AG Betrieb und Gewerkschaft der PDS Hamburg 
Juso-Hochschulgruppe an der Uni Hamburg 

Hochschulgruppe REGENBOGEN/Alternative Linke 
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Zielsetzungen einer insgesamt modernisieren und effektiveren 


Sozialhilfegewährung..., nämlich die intensivere Beratung Hilfesuchender und - 


berechtigter mit dem Ziel der Hilfe zur Selbsthilfe und Lösung aus dem 
Sozialhilfebezug“ (Senatsdrucksachenentwurf der BAGS „Steuerung der 
Sozialhilfe“, 29. Juni 1998) 


"Kerngedanke einer modernen Sozialpolitik muß es deshalb sein, die Hilfe auf 
wirklich Bedürftige zu konzentrieren und alle Anstrengungen zur Selbsthilfe zu 
förden.” (GAL-Landesvorstandssprecher Peter Schaar, GALintern, Nr. 4, April 
1999) 


„Wer arbeitsfähig ist, soll für seine ergänzende Sozialhilfe auch eine 
Gegenleistung erbringen, das ist zumutbar“ (GAL-Sozial“expertin“ Dorothee 
Freudenberg, September 1999) 


„Sparen, wo es gut und vernünftig ist, zum Beispiel bei der Sozialhilfe“ 
(Sozialsenatorin Karin Roth, Juli 1999) ® 


Die Entsorgung der sozialen Gerechtigkeit. 


Sozialabbau und soziale BürgerInnenrechte 


30 Milliarden DM will die rot-grüne Bundesregierung 
mit ihrem neuen Sparpaket zu Lasten der Länder und 
Kommunen sowie zu Lasten der RentnerInnen, Er- 
werbslosen, SozialhilfeempfängerInnen, Flüchtlinge 
und lohnabhängig Beschäftigten einsparen, um "den 
Standort Deutschland wieder konkurrenzfähig zu 
machen." Bereits in ihrem ersten Jahr knüpft die 
Schröder-Fischer-Regierung. damit an die Tradition 
ihrer Vorgängerin an. Von 1993 bis 1996 sind allein 
drei solcher Sparpakete im Umfang von 20-50 Mrd. 
DM aus der Taufe gehoben worden, mit so wohlklin- 
genden Namen wie „Föderales Konsolidierungspro- 
gramm“ oder „Gesetz zur Umsetzung des Spar-, Kon- 
solidierungs- und Wachstumsprogramms“. 
Allein 10 Millionen DM will Hamburg im 


nächsten Jahr nur durch die zwangsweise Vermittlung 
von SozialhilfeempfängerInnen „in Arbeit“ einsparen. 
Für 11,50 brutto Öltanks reinigen oder ein vierwöchi- 
ges „Praktikum“ ganz ohne Geld, das sind die „Ange- 
bote“, die nicht abgelehnt werden können. Zusätzlich 
12,5 Millionen sollen durch Leistungskürzungen und 
verschärfte Bedürftigkeitsprüfungen eingespart wer- 
den: Bis zum Jahr 2003 sollen 279 Millionen DM bei 
der Sozialhilfe eingespart werden, über 70 Mio. DM 
pro Jahr. Allein im Bereich der Kindertagesbetreuung 
werden 27 Mio. DM gespart. 30% der Stellen in der 
kommunalen Kinder- und Jugendarbeit sind .nicht 
besetzt. Seit Oktober diesen Jahres ist das Budget der 
Hilfen zur Erziehung aus rein fiskalischen Gründen 
gedeckelt worden. 


Sparzwang und Standortlogik 


Haushaltskonsolidierung und „intelligentes Sparen“ 
haben in den letzten Jahren die soziale Schieflage in 
dieser Stadt weiter zugespitzt. Die Symptome der 
Armut sind unübersehbar geworden: Menschen ohne 
Obdach gehören schon fast selbstverständlich ins 
Straßenbild vieler Viertel. In Stadtteilen wie Dulsberg, 
Altona-Altsstadt, Jenfeld oder Wilhelmsburg kommen 
immer mehr Kinder hungrig zur Schule. 150.000 
Menschen, d.h. jeder 10., leben in dieser Stadt von der 
Sozialhilfe und von Leistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz, davon 52.000 Kinder, 
allein 22.000 unter 7 Jahren. Die Anzahl derjenigen, 

deren Erwerbseinkommen so niedrig ist, daß sie zu- 


sätzlich Sozialhilfe beantragen müssen, ist im letzten 
Jahr überdurchschnittlich um 6,9% gestiegen. Auch 
Hamburg kennt sie mittlerweile, die „working poor“. 
Dabei ist Hamburg immer noch eine reiche 
Stadt, und ähnlich rasant wie die Armut zunimmt 
wächst auch der Reichtum. Auch die angeblichen 
Sparzwänge der öffentlichen Hand sind nicht so na- 
turgesetzlich, wie sie oft dargestellt werden. Immerhin 
gibt der Senat locker Unsummen für sozial und ökolo- 
gisch zweifelhafte Projekte aus. Für die Zerstörung 
von Altenwerder, für den Bau der vierten Elbtunnel- 
röhre, für die Subventionierung der DASA oder der 
Arena ist immer genügend Geld da. Und wenn's dem 
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"Unternehmen Hamburg" dient, verzichtet der Staat 
auch durchaus mal auf Einnahmen: Die Spielräume, 
um kommunale Steuern wie z.B. die Gewerbesteuer 
zu erhöhen, um Steuerschlupflöcher zu stopfen, um 
Steuerprüfungen durchzuführen, oder um Mieten und 
Pachten im Hafen zu erhöhen, werden keineswegs 
vollständig ausgenutzt. Es dürften einige hundert 
Millionen Mark sein, auf die Hamburg schlicht und 
einfach verzichtet. Mal ganz davon abgesehen, daß es 
bisher noch keinen ernsthaften Versuch von Seiten der 


Hansestadt gibt, die ungerechte Steuerpolitik auf Bun- 
desebene zu korrigieren. Statt dessen im Bund wie in 
Hamburg dasselbe Gejammer über leere Kassen, 
Sparzwänge bei gleichzeitig kräftigen Steuergeschen- 
ken für Unternehmen und Reiche. Doch Geld ist ge- 
nug da! Darauf hinzuweisen wird genauso ein Ziel 
dieser Konferenz sein wie es ein Ziel ist, die sozialen 
Ansprüche laut und unmißverständlich zu artikulieren. 


Mehr Markt. Weniger Rechte: Die neue Sozialstaatsidee 


Doch wir werden mit dieser Konferenz nicht bei der 
Forderung nach mehr Verteilungsgerechtigkeit stehen 
bleiben, unsere Themen, unsere Kritik und unsere 
Forderungen gehen weiter. Es geht bei allem „Sparen“ 
und Sozialabbau um mehr als um die immer wieder- 
kehrende Neuauflage einer sozial ungerechten Kür- 
zungspolitik. Es geht auch und vielleicht sogar in 
erster Linie um einen Angriff auf die Köpfe der Men- 
schen. Die /dee des Sozialstaates wird von oben neu 
definiert. Die Vorstellungen davon, was "soziale Ge- 
rechtigkeit" ist, was "soziale Sicherung" ist und wel- 
che Ansprüche gerechterweise an den Staat bzw. die 
Gesellschaft gestellt werden dürfen, dies alles wird 
z.Z. neu bestimmt und in die Köpfe gehämmert. Im 
Kern geht es darum: Der Sozialstaat sei zu teuer. Zum 
Teil, weil er ineffizient organisiert sei, zum Teil weil 
er zu umfassend konzipiert sei und zum Teil, weil die 
Leistungen zu ungenau verteilt werden. 

ö Leistung und Gegenleistung, ökonomische 
Effizienz, Markt, Budget, "Kunden": das sind die 
neuen Zauberwörter, in deren Windschatten soziale 
Dienstleistungen und soziale Arbeit vollständig 
Marktbeziehungen unterworfen werden sollen. Sach- 
bearbeiterInnen auf den Ämtern soll "Kostenbewußt- 
sein" und "Budgetverantwortung" bei gebracht wer- 
den, damit sie mit "entfesselter Kreativität" nicht mehr 
an Ermessensspielräume für KlientInnen und Hilfesu- 
chende denken sondern an das vorgegebene Kosten- 
ziel. Träger und Einrichtungen werden über Aus- 
schreibungen und Leistungsverträge in eine gnaden- 
lose Lohnkostenkonkurrenz getrieben, in der Stan- 
dards der sozialen Arbeit und der sozialen Angebote 
nichts mehr, niedrige Angebote alles zählen. Tarifli- 
che Arbeitsbedingungen und Löhne bleiben dabei 
genauso auf der Strecke wie engagierte und kompe- 
tente Arbeit für die NutzerInnen. Die Ökonomisierung 
der sozialen Arbeit macht Träger und Einrichtungen 
zu ausschließlich betriebswirtschaftlich kalkulierenden 
Unternehmen, sie verdammt auch den schutz- und 
hilflosesten Menschen dazu, selbstbewußter Kunde 
am Markt zu sein und sie krämpelt das Denken um. 
Auf dieser Konferenz wird es nicht zuletzt auch darum 
gehen, kritische Gegenpositionen zu diesem 
mainstream zu entwickeln, dem wir inzwischen bis in 
die Sprache hinein auf Schritt und Tritt begegnen. 

Die Sozialstaatskritik von oben setzt aber 
nicht nur auf Marktgesetzte und Deregulierung. Sie 


beklagt auch den angeblich zu lockeren Zusammen- 
hang zwischen Arbeit und Sozialleistungen. Es gehe 
nicht mehr an, daß so viele Menschen mit durchge- 
füttert werden, obwohl sie arbeiten könnten. Immer 
häufiger ist vom „aktivierenden Staat“ die Rede. Mit 
mehr oder weniger sanftem Druck sollen Hilfebedürf- 
tige dazu gebracht werden, sich selbst zu helfen. Was 
dann unter Schlagworten wie „Hilfe zur Selbsthilfe“ 
„Loslösung aus der Sozialhilfe“ oder „Bruch mit der 
Versorgungsmentalität“ daher kommt, ist oft genug 
die blanke Repression: Leistungskürzungen, ver- 
schärfte Bedürftigkeitsprüfungen, Abschreckung und 
immer wieder Arbeitszwang. Die modernisierte Sozi- 
alhilfesteuerung etwa zielt systematisch darauf ab 
„Fallzahlen zu kontrollieren“, d.h. Hilfeberechtigte fog 
zu werden. Demütigung, Entwürdigung und Ein- . 
schränkung elementarster BürgerInnenrechte sind 
dabei Mittel zum Zweck: SozialhilfeempfängerInnen 
haben nicht mehr das Recht der freien Entscheidung 
zu welchen Bedingungen sie arbeiten wollen. Bei 
unangemeldetetn Hausbesuchen gilt das Grundrecht 
der Unverletzlichkeit der Wohnung für Hilfeberech- 
tigte nur eingeschränkt. Auch die Würde des Men- 
schen ist durchaus antastbar, wie die täglichen Schi. 
kanen und entwürdigenden Überprüfungen und Befra- 
gungen auf den Ämtern zeigen. 

Auch das Bedarfsdeckungsprinzip bzw. das 
Individualrecht auf „menschenwürdige Teilhabe am 
gesellschaftlichen Leben“, eine der Errungenschaften 
des Bundessozialhilfegesetzes, ist inzwischen faktisch 
abgeschafft. Im Vordergrund steht nicht mehr die 
Frage: Was braucht ein Mensch in der Bundesrepublik 
mindestens für ein Leben in Würde? sondern die 
Frage: Was kostet die Sozialhilfeempfängerin? Was 
kostet ein Mensch "den Staat"? Wollen "wir" uns "die 
Armen" noch was kosten lassen? Vorreiter für diese 
Vorrangigkeit des Kostenkalküls in der Sozialpolitik 
war das Asylbewerberleistungsgesetz von 1993. Um 
die Kosten, die mit der Versorgung von Flüchtlingen 
verbunden waren, zu reduzieren, hat man das erste 
Mal ein sozialpolitisches Sondergesetz für eine Be- 
völkerungsgruppe geschaffen, in dem ihr Existenzmi- 
nimum schlicht um 25% unter dem der Sozialhilfe 
festgelegt wurde. Ein individueller Bedarf wird 
Flüchtlingen nicht mehr zugestanden. 

Inzwischen gibt es keinen Bereich des sozia- 
len Hilfesystems mehr, in dem Ansprüche, formuliert 
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als soziale Grundrechte auf ein menschenwürdiges 
Leben, nicht systematisch ausgehebelt werden: 

In der Drogen- und Suchthilfe wird dem ak- 
zeptierenden Hilfeansatz, der erst mal nur danach 
fragt, was DrogenkonsumentInnen zum Leben und 
Überleben brauchen, das Messer an die Kehle gesetzt. 

Kinder und Jugendliche läßt man in der Luft 
hängen. Sie werden eingeklemmt zwischen Spardiktat 
und Kriminalitätsdiskurs. Die Forderung nach ge- 
schlossener Heimunterbringung erhält durch Sonder- 
einrichtungen zur U-Haftvermeidung und Studien zur 
Jugendkriminalität immer neue Nahrung. Andererseits 
müssen Kinder und Jugendliche erst stigmatisiert und 
ausgerenzt werden, bevor individuelle Hilfen gewährt 
werden. 

In der Beschäftigungspolitik steht uns ein 
neuer Billigtarif für Jugendliche ins Haus, der erklär- 
termaßen nicht mehr existenzsichernd ist. Er wäre ein 
vorläufiger Höhepunkt einer fachlich inkompetenten 
Beschäftigungspolitik, der es nur noch um den erzie- 
herischen und strafenden Charakter der Arbeit geht: 
Die Jugendlichen sollen beizeiten darauf trainiert 
werden, daß sie an die Arbeit keine Erwartungen und 
Ansprüche zu stellen haben. Ihre Hoffnungen, Wün- 
sche und Perspektiven sollen über den Horizont der 
ungesicherten Billiglohn-Jobs nicht hinausgehen. 


Die MigrantInnen und Flüchtlinge in dieser 
Stadt werden nachwievor wie Menschen zweiter 
Klasse behandelt. Sie sind durch ein ganzes System 
von Sondergesetzen umzingelt und werden täglich 
diskriminiert und ausgegrenzt, aus dem 
Wohnunsgmarkt wie aus dem Arbeitsmarkt, in 
Schulen wie den Behördengängen. 
Anfidiskriminierungspoiiäik und Fördermaßnahmen 
für strukturell Benachteiligte sind in Hamburg 
Fremdworte. Und für Flüchtlinge gibt es nur den 
Teufelskreis von Lagerunterbringung, Arbeitsverbot 
bzw. rechtloser Schwarzarbeit und Abschiebung. Die 
Ausländerbehörde hat unter rot-grün eine Ab- 
schiebemaschinerie perfektioniert, die in der Bundes- 
republik unerreicht ist. 

Gegen diese Politik der Verarmung und Ent- 
rechtung beziehen wir mit dieser Konferenz Position. 
Soziale Ansprüche, der Anspruch, ein menschenwür- 
diges Leben in dieser Gesellschaft leben zu wollen, 
mit vollständigen Teilhabemöglichkeiten, ist ein 
Recht! Ein Grund- und BürgerInnenrecht. Wir erbitten 
keine Almosen und keine großzügigen Gnadenakte. 
Wir stellen mit dieser Konferenz selbstverständliche 
Rechte fest und fordern sie selbstbewußt und ener- 
gisch ein. 


Pflicht, Zwang, Ausgrenzung: vom Sozialstaat zum aktivierenden Staat 


Auch im alten keynesianische Wohlfahrtsstaat gab es 
Elemente der bürokratischen und sozialen Kontrolle: 
Wolf Dieter Narr hat dies einmal auf die prägnante 
Formel gebracht "Vom Sozialstaat zu reden, ohne von 
Innerer Sicherheit zu sprechen, war falsch, ist falsch 
und wird immer falsch bleiben". Doch mittlerweile 
wird der keynesianische Sozialstaat zum „aktivieren- 
den Staat“ umgebaut. Das heißt insbesondere Ausbau 
von sozialer Kontrolle, von Hierarchisierung und von 
Repression. Aggressiv gestärkt wird vor allem die 
Produktivitäts- und Leistungsorientierung des Sozial- 
staatsgedankens: Keine staatlichen Leistungen ohne 
Gegenleistungen, „wer nicht arbeitet, darf auch nicht 
essen“. Die Legitimität von Sozialleistungen wie 
Krankengeld, Rente, Arbeitslosenunterstützung oder 
Sozialhilfe wird untergraben: Sozialleistungen müssen 
sich verdient werden. Wer nur irgendwie seine Haut 
zu Markte tragen kann, muß dies tun, nach Arbeitsbe- 
dingungen, Löhnen und Sinnhaftigkeit der Arbeit wird 
nicht mehr gefragt. Soziale Leistungen ohne Gegenlei- 
stung werden allerhöchstens Alten, Kranken oder 
sonstwie zweifelsfrei „Arbeitsunfähigen“ zugestan- 
den. Nur sie gelten als „wirklich bedürftig“. Für alle 
anderen werden Sozialleistungen ohne Arbeit in die 
Nähe von Delinquenz gerückt. 

Dies ist die Basis, auf der Einschluß- und 
Ausschlußmechanismen gebastelt werden: Wer gehört 
zur Gemeinschaft der Steuerzahler? Wer hat ein Recht 
hier zu sein? Wessen Ansprüche an die "Solidarge- 
meinschaft“ sind berechtigt? Und dies ist auch die 
Basis, von wo aus der gesellschaftliche Konsens ge- 


gen diejenigen konstruiert wird, die aus dem Verwer- 
tungsprozeß herausfallen oder ihn in Frage stellen. 
Klaus Dörner, Leiter des Landeskrankenhauses Gü- 
tersloh und Wegbereiter der Psychatriereform in 
Deutschland, hat sehr eindrucksvoll gezeigt, daß die 
"soziale Frage" in der bürgerlichen Gesellschaft im- 
mer die Frage danach gewesen, wie mit denjenigen zu 
verfahren sei, die unter den Prämissen und Normen 
der Kapitalverwertung "nicht zu gebrauchen" sind. . 
Und bürgerliche Wohlfahrt ist immer die Antwort auf 
diese Frage gewesen, ihr Klientel sind diejenigen, die 
den Normen von Arbeit, Produktivität und Leistung 
nicht oder nicht mehr genügen können oder wollen: 
Alte, Behinderte, Kranke, Erwerbslose, Drogenkon- 
sumentInnen, BettlerInnen usw. Sie werden als "ge- 
fährliche Klassen" oder "Problemgruppen" definiert, 
vom gesellschaftlichen Kern abgespalten und einer 
ganzen Bandbreite ‚gesonderter Maßnahmen unterzo- 
gen. Dort werden sie entweder "produktiv" oder aber 
unsichtbar gemacht. Wegsperren, polizeiliche Vertei- 
bung und andere Formen des polizeilich-repressiven 
Kontroll- und Ausgrenzungsarsenals sind dabei nur 
ein Pol in einem kontinuierlichen Spektrum. 

In der Vertreibung von offenen Drogensze- 
nen, Obdachlosen oder bettelnden Menschen, in der 
Kriminalisierung von Flüchtlingen als „ausländische 
Drogendealer“, in der neuen Debatte um das Wegsper- 
ren krimineller Jugendlicher zeigt sich die repressive 
Spitze des autoritären Eisbergs namens „aktivierender 
Staat“. Gänzlich unverfroren wird den sog. Problem- 
gruppen das Freizügigkeitsrecht abgesprochen, etwa 


wenn der damalige Bürgermeister Henning Voscherau 
zu Weihnachten 1993 dafür eintrat, "gefährdete 
Stadtteile vor ungesteuertem Zuzug zu schützen." 
Gemeint waren bereits damals Sozialhilfeempfänge- 
Innen, MigrantInnen und Langzeiterwerbslose. Selbst 
vor einer Grundgesetzänderung hat Voscherau damals 
nicht zurückgeschreckt. 

Bestimmte Bevölkerungsgruppen gefährden 
die Quartiere oder verschandeln das Stadtbild, die 
„Visitenkarten“ der Stadt. „Maßnahmen gegen die 
drohende Unwirtlichkeit der Stadt“ ist der Titel der 
berühmt-berüchtigten Bettlerdrucksache der Innenbe- 
hörde aus dem Sommer/Herbst 1996. Sie kombiniert 
offene Drogenszenen, BettlerInnen, Obdachlose, Gra- 
fiti-SprayerInnen und Hundekot, Müll, Schrott-PKWs 
und suggeriert das Bild vom „Menschenschrott“, der 
unsichtbar gemacht werden muß. Selten zuvor ist die 
offizielle Sprachregelung brutaler und zynischer ge- 
wesen als damals, und selten zuvor sind bestimmte 
Bevölkerungsgruppen offener zu Gesellschaftsfeinden 
erklärt worden. 

Die rot-grüne „Neue Mitte“ bedeutet also 
nicht nur mehr Markt und mehr Deregulierung. Sie 
bedeutet auch mehr Repression und mehr autoritären 
(Sozial-)Staat. Soziale und gesellschaftliche Alternati- 
ven müssen das berücksichtigen. Der Widerstand 
gegen den „aktivierenden Staat“ muß sich selbstver- 
ständlich gegen den Kahlschlag bei den Sozialleistun- 
gen, gegen Einkommensverluste und gegen eine Poli 


tik der Verarmung wenden. Er muß sich aber genauso 
selbstverständlich gegen die agressiven Ein- und Aus- 
grenzungsmechanismen richten, gegen die Ideologie 
und Praxis des Zwangs, der Kontrolle und der Repres- 
sion, die der „aktivierenden Staat‘ so sehr betont. 
Mehr denn je ist  emanzipatorische 
Sozialpolitik Bürgerrechtspolitik. Sozialabbau 
bekämpfen und gleichzeitig die sozialen Grund- und 
BürgerInnenrechte verteidigen. Leistungskürzungen 
kritisieren und gleichzeitig Demütigungen, Schikanen, 
Zwangsmaßnahmen und Ausgrenzung verhindern. 

j Das sind die tagespolitischen Aufgaben einer 
sozialpolitischen Opposition gegen den marktwirt- 
schaftlich-autoritären mainstream von rot-grün. Mit 
dieser Konferenz machen wir einen Anfang. 


Pia Peddinghaus (Sozialpolitische Opposition) 
Holger Griebner (Fachkommission Drogen und 
Sucht der ÖTV Hamburg) 

Michael Thölke (Fachkommission Drogen und 
Sucht der ÖTV Hamburg) 

Andreas Bachmann (REGENBOGEN - für eine 
; neue Linke) 

Wolfgang Thurner (Jusos Hamburg) 

Dierk Hierschel (Jusos Hamburg) 

Sabine Kohlhoff (Sozialpolitische Opposition 


I Hamburg) 
Dirk Hauer (REGENBOGEN - für eine neue 


Linke) 
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Das Sozialamt als „Profit-Center“ 
Zusammenstellung und Überblick über die 
„Modernisierung der Sozialhilfesteuerung” in Hamburg * 


Von Dirk Hauer 


Seit Beginn der 90er Jahre hat sich auf den Sozialäm- 
tern und in der Armutsverwaltung in Hamburg etwas 
einschneidendes verändert. 1991 wurde plötzlich der 
Bewerbungszwang für SozialhilfeempfängerInnen 
verschärft. Reichte es bis dahin aus, sich alle drei 
Monate beim Arbeitsamt zu melden, um seine Ar- 
beitswilligkeit zu demonstrieren, wurden nun mehrere 
Bewerbungen pro Woche oder gar pro Tag gefordert. 
In den folgenden Jahren wurden hier plötzlich Öff- 
nungszeiten geändert, dort Renovierungsbeihilfen 
verweigert und wo anders nur noch Gebrauchtgegen- 
stände als einmalige Leistungen bewilligt. Vor allem 
aber wurde der Zwang zur Arbeit flächendeckend 
verschärft. 
Alle diese Verschlechterungen sind von den 
Betroffenen und häufig auch von den Sachbearbeite- 
rInnen als mehr oder weniger isolierte Maßnahmen 
wahrgenommen worden, die plötzlich "irgendwo 
oben" beschlossen worden waren. Doch was da so 
scheinbar willkürlich und von Bezirk zu Bezirk ver- 


1 Kerngedanke der „neuen Steuerung“: 


Im Jahre 1997 hatte der Senat die Behörde für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales beauftragt, ihn jährlich über 
die Entwicklung von Kosten und Einnahmen bei der 
Sozialhilfe sowie über die strukturelle Entwicklung 
und Beeinflussung der Sozialhilfeausgaben zu infor- 
mieren. Vom 29. Juni 1998 datiert der erste Entwurf 
einer Senatsdrucksache der BAGS mit dem Titel 
„Steuerung der Sozialhilfe”, mit der die BAGS einem 
Teil des Senatsauftrages nachkommt. Im April 1999. 
folgte dann der Entwurf einer zweiten Berichtsdruck- 
sache, die der Senat schließlich im Juli 1999 beschlos- 
sen hat. 

Die Drucksache aus dem Jahr 1998 gibt als 
grundsätzliche Orientierung vor, die Instrumente des 
Neuen Steuerungsmodells (NSM) auf die Sozialhilfe 
anzuwenden. Steuerung der Sozialhilfe meint in die- 
sem Zusammenhang nicht nur betriebswirtschaftliches 
Effizienzdenken in der Mittelverausgabung und im 
Controlling. Steuerung der Sozialhilfe bedeutet vor 
allem auch Steuerung und Kontrolle der Fallzahlen. 
Die Sozialverwaltung geht nicht mehr davon aus, daß 


schieden beschlossen, wieder rückgängig gemacht und 

in neuer Variante wieder beschlossen wurde, hatte und 

hat durchaus einen inneren Zusammenhang, war und 
ist Ausdruck eines neuen strategischen Konzepts der 

Hamburger Sozialverwaltung. "Steuerung der Sozial- 

hilfe" heißt das Zauberwort, mit dem in der Behörde 

für Arbeit, Gesundheit und Soziales seit Beginn der 

90er Jahre experimentiert wird. 
Diese "Steuerung" möchte ich im folgenden et- 

was genauer beschreiben. Ich werde dabei auf vier 

Aspekte intensiver eingehen: 

1. Die "Kostensenkung durch Fallzahlenkontrolle" 
als Grundphilosophie der neuen Armutsverwal- 
tung 

2. Das Prinzip "Steuern mit Zielen und Budgets" 
oder das Profitcenterprinzip der Sozialhilfesteue- 
rung 

3. Die SachbeärbeiterInnen als Subjekt und Objekt 
der neuen Steuerung und 

4. Die Systematisierung des Arbeitszwangs 


Einsparung durch Fallzahlkontrolle 


die Anzahl der Hilfeberechtigten eine exogene Größe 
ist, die von allen möglichen Faktoren abhängig, aber 


“ letztlich durch die Sozialhilfepraxis nicht zu beein- 


flussen ist. In dieser - mittlerweile kritisierten - Logik 
wäre die Hilfepraxis darauf beschränkt, Hilfebedürf- 
tigkeit zu prüfen und anschließend Hilfe zu gewähren. 
Steuerung der Sozialhilfe heißt jetzt, daß in der Hilfe- 
gewährung selbst aktiv darauf hingewirkt werden soll, 
die Anzahl der HilfeempfängerInnen direkt zu steuern, 
d.h. zu reduzieren. 


1.1 Zugangskontrolle und „Loslösung“ 


Die zentralen und absolut vorrangigen Zielvorgaben 
der Sozialbehörde an die bezirklichen Durchführungs- 
organe sind demnach die Kontrolle des Zugangs zur 
Sozialhilfe sowie die „Lösung“ aus der Sozialhilfe. 
Zugangskontrolle heißt dabei vor allem die Heran- 
ziehung vorrangiger Leistungsansprüche, etwa aus den 
verschiedenen Sozialversicherungen, aber auch die 
verschärfte Heranziehung Unterhaltspflichtiger, die 
„Aktivierung von Selbsthilfemöglichkeiten” sowie die 
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sog. Bekämpfung von Leistungsmißbrauch. „Lösung“ 
aus der Sozialhilfe meint in erster Linie die Vermitt- 
lung von Hilfeberechtigten in Arbeit. 

Maßstab für „gute Qualität” und „hohe Wir- 
kung” von Sozialhilfeleistungen ist für die Behörde 
unmißverständlich und durchgängig die „Lösung aus 
der Sozialhilfe”: die Reduzierung der Fallzahlen 
durch. die Abwälzung auf andere Kostenträger, durch 
Arbeitsaufnahme oder schlicht durch Leistungsver- 
zicht. Eine Verbesserung der Lebensverhältnisse der 
EmpfängerInnen von Sozialhilfe wird nur in der „Ver- 
selbständigung” gesehen, nicht etwa (auch) in einer 
vollständigen und unbürokratischen Gewährung aller 
zustehenden Leistungen. Nach $ 1 Abs 2 BSHG ist 
der Sozialhilfeträger verpflichtet, der/dem Leistungs- 
berechtigten „die Führung eines Lebens zu ermögli- 
chen, das der Würde des Menschen entspricht”. Ein 
solcher Verweis taucht in der Senatsdrucksache und 
anderen Behördenpublikationen an keiner Stelle auf. 
Die SachbearbeiterInnen werden sogar ausdrücklich 
für eine Konzentration auf korrekte Bewilligung kriti- 
siert: Die gezielte und systematische „Lösung aus der 


Sozialhilfeabhängigkeit” gehöre nicht zu ihrem All- 
tagshandeln. 


1.2 Kostenreduzierung 


Erfolg oder Mißerfolg von Projekten/Maßnahmen 
wird in allen Behördenpublikationen ausschließlich 
am Kriterium der direkten und indirekten Kostenre- 
duktion gemessen. Dies findet sich letztlich auch in 
der Pressemitteilung wieder, mit der die BAGS die 
Senatsbesprechung zu ihrer ersten Steuerungsdrucksa- 
che der Öffentlichkeit zur Kenntnis gegeben hat: Der 
„Modernisierungsprozeß in der Sozialhilfepraxis” hat 
die Einsparungen bei den Sozialhilfeausgaben „maß- 
geblich unterstützt.” Nach Behördenangaben sind die 
Sozialhilfekosten seit 1995 kontinuierlich von 2,3 
Mrd. DM (1995) über 2,26 Mrd. DM (1996) auf 2 
Mrd. DM (1997) gesunken. Und das obwohl die 
Fallzahlen 1997 um 3% und 1998 um 0,6% gestiegen 
sind. Insgesamt beträgt die Kostenreduktion damit 
9,5%. 


2 HERKULES 


Zentraler Baustein und „Herz” der Neukonzeption in 
der Sozialhilfesteuerung in Hamburg ist bzw. war das 
Projekt HERKULES. Vom 1.4.1996 bis zum 
31.1.1998 existierte eine Projektgruppe aus sieben 
MitarbeiterInnen der BAGS, des SfB und der Bezirke 
unter der Leitung der BAGS. Das Projekt hatte fol- 
gende Aufgaben: 


®e Es sollte ein Modell zur verbesserten Zusammen- 
arbeit von Fachbehörde und Bezirken entwickeln. 
„Darin wird bei der Wahrnehmung der Aufgaben 
zwischen ministerieller (Fachbehörde) und 
durchführender Ebene (Bezirke) strikt unterschie- 
den, Aufgabe, Verantwortung und Kompetenz ge- 
bündelt sowie ein Steuerungs- und Controllings- 
system entwickelt.” 

« Es sollte die Ist-Situation im Sozialhilfehaushalt 
transparent machen und so die Analyse seiner Be- 
stimmungsfaktoren des Sozialhilfehaushalts er- 
möglichen. 

® Für Prognoseverfahren und Kennzahlenentwick- 
lung sollten Konzeptionen entwickelt werden. 

«e Ein systematisches Controlling und Berichtswe- 
sen sollte aufgebaut und entwickelt werden. 

® Die Sozialdienststellen sollten bei der Erkennung 


von Einsparmöglichkeiten im Sozialhilfehaushalt . 


unterstützt werden 
2.2 Steuern mit Zielen und Budgets 


Wichtigstes Steuerungsinstrument, das im Zusam- 
menhang mit Herkules getestet wurde, war die durch- 
gängige Vereinbarung von überprüfbaren Zielen und 
Zuweisung von Budgets. Steuerung mit Zielen und 
Budgets bezieht sich auf die verwaltungsinternen 


Entscheidungs- und Handlungsebenen. Hier werden 
die Beziehungen zwischen der Fachbehörde als Mini- 
sterium, den Bezirksämtern als Durchführungsorgane 
und den Sozialdienststellen und ihren Abteilungen als 
letzte Instanz geregelt. Grundprinzip ist, daß die Be- 
ziehungen zwischen allen diesen Ebenen und Instan- 
zen durch vertragsähnliche Abmachungen geregelt 


. werden. In diesen Kontrakten werden Ziele ebenso 


festgelegt wie Kennziffern zur Messung der Zielerrei. 
chung, Modalitäten der Berichtspflicht und „Budgets”. . 
Dieses Steuerungsprinzip erinnert sehr stark an die 
dezentralen Profit-Center-Konzepte, mit denen pri- 
vatwirtschaftliche Unternehmen die internen Bezie- 
hungen zwischen Filialen, Betriebsteilen und Abtei. 
lungen organisieren und steuern. 


2.2.1 „Fachliche Ziele“ 


Grundlage des HERKULES-Projektes ist eine „Rah- 
menvereinbarung über einen Praxistest für die Ein- 
maligen Leistungen”, die die BAGS mit den Be- 
zirksämtern Hamburg-Nord und Wandsbek getroffen 
hat. Diese Rahmenvereinbarung war gleichzeitig die 
verbindliche Grundlage für einen Zielkatalog „Ein- 
malige Leistungen im Rahmen der Hilfe zum Lebens- 
unterhalt”. 

Die sog. „fachlichen Ziele”, die im Rahmen von 
HERKULES erarbeitet und als Globalziele der BAGS 
den Bezirken vorgegeben wurden, lauteten: . 

«  HilfeempfängerInnen sollen nach ihren Kräften 
an der Bedarfsdeckung mitwirken. 

®e Bei Neueintritt in die Hilfe zum Lebensunterhalt 
sollen grundsätzlich keine Leistungen gewährt 
werden. 
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e Innerhalb Hamburgs soll die Gleichbehandlung 
von HilfeempfängerInnen sichergestellt werden. 

e Die Hilfegewährung soll wirtschaftlich (Her- 
vorhh. im Original)erfolgen und den Verbrauchs- 
gewohnheiten unterer Einkommensschichten ent- 
sprechen. 

e Die Hilfegewährung ll sparsam (Hervorh. im 
Original) im Sinne von Notwendigkeit erfolgen. 

Dabei gilt etwa das Ziel der „Mitwirkung“ als er- 

reicht, wenn bei den Ausgaben für Renovierungen und 

Umzüge nicht mehr als 40% für Fremdfirmen ausge- 

geben worden ist. 

Das Ziel „Grundsäzlich keine Leistungen 
bei Neueintritt” wird wie folgt operationalisiert: Der 
Anteil von Personen, die in den ersten sechs Monaten 
des Hilfebezuges einmalige Leistungen (ohne Pau- 
schalen) erhalten, soll in den Modelldienststellen um 
10% unter den Hamburger Durchschnitt gesenkt wer- 
den. 

Wirtschaftliche Hilfegewährung liegt nach 
den globalen Vorgaben der Projektgruppe dann vor, 
wenn in mindestens 20% der bewilligten Hilfearten 
von den Richtwerten abgewichen wird und wenn 
Artikel, die teurer als 250 DM sind, nur Hilfeempfän- 
gerInnen bewilligt werden, die voraussichtlich länger 
als sechs Monate Hilfe zum Lebensunterhalt beziehen. 

Schließlich erfolgt‘ die Hilfegewährung dann 
sparsam, wenn u.a. durchschnittlich nicht mehr als 
zwei Leistungen im Monat pro Bedarfsgemeinschaft 
bewilligt werden. 


2.2.2 Budget und „Finanzziel“ 


Nach einer festgelegten Formel hat die Projektgruppe 
für jede Dienststelle ein (fiktives) Budget ermittelt, 
mit dem gewirtschaftet und über das berichtet werden 
muß. Doch auch wenn die Budgets „fiktiv” sind: Mit 
ihnen wird das betriebswirtschaftliche Denken und 
Handeln der dezentralen Budgetverantwortung : im- 
plementiert. Sozialdiensstellen und Mitarbeiterinnen 
haben sich so zu verhalten, als hätten sie echte Bud- 
gets zu bewirtschaften. Als globales Finanzziel wurde 
die jeweilige Absenkung des Budgets um 3,5% im 
Vergleich zu dem Vorjahresmonat im Rahmen von 
HERKULES vereinbart und den Bezirken vorgege- 
ben. Als Kennziffer wurde ein monatlicher Abgleich 
zwischen Soll- und Ist-Ausgaben vereinbart. 


2.3 Ergebnisse 
2.3.1 Einsparungen bei Einmaligen Leistungen 


Vom 1. Juli bis 31. Dezember 1997 sind die neuen 
Steuerungselemente im Sozialamt Hamburg-Nord und 
der Sozialabteilung des Ortsamtes Bramfeld getestet 
worden. Gegenstand des Testes waren die Einmaligen 
Leistungen zur Laufenden Hilfe zum Lebensunterhalt 
sowie stationäre Eingliederungshilfe. „Beide Dienst- 
stellen konnten trotz steigender Empfängerzahlen ihre 
Ausgaben deutlich unter den Hamburger Durchschnitt 
halten.” 


e Allein in der Sozialdienststelle des Ortsamtes 
Bramfeld sind in dem halben Jahr des Testlaufs 
440.000 DM eingespart worden. 

e Gegenüber den vorgegebenen 3,5% Absenkung 
des Budgets sind im Testzeitraum in Bramfeld 
25% des Budgets (= 361.000 DM) eingespart 
worden. _ 

* In der Testdienststelle in Hamburg-Nord sind in 
diesem Zeitraum 20,35% des zugewiesenen Bud- 
gets eingespart worden. 

e Insgesamt sind im Jahre 1997 10,9 Mio. DM im 
Bereich der einmaligen Leistungen eingespart 
worden, 82 DM haben Hilfeberechtigte in diesem 
Zeitraum pro Person weniger bekommen. 


232 abgesenkte Richtwerte 


Bereits bis zum März 1997 hatte das Projekt HER- 

KULES über 20 Vorschläge für „Anpassung” der 

Richtwerte an die aktuelle Preisentwicklung, für 

„transparentere Bewilligungsabläufe” (z.B. Kennt- 

lichmachung von Neu- ‘und Ersatzbeschaffung bei 

Möbeln) und für Arbeitsvereinfachung (Verfahren zur 

Berechnung von Fensterdekorationen) mit einem 

Einsparpotential von 4,7 Mio. DM erarbeitet. 

Zu den Vorschlägen von HERKULES, die bereits 
umgesetzt worden sind oder deren Umsetzung unmit- 
telbar bevorsteht, gehören u.a.: 

e . Einführung einer Wohnungspauschale für Ein- 
richtungsgegenstände seit Oktober 1996; 

e neue Richtwerte für Hausrat und Waschma- 
schinen; seit Dezember 1996 wurden: Einzel- 
preise für Waschmaschinen an die Preisentwick- 
lung regionaler Anbieter angepaßt. Damit werden 
für Waschmaschinen durchschnittlich 600 DM 
bewilligt (vorher 773 DM). Die Einsparung bei 
jahresdurchschnittlich 5.000 bewilligten Maschi- 
nen beträgt 800.000 DM jährlich. 

e  abgesenkte Richtwerte für Staubsauger von 100 
DM (vorher 130 DM) 

e  abgesenkte Richtwerte für Baby-Grundausstat- 
tung von 400 DM (vorher 630 DM), 

e Wegfall der Regelsatzerhöhung bei Sprachkur- 
sen, Umschulungen und Fortbildung, 

e Streichung der Regelsatzerhöhung für Alleiner- 
ziehende mit Kindern zwischen 7 und 16 Jah- 
ren, 

®e Absenkung der Krankenkostzulagen, 

e Anrechnung von Erstattungen aus dem Lohn- 
steuerjahresausgleich und Einkommenseinsatz bei 
einmaligen Hilfen auch bei Personen, die keine 
laufende Hilfe beziehen. 


2.3.3 Verwendungsnachweise und Hausbesuche 


“Die Reduzierung der Leistungen ist mit erheblichen 


zusätzlichen und neuen Demütigungen und Schika- 
nen verbunden. Sozialhilfe wird zunehmend von ei- 
nem verankerten Rechtsanspruch zu einer Almosenlei- 
stung verwandelt. 
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Im Rahmen des HERKULES-Projektes ist in 


beiden Test-Dienststellen massiv mit Verwendungs- 


nachweisen für bewilligte einmalige Leistungen gear- 
beitet worden. In Nord etwa mußten Elektrogeräte 
über 100 DM vor Bewilligung in ihrer Verwendung 
nachgewiesen werden. Das bedeutete auch, daß Hil- 
feempfängerInnen massiv und eindringlich mit An- 
schreiben und Informationszetteln darauf hingewiesen 
wurden, vor einer Neubewilligung alte Geräte und 
Gegenstände wie etwa Kinderwagen zu verkaufen 
bzw. sich neue Geräte von Freunden und Bekannten 
zu leihen. In Bezug auf die Selbsthilfe bei Umzügen 
und Renovierungen muß in Beratungsgesprächen oder 
durch schriftliche Unterlagen nachgewiesen werden, 


daß Freunde, Bekannte, Nachbarn und Verwandte zur 
Hilfe wirklich nicht bereit und in der Lage sind, bevor 
der Einsatz einer Fremdfirma bewilligt wird. 

Insbesondere in Bramfeld ist die intensive 
Bedarfs- und Bedürftigkeitsprüfung durch „regelhaft 
unangemeldete” Hausbesuche vorgenommen worden. 
Im zweiten Halbjahr 1997 sind dort 330 solcher Besu- 
che durchgeführt worden, d.h. 55 pro Monat und na- 
hezu 3 pro Tag. Die Information über das Recht, einen 
unangemeldeten Hausbesuch zu verwehren, erfolgte 
lediglich auf Nachfrage und dann mit den Hinweis 
daß die Verweigerung des Zutritts zu einer Ablehnung 
der beantragten Leistung führen könne. 


3 SachbearbeiterInnen als Zielgruppe 


Im Zusammenhang mit HERKULES wird von Behör- 
denseite von „bisher unbekannten Antriebskräften” 
gesprochen, die der Steuerungsprozeß bei den Sachbe- 
arbeiterInnen ausgelöst habe. Die „Zusammenführung 
von Verantwortung für Aufgabe, Geld und Ergebnis” 
habe zu einer „Entfesselung der Kreativität vor Ort” 
geführt. Dies sind Hinweise darauf, daß es bei der 
Steuerung der Sozialhilfe auch in erheblichem Maße 
um die Köpfe der SachbearbeiterInnen geht. Immer 
wieder werden diese auch bei HERKULES dafür 
kritisiert, daß sie keine Anreize für „kostenbewußtes 
Handeln“ hätten und sich ausschließlich an der 
Rechtmäßigkeit des Verwaltungshandeln orientieren, 
die gezielte Einflußnahme auf den/die Hilfeempfänge- 
ıIn in Bezug auf Zugangssteuerung und „Loslösung“ 
aber vernachlässigen. Dies heißt im Kern, daß sich die 
SachbearbeiterInnen ein kostenorientiertes Denken 
und eine planmäßige Einflußnahme auf die Hilfebe- 
rechtigten noch nicht angewöhnt hätten. Eines der 
wesentlichen Ziele von HERKULES ist es daher, die 
Ziele, die Logik und das Verhalten der Sozialbehörde 
in den SachbearbeiterInnen selbst durchzusetzen. Es 
geht um die Durchsetzung eines neuen „Rollenver- 
ständnisses“ und die „Übernahme sozialpolitischer 
Verantwortung. für die Umsetzung im Bereich der 
Sozialhilfe”, um einen „Bewußtseins- und Einstel- 
lungswandel” und um „eine breite Identifikation der 
Mitarbeiterschaft mit den Zielen (von HERKULES 
und der Fachbehörde, D.H.). ” 
Das erste Mal wurde unter dem Schlagwort 

„Arbeitszufriedenheit“ im Zusammenhang mit Mo- 


VES (Start 1.1.1996) systematisch daran gearbeitet, _ 


das tradierte Selbstverständnis der SachbearbeiterIn- 
nen und ihre Haltung und Einstellung sowohl zu den 
HilfeempfängerInnen wie auch zu dem neuen Steue- 
rungsprozeß zu verändern. Die Behörde analysierte 
intensiv die im Verhalten der SachbearbeiterInnen 
begründeten Hindernisse für die in ihrem Sinne „effi- 
ziente“ Hilfegewährung. So wird die Haltung der 
SachbearbeiterInnen wird wie folgt beschrieben und 
beklagt: „Wir sind dazu da, die Armen der Stadt - 


relativ großzügig - mit Geldleistungen zu versehen 
und messen unseren Erfolg daran, daß wenig Kon- 
flikte mit HilfeempfängerInnen und Hilfeempfängern 
das dienststelleninterne Geschehen stören. (... ) Als 
Gegengewicht zu einer als hoch eingestuften qualitati- 
ven und quantitativen Belastung wurden zudem (von' 
den Führungskräften, D.H,) Schwächen einzelner 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie kleinere Frei. 
räume akzeptiert und geschützt.“ 

Nach Einschätzung der Projektgruppe Mo- 
VES haben SachbearbeiterInnen in erheblichem Um- 
fang die Gewährung von Geldleistungen als „infor- 
melle Entlastungsstrategie“ gewählt, die jedoch durch 
ihre „Großzügigkeit die Attraktivität des Hilfebezugs“ 
verstärkt und den Abstand zum Lebensstandard ünte- 
rer Einkommensschichten vermindert habe. Eines 
solche Strategie ist nach MoVES ausdrücklich poli- 
tisch unerwünscht und muß durch eine Bereitschaft 
zum Konflikt ersetzt werden: „Nur Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter, die gut geführt und nicht chronisch 
überlastet werden, sehen sich in der Lage zu den not. 
wendigen Auseinandersetzungen mit den Hilfeemp- 
Jfängerinnen und -empfängern. (...) Die Menschen zu . 
Subjekten der Prozeßgestaltung zu machen, ist ebenso 
Ausdruck von Respekt vor den Personen und ihren 
Gefühlen wie ein wesentliches Mittel zur Reduzierung 
von Widerstand.“ 

Während der gesamten Projektlaufzeit sind 
die SachbearbeiterInnen immer wieder zu den einzel- 
nen Projektbereichen befragt worden. Zusammenfas- 
send muß die Projektgruppe Ende 1998 eingestehen, 
daß das Ziel der „Erhöhung der Arbeitszufriedenheit“ 
nicht im erwarteten Umfang erreicht worden sei. Vor 
allem im Zusammenhang mit den Plus-Aktionen ha- 
ben SachbearbeiterInnen in erheblichem Umfang über 
zusätzliche Arbeitsbelastungen geklagt (s.u.). Und 
auch im Jahr 1998 hat es immer wieder Presseberichte 
gegeben, in denen auf den hohen Krankenstand, das 
burn-out-Syndrom oder nicht besetzte Stellen in den 
Sozialämtern hingewiesen wurde. 
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4 Die Systematisierung des Arbeitszwangs 


Die Neuorientierung in der Sozialhilfesteuerung 
wurde im Mai 1994 mit dem Modellversuch „Effek- 
tive Sozialhilfe” eingeleitet (Start 1.5.1994). Die Er- 
gebnisse wurden seit Januar 1996 durch das Projekt 
MoVES flächendeckend transferiert und weiterent- 
wickelt (Start 1.1.1996). Während HERKULES das 
Grundprinzip des NSM - „Steuern mit Budgets und 
Zielen” - entwickelt und am „Steuerungsbereich Ein- 
malige Leistungen” getestet hat, standen bei der Ef- 
fektiven Sozialhilfe/MoVES insbesondere der „Steue- 
rungsbereich Loslösung aus der Sozialhilfe” im 
Vordergrund. 

MoVES hat sich nach eigenem Bekunden in 
einem „Zieldreieck” zwischen „Haushaltskonsolidie- 
rung”, „Arbeitszufriedenheit der MitarbeiterInnen” 
und „Verbesserung der Lebensqualität von Sozialhil- 
feempfängerInnen” bewegt. Zu dem Zielbereich 
„Haushaltskonsolidierung” gehörte dabei vor allem 
die „Loslösung aus der Sozialhilfe”, „Verbesserung 


der Lebensqualität” hieß z.B. „Umsetzung des Grund- - 


satzes ‚Hilfe zur Selbsthilfe’”” und „Normalisierung 
der Lebensverhältnisse ... durch Arbeitsaufnahme”. 
Daß Erwerbslose und SozialhilfeempfängerInnen 
somit nach ihrer Definition ein „unnormales Leben“ 
führen, ist für diese Verwaltungsphilosophie genau- 
sowenig ein Problem wie die Frage nach den tatsäch- 
lichen Lebensverhältnissen, die durch „Arbeitsauf- 
nahme“ durch die Sozialämter ermöglicht werden. 


4.1 „Loslösung aus der Sozialhilfe“: Die Plus-Ak- 
tionen : ; 


Die Plus-Aktionen, d.h. die gezielte „Loslösung“ von 
SozialhilfeempfängerInnen und ihre „Vermittlung in 
Arbeit“ stand erklärtermaßen im Mittelpunkt von 
MoVES. Prinzipiell jede/r Sachbearbeiterin wurde 
von der Steuerungsgruppe aufgefordert, aus der lau- 
fenden Fallkartei und zusätzlich zum laufenden Ta- 
gesgeschäft zunächst einen Fall (1-Plus-Aktion 1996), 
später vier Fälle (4-Plus-Aktion 1997) auszuwählen 
und aus der Sozialhilfe zu „lösen“. Auswahlkrite- 
rium war allein die zu erwartende Kostenersparnis: 
'Es sollten nur Fälle ausgewählt werden, die mit einem 
Einsparpotential von mindestens 800 DM pro Monat 
an laufender Hilfe zum Lebensunterhalt verbunden 
. waren und die seit mindestens 6 Monaten Sozialhilfe 
bezogen haben. 

Aufbauend auf den Erfahrungen im Bereich 
Girokonten hat es auch bei den Plus-Aktionen einen 
Vertrag zwischen dem SfB und der Finanzbehörde 
gegeben. Ziel des SfB's war es dabei, daß die durch 
die Plus-Aktionen erzielten Einsparungen im Verhält- 
nis 1:2 zwischen den Bezirken und der Finanzbehörde 
aufgeteilt und zum Stellenerhalt in den Bezirken ge- 
nutzt werden sollte. Zusätzlich sollten im Jahre 1998 
32 zusätzliche Stellen bei den Bezirken anfallen. Dem 
folgte die Finanzbehörde nicht. Sie verzichtete ledig 


lich auf den für 1998 geplanten Stellenabbau von 24 
Stellen, sofern die 4-Plus-Aktion 1998 fortgesetzt und 
gleichzeitig eine genaue Untersuchung über Art und 
Dauer der vermittelten Arbeitsverhältnisse erstellt 
werden würde. 

Nach Behördenangaben sind im Rahmen der 
1-Plus-Aktion 501 Personen vollständig oder teil- 
weise aus der Sozialhilfe „gelöst“ worden. Von diesen 
Lösungen sind allerdings nur 422 in Arbeit (Vollzeit- 
oder Teilzeitbeschäftigung) vermittelt worden, die 
restliche 79 Personen haben entweder auf ihren Sozi- 
alhilfeanspruch verzichtet, oder er ist ihnen versagt 
worden. 162 Fälle galten Ende Dezember 1996 als 
„nicht gelöst“ (etwa wegen Krankheit, Drogenabhän- 
gigkeit etc.), 1.522 Fälle waren noch als potentielle 
Plus-Fälle markiert. Insgesamt sind im Zeitraum der 
1-Plus-Aktion 636.000 DM eingespart worden, d.h. 
durchschnittlich 900 DM pro Person und Monat. 

Im Rahmen der 4-Plus-Aktion des. Jahres 
1997 sind insgesamt 3.029 Menschen aus der Sozial- 
hilfe „gelöst“ worden, davon 2.179 vollständig. Unter 
diesen „vollständig gelösten“ Fällen waren 1.746 
Arbeitsaufnahmen, in 358 Fällen meldeten sich die 


‚Menschen nicht mehr beim Sozialamt, in 48 Fällen 


wurde die Sozialhilfe wegen der Weigerung, „zumut- 
bare Arbeit“ anzunehmen, gestrichen, und 27 Fälle 
sind in die Lohnkostenförderung gekommen. D.h. 
18,6% oder nahezu jede fünfte „Loslösung“ beruhte 
1997 auf dem Verzicht oder der Verweigerung von 
Sozialhilfe! Teilweise gelöst waren 1997 850 Fälle, 
„nicht gelöst“ 939 Fälle. Insgesamt sind in Vollzeit- 
oder Teilzeitbeschäftigung 2.511 Fälle vermittelt wor- 
den. 

Hinweise und Informationen über Dauer und 


. Qualität der neuen Beschäftigungsverhältnisse hat die 


Armutsverwaltung bisher nicht vorgelegt. 

In finanzieller Hinsicht ist das anvisierte 
Einsparziel von 10,8 Mio. DM übererfüllt worden: 13 
Mio. DM sind durch die 4-Plus-Aktion 1997 
eingespart worden. Für 1998 wird mit ca. 2.500 
gelösten Fällen gerechnet, davon ca. 2.100 
Arbeitsaufnahmen. Damit rechnet die 
Armutsverwaltung mit einer abermaligen Einsparung 
in Höhe von ca. 10 Mio. DM. 


4.2 Effiziente Vermittlung in Arbeit 


„Loslösung aus der Sozialhilfe“ und „Vermittlung in 
Arbeit“ gehören zu den Kernelementen der neuen 
Sozialhilfesteuerung. Insgesamt geht die BAGS davon 
aus, daß von den 135.000 SozialhilfeenpfängerInnen 
in Hamburg ca. 15.000 Menschen „prinzipiell in Ar- 
beit vermittelbar“ sind. Mit den Plus-Aktionen ist das 
erste Mal systematisch versucht worden, diese Men- 
schen konsequent herauszufiltern, Die deutliche An- 
weisung an die Bezirke in Bezug auf die zukünftigen 
Schwerpunkte der Sozialhilfepraxis sowie die Ansage, 
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auch im Haushaltsjahr 2.000 noch einmal 1.000 Sozi- 
alhilfeempfängerInnen „in Arbeit“ zu vermitteln, 
signalisiert, daß die Armutsverwaltung auch in den 
folgenden Jahren diesen Ausleseprozeß mit aller 
Schärfe fortzuführen gedenkt. Allein im nächsten 
Haushaltsjahr sollen so 10 Mio. DM eingespart wer- 
den. Wie hat es die Senatorin (und ehemalige DGB- 
Chefin) Karin Roth während der letzten Haushalt- 


spressekonferenz so treffend formuliert: „Sparen wo 


es gut und vernünftig ist, z.B. bei der Sozialhilfe." 
4.2.1 Pilotprojekt „Fachstellen Hilfe zur Arbeit“ 


Bereits im Rahmen von MoVES wurde ein Pilotpro- 
jekt „Fachstellen Hilfe zur Arbeit“ entwickelt, das bis 
heute in fünf Bezirken erprobt wird. Leitgedanke ist 
die Zentralisierung der Vermittlung in Arbeit und 
damit auch die zentralisierte Erfassung und „Bearbei- 
tung“ insbesondere von Neufällen in der Sozialhilfe. 
NeuantragstellerInnen müssen generell vor jeder Hil- 
fegewährung diese Fachstellen aufsuchen und werden 
dort zentral, flächendeckend und einheitlich mit der 
Arbeitsverpflichtung konfrontiert. Daß bei den irritie- 
renden Verweisen auf neue Dienststellen oder bei den 
aufoktroyierten Bewerbungsgängen Hilfeberechtigte 
nicht daran denken, den Antrag unverzüglich abzuge- 
ben, dürfte ein bewußt einkalkulierter Nebeneffekt 
sein; 


4.2.2 Arbeitszwang bei aufstockender Sozialhilfe: 
Das Beispiel Altona 


Neben den Fachstellen und den Plus-Aktionen gibt es 
offensichtlich eine Reihe, hauptsächlich bezirklicher 
Modelle und Pilotprojekte zur effektiveren Ausge- 
staltung der „Loslösung aus der Sozialhilfe.“ So exi- 
stieren etwa in den Sozialämtern Altona, Harburg und 
Hamburg-Mitte seit dem 1.2.1999 „Modellprojekte 
zur Steuerung des Zugangs zur Sozialhilfe und zur 
Loslösung“. 

Auch das Teilprojekt „Beschleunigter Abbau 
von Sozialhilfefällen mit einer Sozialhilfe unter/gleich 
400 DM ohne pauschaliertem Wohngeld” in Atona ist 
im Zusammenhang mit diesen Experimentierprojekten 


auf vornehmlich bezirklicher Ebene eingeführt wor- 
den. Es lief vom 26.6.1998 bis zum 30.9.1998, Es 
wurde allen BezieherInnen von aufstockender Sozial- 
hilfe bis zu einer Höhe von 400 DM per Anschreiben 
die komplette Streichung der Hilfe angedroht bei 
gleichzeitigem Hinweis auf die allgemeine Arbeits- 
verpflichtung nach $ 2 BSHG und dem Hinweis auf 
den Hamburger Arbeitsmarkt, wonach niemand län- 
gere Zeit arbeitslos sein müsse und jede, auch noch so 
ungesicherte Beschäftigung angenommen werden 
müsse. Anschließend sind die Leistungen in der Tat 
konsequent eingestellt worden, mittlerweile werden 
Anträge von der Sozialdienststelle gar nicht mehr 
angenommen. 

Durch „Lösung aus der Sozialhilfe” bzw. 
durch Verzicht auf. Leistungsansprüche hat dieses 
Projekt zu monatlichen Einsparungen von 22.863 ‚24 
DM und zu jährlichen Einsparungen von 274.358 „88 
DM geführt. Die Personalkosten werden mit monat- 
lich 13.750 DM, jährlich 165.000 DM und während 
der Projektphase mit 41.250 DM angegeben. Das 
Sozialamt Altona bestätigt inzwischen, daß auch nach 
Ablauf des Modellprojektes alle Neuanträge darauf 
überprüft werden, ob der Anspruch unter 400 DM 
liegt. In solchen Fällen werden die Anträge generell 
unter Verweis auf die Möglichkeit einer geringfügigen 
Beschäftigung abgelehnt. Damit wird in Altona das 
Recht auf aufstockende Sozialhilfe für Beträge bis zu 
400 DM generell und regelhaft verweigert. Dieser 
Logik folgend müßten eigentlich auch BezieherInnen 


. von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt 400 DM 


durch „Eigenleistung“, sprich Arbeit, erbringen. Man 
darf gespannt sein, wann die erste Sozialdienststelle 
im Rahmen eines Pilotprojektes auf die Idee kommt, 
die laufende Hilfe mit Verweis auf die Arbeitsmarkt. 
situation pauschal um 400 DM zu kürzen. 


* Bei dem hier vorliegenden Text handelt es sich um eine gekürzte 
Version einer längeren Untersuchung, die auch veröffentlicht wor- 
den ist in: Sozialpolitische Opposition Hamburg (Hg.): "Brothlos 
leben", Hamburg 1999; zu beziehen über Sozialpolitische Opposi- 
tion Hamburg, Nernstweg 32-34, 22765 Hamburg 
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Sicherheit als kommerzielles Produkt 
Anmerkungen zu zusätzlichen Ausgrenzungen 


von Michael Lindenberg 


Sicherheit als kommerzielle Kategorie 


Die Gewährleistung von Sicherheit wird zunehmend 
zu einer kommerziellen Kategorie. Dazu wird 
Sicherheit in eine individuell zu kaufende 
Versicherungsleistung überführt. Wie sicher ich lebe, 
wird also davon abhängig, wie gut ich mich versichern 
kann. Ich muß mir Sicherheit dann nach meinem 
eigenen Kaufkraftvermögen zurechnen. Diese Form 
von eingeschränkter, nur persönlich zurechenbarer 
Versicherung löst ein umfassenderes Verständnis von 
„sozialer Sicherheit“ ab. Mit sozialer Sicherheit ist die 
Gewährung von sozialstaatlichen Leistungen für Alle 
ohne Ansehen des individuellen Kaufkraftvermögens 
gemeint gewesen. Diese sozialstaatliche Sicherheit 
war an das wohlfahrtsstaatliche Versprechen geknüpft, 
daß es möglich sei, prinzipiell jeden in den 
gesellschaftlichen Konsens einzubeziehen (Inklusion). 
Zwar ist dies niemals vollständig geglückt. Doch 
konnte auch gegenüber den Ausgeschlossenen das 
Versprechen aufrechterhalten werden, daß sie nur 
zeitweilig Exkludierte seien. Sie lebten also, auch in 
Zeiten ihres gesellschaftlichen Ausschlusses, stets mit 
der Chance, in den gesellschaftlichen Konsens 
zurückkehren zu können. Sie konnten daher noch als 
„prekär Inkludierte“ bezeichnet werden. Die dauerhaft 
Inkludierten wurden ihnen gegenüber zum 
Wohlwollen und zur Zahlung mit dem Versprechen 
aufgefordert, daß die Rückführung der Exkludierten 
eine lohnende Investition sei. Das extreme Mittel 
dieser jeweils zeitlich begrenzten Ausschlüsse war das 
staatlich betriebene Gefängnis. Entsprechend baute es 
nicht nur auf der Bestrafungsidee auf, sondern war 
stets von einem Besserungsdiskurs unterlegt. Über 
Besserung, Rehabilitation und Respaialisiseuag sollte 
die Rückführung gelingen. 

Fällt das wohlfahrtsstaatliche Inklusions- 
versprechen weg, so muß dies zu Auswirkungen auf 
den organisierten Ausschluß führen. Diese 
Auswirkungen sollen in diesem Beitrag diskutiert 


werden. Ich gehe dabei davon aus, daß sich das 
Gefängnis als harten Kern dieser Ausschlußverfahren 
halten wird, wenn auch in veränderter, weil 
zunehmend kommerzialisierter und damit immer 
weniger auf Re-Integration hin angelegte Form. (1) 
Zusätzlich wird auf eine Reihe von weiteren, nunmehr 
auf dauerhaften Ausschluß hin angelegte 
Mechanismen zurückgegriffen. Diese sich 
abzeichnenden ergänzenden Exklusionsformen will 
ich anhand einer Reihe von Beispielen diskutieren. 
Dabei will ich erstens fragen, welche Auswirkungen 
der Wegfall des Inklusionsversprechens für Alle auf 
das Gefängnis als den „Ausschlußklassiker“ des 
Wohlfahrtsstaates hat. Zweitens und von größerem 
Interesse für mich sind jedoch einige der in letzter Zeit 
hinzugekommenen Ausschlußmöglichkeiten. Ich 
denke dabei einmal an sogenannte „moralfreie 
Räume“, wie etwa Fixerstuben. Ich denke dabei weiter 
an neue (bzw. aus der Geschichte wieder 
hervorgeholte) Ausschließungstechniken der 
individuellen, kennzeichnenden Exklusion: etwa an 
den (in den Vereinigten Staaten wieder eingeführten) 
Pranger, oder aber die elektronische Fußfessel. Ich 
denke dabei schließlich an kommerziell begründete 
Ausschlußmöglichkeiten im öffentlichen Raum. 

Diese Exklusionstechniken sind sehr 
unterschiedlich. Sie werden jedoch durch eine 


. eindeutige Tendenz markiert: sie sind eingebunden in 


eine Kommerzialisierung der Sicherheit. Sicherheit 
wird zur Ware. Sicherheit gegen Geld wird nunmehr 
nicht nur von den Versicherungskonzernen angeboten, 
sondern auch von kommerziellen 
Dienstleistungsunternehmen, die den Ausschluß über 
die Warenform organisieren. Bevor ich auf diese 
Fallbeispiele für die Kommerzialisierung von 
Sicherheit eingehe, zunächst einige diese Fallbeispiele 
einfassenden Anmerkungen zur Verkürzung sozialer 
Sicherheit auf personale Sicherheit. 


Verkürzung sozialer Sicherheit auf persönliche Sicherheit 


Sicherheit ist in der wohlfahrtsstaatlichen Nach- 
kriegsgesellschaft ein komplexes Anliegen gewesen, 
weil es nicht nur um eine nach individuellem 
Vermögen herzustellende persönliche Sicherheit ging 
(etwa entsprechend der jeweiligen Stellung in einer 
stratifiziertten Gesellschaft), sondern um eine 
gesellschaftlich verfaßte, allen mehr oder weniger 


gleichermaßen zustehende und garantierte Sicherheit. 
Dies ist nicht nur die Sicherheit des Hausbesitzers auf 
Sicherung seines Eigentums gewesen, sondern auch 
die Sicherheit des Mieters auf Sicherung seiner 
Wohnmöglichkeit. Es ist nicht nur die Sicherheit der 
abgesicherten gesellschaftlicen Mitte auf 
abgesicherte Ausbildung für ihre Kinder gewesen, 
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sondern auch die Sicherheit der Randständigen auf 
angemessene Hilfen, wenn es zu Aus- 
bildungsproblemen ihrer Kinder kam. In dieser auf 


dauerhafte Inklusion Aller hin angelegten Gesellschaft 


galt es, alle ihre Glieder in (fast) allen ihren 
Schattierungen und individuellen Lebensentwürfen zu 
berücksichtigen. 

Der Abschied von diesem Entwurf und die 
damit einhergehende Akzeptanz einer auf Dauer 
gestellten Exklusion klar umgrenzter Be- 
völkerungsgruppen ist in der gegenwärtigen . in- 
nenpolitischen Diskussion von enormen politischen 
Vorteil. Damit kann von dem komplexen Begriff der 
sozialen Sicherheit abgesehen werden und stattdessen 
der Schutz der Inkludierten vor den Exkludierten als 
zentrales Sicherheitsziel aufgefaßt werden. Mit diesem 
Wechsel ist Sicherheit ein einfaches und problemlos 
im öffentlichen Diskurs zu zirkulierendes Thema 
geworden. Auf dieser vereinfachenden Grundlage 
können schlichte und damit eindringliche Bilder 
gebaut werden, die den großen Vorteil haben, daß sie 
sich hervorragend für aufregende und gut zu 
beobachtende Shows eignen. Diese Shows the- 
matisieren den „Kampf gegen die Kriminalität“, aber 
selbstverständlich nur solche Kriminalität, die sich 
gegen das private Eigentum und die körperliche 
Unversehrtheit richtet. „Crime in the streets“ ist ihr 
Thema, nicht „crime in the suites“. Die Vertreter der 
Massenmedien wissen um die besondere Geeignetheit 
dieser Bilder und machen sie sich zunutze. 

Wenn wir sodann anhand dieser Bilder den 
Zustand unserer Gesellschaft beurteilen (und die 
meisten von uns unterwerfen sich der Suggestivkraft 
dieser Bilder, ob wir es nun zugeben oder nicht), so 
entsteht, parallel zur Vereinfachung des Begriffs der 
Sicherheit, eine korrespondierende manichäische 
Weltsicht. Diese Weltsicht umspielt die strikte Teilung 
der Gesellschaft in Exkludierte und Inkludierte 
gleichsam kontrapunktisch. Es entsteht dann der 
Eindruck, als ob die Welt weitgehend in schlechte 
Kriminelle einerseits und die guten Wächter der Ord- 
nung andererseits aufgeteilt sei -— und also der 
Ausschluß derjenigen, die die Sicherheit der In- 
kludierten bedrohen, die einzige und erschöpfende 
Antwort zur Beseitigung von Unsicherheit. 

Damit wird Angst zum zentralen Mecha- 
nismus unserer Selbstantriebe (vgl. zum folgenden 
Baumann 1998). Diese mit Bedeutungen überladene 
und als existentiell empfundene Angst um die 
persönliche Sicherheit verweist alle anderen 
Besorgnisse in den Schatten. Daher können sich die 
Regierungen nun entlastet fühlen. Kaum jemand wird 
bei diesen Deutungen noch von ihnen erwarten, daß 
sie mit ihren schwachen und zunehmend auf die 
„Kriminalitätsbekämpfung“ (also auf die Bekämpfung 
der Exkludierten) konzentrierten Mitteln darüber hin- 
aus noch etwas unternehmen können, um die hinter 
der Sorge um persönliche Sicherheit liegenden viel 
tieferen Besorgnisse um die komplexe soziale 
Sicherheit beheben. Daß dies nicht geschieht, dafür ist 
gesorgt, denn alle starren gebannt auf die täglichen 
Dramen und Stories, deren schrecklichen Resultate 


nur mit High-Tech-Polizeiwaffen, 
Hochsicherheitsgefängissen, Autowegfahrsperren und 
Haus-Alarmanlagen sowie durch harte Abschreckung 
und tapfere Sicherheitsoffiziere bekämpft werden 
können. 

Und deshalb wird die Popularität der Re- 
gierungen in der Innenpolitik ausschließlich durch den 
Bau weiterer Gefängnisse, durch härtere Gesetze und 
durch Verlängerung der Haftstrafen gehoben. Nur 
diese Maßnahmen zeigen an, daß die Regierungen 
zielgerichtet, hart und bestimmt arbeiten. Und vor 
allem verdeutlichen sie, daß die Regierungen „etwas 
tun“. Und zwar auf greifbare und hoch dramatische 
Weise. 

Dabei verschwindet hinter dem Schau- 
spielcharakter dieser demonstrativen Härte, dieser 
technischen Vielseitigkeit, diesem unmittelbaren und 
prompten Reagieren die Frage nach der tatsächlichen 
Effektivität dieses Handelns. Ohnehin gerät 
Effektivität angesichts der Kurzatmigkeit der 
Medienereignisse nur selten auf den Prüfstand. Der 
Schauspielcharakter ist bedeutsamer als der 
nachgewiesene Umfang der Tatverdächtigen oder der 
Verurteiltenziffern oder gar eine Diskussion darüber, 
wie die Differenz zwischen diesen beiden Daten 
zustande kommt. Und bei diesem Schauspiel hilft es 
enorm, wenn neue, besonders abstoßende und 
gleichwohl weitverbreitete Delikte zur Kenntnis der 
Öffentlichkeit gebracht und weitere Strafkampagnen 
eingeleitet werden. Solche periodischen Kampagnen 
tragen dazu bei, die Gefahren im Auge zu behalten 
die von solchen Verbrechen und Verbrechern aus. 
gehen. Und vor allem hindern sie das Publikum am 
Nachdenken darüber, warum es sich, trotz dieser 
immensen Anstrengungen, täglich unsicherer 
ängstlicher und verlorener fühlt. 2 

Damit können die Unsicherheitsgefühle des 
heutigen Menschen in eine intensive Beschäftigung 
mit seiner persönlichen Sicherheit enggeführt werden. 
Diese Engführung verläuft paßgenau zu den neuen 
Realitäten nationalstaatlicher Politik mit ihren 
eingeschränkten Kompetenzen in der Ära der 
„Globalisierung“. Denn genau dies ist es, was die 
exterritorialen WMarktkräfte den Nationalstaaten 
überlassen: sich auf die Sicherung der örtlichen 
Gemeinwesen zu beschränken. So antworten die 
Nationalstaaten auf die neue Raumordnung mit einer 
Wiederaufrichtung von Grenzen. Diese 
Wiederaufrichtung ist die materialisierte Grundlage 
für die manichäische Teilung in das Reich der 
Finsternis einerseits und das des Lichtparadieses 
andererseits, die sich in einer zunehmend 
trennscharfen Scheidung der Exkludierten von den 
Inkludierten niederschlägt. Auf dieser Grundlage kann 
dann definiert, bestimmt, abgegrenzt, eingegrenzt, 
ausgegrenzt, kurz: mit Termini (lat. Grenze) gearbeitet 
werden (von Alemann 1999). Und so sind die 
Regierungen in einer Welt globaler Finanzen auf 
wenig mehr als auf eine Rolle als etwas zu groß 
geratene Polizeibezirke verwiesen. Die Quantität und 
die Qualität der Polizeibeamten vor Ort, ihre 
Fähigkeit, die Straßen von Bettlern, Schädlingen und 
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Langfingern freizuhalten, ihre Kompetenzen, die 
Gefängnismauern undurchlässig zu gestalten, schaffen 
Investorenvertrauen und beeinflussen die 
Entscheidungen für oder gegen Kapitaleinsatz. 

Die „gute Arbeit“ der Streifenbeamten, der 
Gerichte und der Vollzugsbehörden ist das Beste (und 
vielleicht sogar das Einzige), was die Nationalstaaten 


noch vorzuweisen haben, wenn sie das 
nomadisierende Kapital überzeugen wollen, in die 
Wohlfahrt ihrer Subjekte zu investieren. Der kürzeste 
Weg zu ökonomischer Prosperitätt und zur 
Zustimmung der Wähler führt über die öffentliche 
Darstellung staatlicher Tapferkeit und Härte. 


Das widerständige Gefängnis und seine Zusätze 


In dieser. klar gespaltenen Situation kommt dem 
Gefängnis weiterhin eine herausragende Bedeutung 
zu. Gerade das Gefängnis gilt nach wie vor als der 
überzeugendste Beweis dafür, daß gehandelt wird: 
„Einsperrung zu der .zentralen Strategie für die 
persönliche Sicherheit der Bürger werden zu lassen, 
heißt (...), eine Sprache zu sprechen, die sogleich 
verstanden wird, weil sie allgemein vertraute 
Erfahrungen beschwört“ (Baumann 1998,17). Obwohl 
diese weithin vertraute Basis daher nicht aufgegeben 
wird, beginnen sich daneben sowohl weitere 
Ausschlußtechniken zu etablieren als auch das 
Gefängnis selbst zu wandeln. Diese Wandlungen 
hängen nicht zuletzt damit zusammen, daß die Verkür- 
zung sozialer Sicherheit zu persönlicher Sicherheit mit 
der beschriebenen Kommerzialisierung von Sicherheit 
verbunden ist. Diese Kommerzialisierung wirkt auf 
die Ausschließungstechniken zurück. Scheerer 
(1996,322-333) hat formuliert, daß dort, wo früher nur 


Herrschaft war, heute auch der Markt sei. Das schließt - 


nicht aus, daß Sicherheitsbedürfnisse und 
Kriminalitätsraten schon immer. Gegenstand von 
Manipulationen gewesen sind. Aber nur Gegenstand 
von Manipulationen der politischen Herrschaft. Nun 
allerdings setzt in dem Maße, in. dem Sicherheit, 
Strafverfolgung und Strafvollstreckung den Mark- 
timperativen unterworfen werden, eine Ressour- 
cenausbeutung ein, die das prinzipiell unerschöpfliche 
Kriminalitätspotential (2) mit noch nicht dagewesener 
Gründlichkeit ausquetscht. Dies führt. vor die Frage, 
ob es bevorzugte Bereiche gibt, in denen sich die 
Marktimperative am günstigsten durchsetzen lassen. 
Ist etwa der kustodiale Bereich leichter zu erobern, ist 
dort besser zu verdienen als mit nicht-kustodialer 
Kontrolle? Scheerer vermutet, daß „dieselben Kräfte, 
die gegenwärtig das Gefängnissystem expandieren 
lassen, in naher Zukunft allein aufgrund des Zwanges 
zur Produktinnovation alternative Sanktionen 
anbieten, die dem neuen Modus der sozialen 
Beziehungen und Kontrollen entsprechen“ (1996,333). 

Ich will diesen Gedanken aufgreifen und 


. daher vier weitere Ausschließungstechniken be- 


nennen, die das Gefängnis nicht beiseite drängen, 
sondern es unter mehr oder weniger deutlicher 
Anlehnung an das kommerzielle Motiv, gleich 
Vorposten, schützend umgeben. 


Erster weiterer Zusatz: Kontrolle von Räumen 
statt Personen 


Als Beispiel für diese Tendenz führe ich die Fixer-, 
Gesundheits- oder Schutzräume für die Konsumenten 
kriminalisierter Substanzen und Mittel an. Die 
Existenz dieser Räume geht auf die jahrzehntelange 
Arbeit der Protagonisten der sogenannten 
„akzeptierenden Drogenarbeit“ zurück. Ihnen 
schwebten soziale Gelegenheiten vor, die den 
risikominimierten Konsunr ermöglichen sollten. Nun 
allerdings wurde dieser Gesichtspunkt durch die 
politisch motivierte Hinzufügung eines weiteren 
Arguments unter der Hand gewendet. Dieses weitere 
Argument lautet, daß mit diesen abgegrenzten 
Räumen zugleich der öffentliche Raum entlastet und 
das „Kontaktfeld“ ausgeweitet werden könne. Die 
Logik ist einfach: Wenn es eine Belästigung des 
öffentlichen Raums durch drogenkonsumierende 
Personen gibt, und wenn es sich gleichzeitig als 
unrealistisch erwiesen hat, Heroinkonsum in nennens- 
wertem Maße zu verhindern, dann besteht eine 
gleichermaßen erfolgversprechende wie ökonomische 
Maßnahme darin, einen bestimmten Teil des Raumes 
abzutrennen, ihn als „Ort der Unmoral“ zu deklarieren 
und das belästigende Verhalten an diesen Orten zu 
konzentrieren. An diesen „Orten der Unmoral“ gilt die 
einfache Aufforderung, „du kannst tun, was du 


möchtest, aber tue es in dem dafür vorgesehenen 


Raum, in der dafür vorgesehenen Weise - das gewährt 
dir Sicherheit vor uns und uns Sicherheit vor dir“ 
(Lindenberg & Schmidt-Semisch 1995a). Diese Orte 
der Unmoral und deren instrumenteller Nutzen sind 
nicht neu. Sie erinnern an die gesellschaftliche 
Funktion von Bordellen, „versteckt und beargwöhnt, 
aber rege genutzt und letztlich Bedürfnissen dienend, 
die allen vertraut sind — öffentliche Orte außerhalb der 
Öffentlichkeit (...), Orte der Andersheit, an denen der 
andere ungestört anders sein darf - dort, aber nur dort, 
denn dort und auch nur dort unterliegt es der 
Kontrolle“ (Legnaro, im Erscheinen). Solange durch 
diese instrumentelle Kontrolle Befriedung nach Außen 
sichergestellt ist, kann es fast schon nachrangig sein, 
ob im Inneren der Orte der Unmoral Rechtsradikale 
oder Fixer ihren Beschäftigungen nachgehen. 

Und auch hier kann die Feststellung getroffen 
werden, daß die Kommerzialisierung diese 
Entwicklung motorisiert,; auch hier erkennt man den 
Weg des Sozialen (Problems) in den 
Dienstleistungssektor. Diese Tendenz baut auf dem 
Wechsel von der repressiven- zur akzeptierenden 
Drogenarbeit auf und hat in abgelöst. Heute kämpfen 
die verschiedenen Einrichtungen des 
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Drogenhilfesystems oder. der „Suchtwirtschaft“ 
(Legnaro, im Erscheinen) um Marktanteile, und die in 
jahrzehntelangen _ Auseinandersetzungen endlich 
verwirklichte Klientenakzeptanz hat ein 
konkurrierender Markt sehr schnell zu einer 
kommerziell motivierten Kundenwerbung gewandelt. 

Mit dieser Entwicklung wird allerdings le- 
diglich die derzeitige Un-Lenkbarkeit der Drogen- 
politik akzeptiert, nicht jedoch die in ihr transportierte 
Un-Gleichheit. Diese Räume werden eher den Graben 
zwischen den Exkludierten und den Inkludierten 
verschärfen. Zwar verschwindet das sichtbare Problem 
von der Straße. Doch es lebt weiter im Bewußtsein 
derer, die um die  Verletzlichkeit ihre 
gesellschaftlichen Position wissen. 


Zweiter weiterer Zusatz: Stigmatisierung von 
Personen 


„Die Baseballmütze in die Stirn geschoben, die Hände 
in den Hosentaschen vergraben, die Augen in 
unbestimmte Ferne gerichtet, erduldete er auf dem 
Parkplatz seiner ehemaligen Arbeitsstelle das Klicken 
der Fotografen und die bohrenden Blicke aus den 
vorbeifahrenden Autos. Um seinen Hals hing auf 
richterliche Anordnung ein großes Pappschild mit den 
Worten ‚Ich bin ein Dieb‘“ (Böhm 1996). Beschrieben 
wird die Prangerstafe eines 19jährigen, verurteilt 
wegen Diebstahls von 470 Dollar aus der Kasse seines 
Arbeitgebers. Er hatte — allerdings - die Wahl: 
entweder 90 oder 30 Tage Gefängnis und einen Tag 
Pranger. Eine Ausnahmebeispiel ist das nicht. Daher 
hier eine Kurzschilderung verschiedener Fälle, die den 
Variantenreichtum der auf Scham und Beschämung 
aufgebauten und wiederentdeckten Prangerstrafen 
verdeutlichen: verurteilte Freier müssen mit Schaufel 
und Besen antreten, um das Rotlichviertel von Müll zu 
säubern; ‚ein scharlachroter Buchstabe‘ wird wegen 
Trunkenheitsfahrten verurteilten Autofahrern auf die 
Stoßstange geklebt; die Namen von Prostitu- 
tionskunden werden auf Anzeigentafeln an den 
Highways veröffentlicht, eine 15jährige Ausreißerin 
wird wegen wiederholten Ladendiebstahls 30 Tage 
mit ihrer. Mutter zusammengekettet; zu „Chain- 
Gangs“ aneinandergekettete Häftlinge säubern 
Straßengräben; und „Megans Law“ schließlich 
(benannt nach der 7jährigen Megan Kanka) 
verpflichtet die Behörden, Sexualstraftäter nach ihrer 
Entlassung zu registrieren und deren Identität zu 
veröffentlichen (alle Beispiele aus Böhm 1996). Hier 
verdeutlicht sich eine Blickrichtung, mit der ganz 
anderes verfolgt wird als mit den „Orten der 
Unmoral“, in denen der andere ungestört anders sein 
darf. Sind diese moralfreien Räume zugleich auch 
Räume ohne Scham, so ist bei den Prangerstrafen die 
Beschämung das Mittel zur Erzielung von Scham. Das 
Andere hat hier keinen Rückzugsort, sondern es wird 
sichtbar gemacht. Die Stigmatisierung am Pranger 
verdeutlicht, daß Andersheit unzulässig ist. Denn der 
Pranger (zu mnd. prangen, „drücken, pressen, 
drängen“) bedrängt das Andere zu gründlich, um ihm 
noch einen Raum belassen zu können. 


"Gefängnisses 


Dritter weiterer Zusatz: versteckte Kennzeichnung 
von Personen 


Hier komme ich auf eine Tendenz zu sprechen, bei der 
die moralischen Aspekte des Ausschlusses nachrangig 
geworden sind; Resozialisierung und Rehabilitation 
spielen nur noch eine geringfügige Rolle und dienen 
kaum als Begründungszusammenhänge. Als Beispiel 
hierfür dient mir die elektronische Überwachung von 
Straftätern oder auch Untersuchungshäftlingen. Diese 
Form der Freiheitsbeschränkung wird außerhalb der 
kriminologischen ‘und fachpolitschen Diskussion 
überwiegend als Strafe und nicht als Behandlungsform 
diskutiert (vgl. etwa Gamillschek & Baum 1997). Dies 
eröffnet den argumentativen Raum, diese 
Kontrollanwendung unter technischen und vor allem 
verfahrensökonomischen Gesichtspunkten zu 
diskutieren und einzuführen. 

Neben ihrer dominierenden verfahren- 
sökonomischen Rationalität zeichnen sich diese 
Verfahren zweitens dadurch aus, daß sie den 
Ausschluß nicht in dafür gesondert vorgesehenen 
Exklusionsräumen organisieren, sondern die 
Betroffenen im Gegenteil im Raum verteilen. Dabei 
fällt jedoch ins Auge, und dies ist ein dritter Aspekt, 
daß die elektronische Überwachung, trotz dieser freien 
Verteilung im Raum, an die Logik des mittels des 
organisierten Ausschlusses 
zurückgebunden wird. Der Unterschied zum 
Gefängnis besteht allerdings darin, daß der Ausschluß 
nicht in aggregierter, sondern in individualisierter 
Form erfolgt. Und als vierter und letzter Aspekt 
verdient es Erwähnung, daß dieser individualisierte 
Ausschluß in der Regel versteckt und damit 
unspektakulär erfolgt. Die auf diese Weise 
Ausgeschlossenen müssen davon lediglich ihr engstes 
soziales Umfeld, in der Regel also Familie und 
Arbeitsstelle, in Kenntnis setzten. Deshalb ist die 
elektronische Überwachung von den im vorherigen 
Abschnitt geschilderten Prangerstrafen weit entfernt. 
Im Gegenteil hat etwa der erste Protagonist mit 
politischer Verantwortung, der sich für die Einführung 
der elektronischen Überwachung in Deutschland 
ausgesprochen hat, der ehemalige Hamburger 
Justizsenator Hoffmann-Riem, formuliert, daß gerade 
das Gefängnis wie ein Pranger wirke und mit der 
elektronischen Überwachung diese Prangerwirkung 
beseitigt werden könne (Süddeutsche Zeitung 1997). 

Daß die elektronische Überwachung in der 
Öffentlichkeit allerdings nicht in dieser Weise 
diskutiert, sondern stets auf das Gefängnis bezogen 
wird, zeigt sich darin, daß sich in Deutschland als 
Sammelbegriff für diese justizförmig organisierte 
versteckte Kennzeichnung von Personen der Begriff 
"elektronisch überwachter Hausarrest” durchgesetzt 
hat. Die Bedeutung der Gefängnis-Metapher ist etwa 
an den Titelzeilen einschlägiger Beiträge ablesbar: 
"Elektronische Fußfessel: My Home is my Prison” 
(Bündnis 90/Die Grünen 1998), "Streitfall: Hausarrest 
statt Knast” (Die Woche 1997), ”Der Haushäftling” 
(Drieschner 1997), "Schöner Sitzen” (Dudde & Spörle 
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1996), ”Zuhause im Gefängnis sitzen” (Hamburger 
Abendblatt 1997) oder schließlich: "Strenge Haft im 
trauten Heim” (Neuhauser 1995). Es handelt sich hier 
also mit anderen Worten um ”Wandelnde Gefängnisse 
und unsichtbare Gefangene” (Lindenberg & Schmidt- 
Semisch 1995b). 


Vierter weiterer Zusatz: Verengung des öf- 
fentlichen Raums 


Viertens möchte ich auf einen Ausschlußmechanismus 
zu sprechen kommen, den ich als eine Verengung des 
öffentlichen Raums : unter kommerziellen 
Gesichtspunkten bezeichne (vgl. Voß 1997). Um 
diesen Gesichtspunkt zu verdeutlichen, zitiere ich 
einige Feldnotizen aus einem offenen Interview, das 
wir im Rahmen eines Seminars mit leitenden 
Mitarbeitern zweier Wachdienstfirmen führen 
konnten. Im folgenden beziehe ich mich auf die 
Äußerungen eines dieser leitenden Mitarbeiter eines 
mittelständischen Wachdienstes, das in Hamburg 
neben einer Reihe von Einkaufszentren auch den 
Hamburger Hauptbahnhof bestreift. „Wir nehmen 
hier“, so äußerte sich dieser Mitarbeiter, „lediglich die 
allgemeinen Rechte aller Bürger wahr und unter- 
scheiden uns von diesen Bürgern nur durch bewußte 
„Konkretisierung der Zivilcourage“. Diese bezahlte 
Zivilcourage steht auf zivilrechtlichen Füßen: Die in 
den jeweiligen Einkaufspassagen ansässigen Firmen 
schließen einen Servicevertrag mit dem Betreiber des 
Einkaufszentrums. Eine Teilleistung dieses Vertrags 
umfaßt die Tätigkeit des kommerziellen 
Wachdienstes. Dies macht unmißverständlich 
deutlich, daß der Ausgangspunkt dieser Wachdienste 
nicht in ordnungsrechtlichen Grundvorstellungen liegt, 
sondern in kommerziellen Erwägungen. Entsprechend 
bewegt sich das berufliche Selbstbild des interviewten 
Mitarbeiters auf dieser Ebene. Betrieben wird ein 
„Management für alle“ Ladeninhaber auf der 
Grundlage von drei Maximen: „Hell, Sicher, Sauber.“ 
Zwar gehört damit zu diesem Management unter dem 
Stichwort „Sicherheit“ auch die Umsetzung von 
Ordnungsvorstellungen. Doch ist diese Ordnung strikt 
auf die kommerziellen Interessen der für diese 
Ordnung zahlenden Ladeninhaber bezogen: Ordnung 
als Dienstleistung zur Ermöglichung des Kommer- 
ziellen. Daher wird das Stichwort „Sicherheit“ von 
den nicht minder wichtigen Begriffen „Helligkeit“ und 
„Sauberkeit“ umrahmt. Erst diese Trias aus Helligkeit, 
Sicherheit und Sauberkeit, für deren Bestand im 
gesamten Einkaufszentrum der Wachdienst zuständig 
ist, bringt möglichst viele Kunden. Und viele Kunden 
bringen viel Umsatz. Und deshalb, so dieser 
Mitarbeiter, „müssen die äußeren Faktoren stimmen.“ 
Entsprechend stehen für ihn ordnungs- 
rechtliche Befugnisse seiner Untergebenen nicht im 
Vordergrund. Es ist für ihn nicht entscheidend, ob sie 
Ausweiskontrollen durchführen dürfen; es ist ihm 
nicht wichtig, daß sie, wie jeder andere auch, bei dem 
Verdacht einer Straftat lediglich vorläufig festhalten 
dürfen, es ist zweitrangig, daß sie nur auf eigene 
Beobachtung oder auf Zuruf der Ladeninhaber tätig 


werden können und ihnen keine darüber 
hinausgehenden Befugnisse zustehen. Und es ist nicht 
entscheidend, daß ihre schärfste Sanktion nur das 
Hausverbot für ihr „Center“ ist. (3) Dagegen 
charakterisierte dieser Mitarbeiter die Arbeit der 
Wachleute als eine Serviceleistung für das Center 
„von der Öffnung bis zur Schließung“: Seine 
Wachleute sind die ersten und die letzten im 
Einkaufszentrum. Sie sichern Kontinuität und Identität 
ihres Centers. Daher muß ein guter Wachmann nicht 
nur ordentlich aussehen (das allerdings auch). Vor 
allem jedoch muß er so oft wie möglich an so vielen 
Punkten wie möglich gesehen werden. Und so bahnt 
sich für unseren Interviewpartner ein grundlegender 
Wechsel an: Heute sind die Wachleute mehr als 
Wach- und Schließdienste, und vor allem sind sie 
keine „schwarzen Sheriffs“. Vor dem Hintergrund der 
„Verödung der Städte“ tragen sie durch ordentliches, 
höfliches und zuvorkommendes Auftreten dazu bei, 
die Kunden an ihre Center zu binden. Dabei spielt das 
äußere Erscheinungsbild eine herausragende Rolle. So 
stimmen etwa die Farben des Firmenlogos der 
Servicefirma und des „Centerlogos“ überein. Und alle 
Wachleute haben ein einheitliches Aussehen. Auf der 
Straße sieht das „vielleicht ein bißchen putzig aus“. 
Doch im Binnenraum des Centers trägt dies dazu bei, 
ihnen eine unverwechselbare Identität zu geben. Und 
gerade weil sie im Center Partner sind und eben keine 
ordnungsrechtlich orientierten „schwarzen Sheriffs“, 
ist die Arbeit des Wachdienstes in den 
Einkaufszentren das „I-Tüpfelchen im Wachgewerbe“, 
und seine Mitarbeiter sind die „Creme des 
Wachdienstes“, die die „Entweihung des öffentlichen 
Raums“ verhindern. Kurz, es geht um die Regelung 
der weihevollen kommerziellen Verkehrsströme in 
den Einkaufszentren. Wenn es daher für die staatliche 
Polizei eine unehrenhafte Aufgabe sein mag, Verkehr 
zu lenken, etwa bei dem Ausfall von Ampeln, so ist es 
für diese Dienstleister vornehmste Aufgabe, die 
Kunden reibungslos an die Kathedralen der Neuzeit 
heranzubringen und sie hier sicher hindurchzuführen. 

Dieses Selbstbild eines Wachdienst-Ein- 
satzleiters läuft einer gegenläufigen Deutung zuwider, 
wonach die Freizügigkeit des öffentlichen Raums 
durch eben diese kommerziellen Dienste zum 
Verschwinden gebracht wird. Im Gegenteil spannt 
diese Sprache einen kommerziellen 
Ermöglichungsrahmen auf. Die Gewährleistung von 
Sicherheit ist die Gewährleistung einer 
konsumermöglichenden und konsumfördernden 
Sicherheit. Dies macht auch die Hausordnung 
deutlich, die „unnötigen Aufenthalt“ verbietet. Was 
aber, so unsere Frage, ist „unnötiger Aufenthalt“? Das 
ist nicht schwer: Wenn kein „eindeutiges 
Kaufverhalten“ feststellbar ist, zumal von Gruppen, 
die „über länger Zeit im Center verweilen“. Wie diese 
Gruppen in den Blick zu bekommen sind, ist schwer 
zu sagen; dies erfolgt „aus dem Bauch heraus“, „man 
entwickelt ein Gefühl dafür, wer das Center in den 
Dreck zieht.“ 
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Einschluß, Ausschluß oder Bulimie? 


Angesichts dieser unterschiedlichen Ausschluß- 
techniken scheint es nicht möglich zu sein, von einer 
einheitlichen Entwicklung zu sprechen. Im Gegenteil, 
die Entwicklung scheint auseinanderzulaufen, immer 
mehr Exklusionswege werden begangen. Auch der 
von mir angestrebte Versuch, auf die Erklärkraft des 
Kommerziellen als Motor der Entwicklung zu bauen, 
liefert zwar einen Behelfsrahmen. Dieser Rahmen 
kann jedoch nicht die ganze Last der derzeitigen Ent- 
wicklung tragen. Denn wie lassen sich damit etwa die 
geschilderten moralischen Anprangerungen erklären? 
Es ist nur billig, an den Pranger zu stellen, und es ist 
daher überhaupt nicht gewinnträchtig. 

Mein begrenzter Ordnungsversuch läuft auf 
folgendes hinaus: Zunächst liegt eine Unterscheidung 
in eine „aggregierende Exklusion“ einerseits und eine 
„Individualisierende Exklusion“ andererseits nahe. Mit 
dem ersteren ist gemeint, daß es zu einer Verdichtung 
der Ausgegrenzten in einem bestimmten Raum/Zeit- 
Kontinuum kommt. Diese Verdichtung kann von 
unterschiedlicher Intensität und von unterschiedlichem 
Zuschnitt sein. Sie ist im Gefängnis, meinen ersten 
Beispiel, weitaus intensiver als in den Fixerstuben. 
Mit dem zweiten ‚Begriff sind individualisierende 
Ausschlußtechniken angesprochen, die nicht 
aggregieren, sondern die Ausgeschlossenen im Raum 
verteilen. Als Beispiele dafür dienten mir der Pranger 
und die elektronische Überwachung. Auch hier sind 
erneut unterschiedliche Kontrollverdichtungen 
anzutreffen, die je nach Technik variieren. Die 
Verdichtung und Intensität der jeweiligen 
Ausschlußmechanismen können daher nur bedingt als 
Ordnungsfaktoren dienen. Dies gilt jedoch nicht für 
ein anderes Begriffspaar, daß mit dem Begriffspaar 
Aggregieren/Individualisieren verbunden werden 
kann: Sowohl die aggregierenden als auch die 
individualisierenden Formen des Ausschlusses können 


noch einmal anhand des Begriffspaar moralisch/ a- 


moralisch (kommerziell) unterschieden werden. Dann 
entsteht folgende Matrix: 


Exklusion 


Aggregieren 


Individualisieren 


Das Gefängnis wäre dann eine (noch) moralisch 
fundierte Form der Aggregierung. Noch, weil die 
Kommerzialisierung des Gefängnisses vor die Frage 
führt, ob dies dann auch zu einem a-moralischen, also 
kommerziell angetriebenen und dann möglicherweise 
nicht mehr auf Disziplinierung, Rehabilitation und 
Resozialisierung hin angelegten Mechanismus führt, 
wie ihn Schmidt-Semisch und Legnaro für die 
„Fixerstuben“ dargelegt haben. Der Pranger gälte in 


dieser Matrix als eine Form der individualisierenden 
moralische Exklusion, daß elektronische Halsband als 
ein individualisierender a-moralischen Ausschluß. 

Die Gesellschaft verfügt damit über einen 
Satz von Ausschlußmöglichkeiten, die miteinander 
kombiniert und in unterschiedlichen Schwer- 
punktsetzungen gebraucht werden können. Ich 
formuliere „einen Satz von Möglichkeiten“, und nicht 
„dies sind die prinzipiellen Ausschlußmöglichkeiten“, 
weil ich mir sehr wohl darüber im Klaren bin, daß mit 
dieser Betrachtungsweise eine große - und 
möglicherweise zu große — Nähe zu einem Bestands- 
oder Strukturfunktionalismus parssonscher Prägung 


entsteht. Mit dieser Öffnung meiner 
Betrachtungsweise ist keine Aufhebung meines 
Ordnungsversuchs gemeint, aber doch eine 
Verbreiterung des Möglichkeitsspektrums, dessen 


kombinatorischen Chancen über die der vorgelegten 
Matrix hinausgehen. Diese Verbreiterung des 
Spektrums hängt vor allem damit zusammen, daß die 
Übergänge zwischen der Exklusion und der Inklusion 
zwar schroffer geworden und schwerer zu überwinden 
sind. Trotzdem müssen sie weiterhin in hohem Maße 
variabel gestaltet werden können. Ich will daher 
diesen Zusammenhang zwischen der dargestellten 
deutlichen Unterscheidung zwischen Exklusion und 
Inklusion einerseits und ihres weiterhin erforderlichen 
Zusammenhangs andererseits mit einem längeren Zitat 
des Ethnologen Levi-Strauss zu verdeutlichen 
versuchen. Levi-Strauss entwickelt die Kategorien 
„Exklusion“ und „Inklusion“ aus folgender 
Perspektive: 

„Vor allem aber sollten wir einsehen, daß 
manche unserer eigenen Sitten dem Beobachter aus 
einer fremden Kultur als ebenso unvereinbar mit dem 
Begriff der Kultur erscheinen wie uns die 
Anthropophagie. Ich denke dabei an unsere 
rechtlichen Praktiken und unseren Strafvollzug. 
Betrachtet man diese von außen, so könnten man 
versucht sein, zwischen zwei Typen von 
Gesellschaften zu unterscheiden: denjenigen, welche 
die Anthropophagie praktizieren, also in der 
Einverleibung gewisser Individuen, die 


.furchterregende Kräfte besitzen, das einzige Mittel 


sehen, diese zu neutralisieren oder gar zu nutzen; und 
diejenigen, die - wie die unsrige — eine Haltung 
einnehmen, welche man als Anthropemie (von griech. 
emein, erbrechen) bezeichnen könnte. Angesichts ein 
und desselben Problems haben diese letzteren 
Gesellschaften die umgekehrte Lösung gewählt, 
nämlich jene gefährlichen Individuen aus dem 
sozialen Körper auszustoßen und sie zeitweilig oder 
für immer in eigens für diesen Zweck bestimmten 
Einrichtungen zu isolieren und von der Berührung mit 
anderen Menschen auszuschließen. Den meisten 
Gesellschaften, die wir primitiv nennen, würde diese 
Sitte tiefen Abscheu einflößen; sie würde uns in ihren 
Augen mit derselben Barbarei behaften, die wir ihnen 
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aufgrund ihrer symmetrischen Sitten anzulasten 
versucht sind. (Levi-Strauss 1978,383-384). 

Dieser Blick von Außen kann vielleicht 
zeigen, daß es zum Verständnis der gegenwärtigen 
Prozesse beiträgt, wenn wir sie nicht in ge- 
gensätzlichen Kategorien polarisieren, also nicht den 
Kannibalismus dem Ausstoßen entgegenge- 
setzt gegenüberstellen. Young (1998) schlägt dagegen 
in Anlehnung an Merton vor, daß spätmoderne, 
industrielle Gesellschaften beides tun: Sie 
konsumieren und assimilieren riesige Massen von 
Menschen durch Erziehung, durch Ausbildung, durch 
die Medien und vor allem dadurch, daß sie ihnen die 
Teilnahme am Konsum ermöglichen. Sie können, vor 
allem in Phasen der Prosperität, nicht genug davon 
bekommen. Und sie müssen sie von Zeit zu Zeit 
erbrechen, um mit diesem maßlosen Verschlingen von 
Menschen, Identitäten, Wünschen, Hoffnungen und 
Zielen fortfahren zu können. 


Anmerkungen: 

1) Was etwa in den USA dazu geführt hat, vom „warehousing“ der 
Inhaftierten zu sprechen. 

2)Mit der Kriminalitätsbranche verhalte es sich wie mit den Kanin- 
chen in Australien oder der wilden Minze in Norwegen, hat Christie 
(1993) formuliert. Sie hat zu wenig natürliche Feinde. Und ihr fehlt 
es nicht an zu bearbeitendem, rohen Material. Dazu genießt sie hohe 
gesellschaftliche Anerkennung, denn mit den üblichen industriellen 
Folgeproblemen wie Umweltverschmutzung und Raubbau ist sie 
nicht belastet. Im Gegenteil, es ist eine Sauberkeitsindustrie. Sie 
entfernt unerwünschte Elemente aus dem sozialen System. 

3) Allerdings sind sie dem Bürger hier nicht nur überlegen, weil sie 
die Zivilcourage konkretisieren, sondern weil sie regelmäßig und 
systematisch beobachten und erteilte Hausverbote in einer „Haus- 
verbotsliste“ festhalten. Überlegen sind sie ihm aber auch hier nicht 
aufgrund normativ vorhandener besonderer Befugnisse. 
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"Jede Arbeit ist besser als keine" 
Niedriglohnsektor und Massenerwerbslosigkeit 


von Dierk Hirschel 


Die öffentliche Debatte um den Niedriglohnsektor 


Die rot-grüne Bundesregierung hat sich auf die Fah- 
nen geschrieben die Massenarbeitslosigkeit zu be- 
kämpfen. Vom Erfolg oder Mißerfolg auf diesem 
Gebiet hängt ihr weiteres Schicksal ab. Da eine offen- 
sive staatliche Beschäftigungspolitik mit einer Aus- 
weitung des öffentlichen Dienstes, dem Aufbau eines 
öffentlichen Beschäftigungssektors, einer Ausweitung 
der Staatsausgaben sowie einer umfassenden Arbeits- 
zeitverkürzung politisch nicht gewollt ist, konzentriert 
sich die beschäftigungspolitische Debatte gegenwärtig 
auf die Beschäftigungspotentiale eines Niedriglohn- 
sektörs. 

Die Vorstellung von der Einrichtung eines 
breiten Niedriglohnsektors in der Bundesrepublik ist 
ursprünglich ein neoliberales gesellschaftspolitisches 


Gesamtkonzept. Eine stärkere Lohnspreizung soll die 


Beschäftigungschancen für Geringqualifizierte erhö- 
hen und somit zum Abbau der Massenarbeitslosigkeit 
beitragen. Von der öffentlichen Debatte kaum berück- 
sichtigt, hat der nur unzureichend politisch abgefe- 
derte ökonomische Strukturwandel diese Forderung 
bereits umgesetzt. 

Die Zweiteilung der Ökonomie in internatio- 
nalisierte hochproduktive Industriesektoren und bin- 
nenwirtschaftlich ausgerichtete personalintensive 
Sektoren hat die Arbeitsgesellschaft nachhaltig verän- 
dert. Einerseits ergibt sich eine Zunahme von qualifi- 
zierter und hochwertiger Erwerbsarbeit, andererseits 


vollzieht sich ein Anstieg der Massenarbeitslosigkeit 
und prekärer Beschäftigungsverhältnisse. Befördert 
wird diese Entwicklung durch veränderte Formen der 
Unternehmens- und Arbeitsorganisation sowie den 
sektoralen Strukturwandel in Richtung 
Dienstleistungsarbeit. 

In der wissenschaftlichen Debatte wird die 
Niedriglohnschwelle bei 50% des sozialversiche- 
rungspflichtigen Vollzeit-Einkommens verortet. Die 
Europäische Sozialcharta legt den Schwellenwert für 
Einkommensarbeit bei 68% des nationalen Durch- 
schnittslohns fest. Bereits Anfang der 90er Jahre lag 
die Anzahl .der Beschäftigten, die diese Einkommens- 
schwellen unterschritten bei 2,1 (50%) bzw. 5,3 Mio. 
(68%). Dies entsprach einen Anteil an der Gesamtzahl 
der Beschäftigten von 11,7% bzw. 28,5%. Drei Viertel 
aller ganzjährig vollzeitbeschäftigten Niedriglöhner 
sind Frauen. Zwei Drittel arbeiten im Dienstleistungs- 
bereich. Im Jahre 1997 betrug die Zahl der geringfügig 
Beschäftigten in der Bundesrepublik 5,7%. Es gab 
folglich in der Bundesrepublik auch in der Vergan- 
genheit einen großen Niedriglohnsektor, der weiterhin 
an Bedeutung zunimmt.. 

Die Konsequenz dieser Entwicklung war eine 
verstärkte Spreizung der Löhne. Während die unteren 
und oberen Einkommen gewachsen sind, hat der 
„Mittelstand“ bei den Arbeitseinkommen kräftig an 
Bedeutung verloren. 


Gesellschaftspolitische und sozialökonomische Folgen des Niedriglohnsektors 


Durch die Ausdehnung des bereits existierenden Nied- 
riglohnsektors sollen zusätzliche Arbeitsplätze im 
Dienstleistungssektor entstehen. Grundlegend ist die 
Annahme, daß die hohen Arbeitskosten im Dienstlei- 
stungsbereich, die Einrichtung von Arbeitsplätzen mit 
niedriger Produktivität verhindern. Gleichzeitig 'wer- 
den die strukturellen Probleme von Niedrigqualifi- 
zierten als wesentliche Ursache der Arbeitslosigkeit 
angesehen. Da eine die rot-grüne Bundesregierung 
eine hohe Lohnspreizung wie in den USA politisch 
nicht verantworten will, sollen Instrumente wie eine 
negative Einkommenssteuer oder der Kombi-Lohn die 
Anreize zur Arbeitsaufnahme gegenüber dem Bezug 

von Transferleistungen erhöhen und gleichzeitig die 


Arbeit im Dienstleistungssektor verbilligen. 

Unabhängig von der sozialpolitischen Abfe- 
derung durch staatliche Transferleistungen akzeptieren 
die unterschiedlichen Niedriglohnansätze die Spaltung 
der Arbeitsgesellschaft als Datum. Die Renaissance 
einer Dienstbotenkultur wird politisch in Kauf ge- 
nommen. Im Mittelpunkt steht nur noch die Vermitt- 
lung von Arbeit, losgelöst von deren qualitativer Aus- 
gestaltung. Diese Entwicklung ist gesellschaftspoli- 
tisch abzulehnen. 

Aus ökonomischer Sicht führt eine weitere 
Ausdehnung von Niedriglöhnen zu geringeren Steuer- 
einnahmen und somit reduzierten öffentlichen Investi- 
tionsmöglichkeiten. Der Rückgang der privaten Kauf- 
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kraft schränkt die Binnennachfrage ein. Zwar beab- 
sichtigen Kombilohnmodell und negative Einkom- 
menssteuer die Binnennachfrage durch staatliche 
Transfers zu stabilisieren, da die Gegenfinanzierung 
jedoch nicht durch Steuererhöhungen auf hohe Ein- 
kommen und Vermögen erfolgen wird, ist auch in 
diesem Fall eine Rückgang der Binnennachfrage zu 
erwarten. Die Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt 
sind ein weiterer Anstieg der Arbeitslosigkeit. 

Der Beitrag zum Abbau der Arbeitslosigkeit 
des Niedriglohnsektors ist aus einem weiteren Grund 
eher gering einzuschätzen. Zielgruppe der neuen 
Beschäftigungsverhältnisse sollen in erster Linie ge- 
ring qualifizierte Arbeitslose sein, die als schwer ver- 
mittelbar gelten. Besonders schwer vermittelbar sind 
jedoch ältere Arbeitslose über 55 Jahre. Ihre Arbeits- 
losigkeit dauert besonders lange und nur sehr wenige 
beenden sie, indem sie anschließend wieder Arbeit 
finden. Bei niedrigentlohnten Arbeiten - z.B. im Han- 
del, im Hotel- und Gaststättengewerbe oder in der 
Landwirtschaft - ist zwar oft keine nennenswerte 
Qualifikation, sehr wohl aber eine gewisse körperliche 
Fitness gefragt. Diese kann gerade von älteren Arbeit- 
nehmern nicht immer erwartet werden. Ein Nied- 


riglohnsektor ist deshalb kaum geeignet, für eine 
spürbare Entlastung im verfestigten Segment der Ar- 
beitslosigkeit zu sorgen. 

Eine weitere Folge eines breiten Niedriglohn- 
sektors wird ein weiterer Abbau der Leistungen des 
Sozialstaates. Der nächste Schritt läuft auf eine Sen- 
kung der Sozialhilfe und Arbeitslosenhilfe hinaus. _ 
Zielsetzung ist eine konsequente Umsetzung des 
„Lohnabstandgebots“. Grundlegend ist die Behaup- 
tung, daß Bezieher von Sozial- und Arbeitslosenhilfe 
nicht bereit seien, eine schlecht bezahlte Erwerbstätig- 
keit aufzunehmen, da das Nettoeinkommen aus Er- 
werbstätigkeit kaum höher sei als der Sozialtransfer, 
Der extreme Fall, daß der Sozialtransfer höher ist als 
das Nettoeinkommen, gilt zudem nur für Haushalte 
mit vielen Kindern, in denen nur ein Erwachsener 
erwerbstätigist. 

Die Folgen für die Tariflandschaft sind vorherseh- 
bar. Die Gewerkschaften werden mittelfristig durch 
den Niedriglohnsektor dazu gezwungen neue Nied- 
riglohntarife unterhalb der heutigen Leichtlohngrup- 
pen’ zu vereinbaren. Die Konsequenz ist eine weitere 
Absenkung der unteren Einkommensniveaus. 


Niedriglohnsektor in Hamburg 


In der Dienstleistungsmetropole Hamburg ist der 
Niedriglohnsektor von besonderer Bedeutung. Der am 
stärksten expandierende Bereich ist der Bereich der 
unternehmensnahen Dienstleistungen . Allein in den 
Hamburger Reinigungsbetrieben gibt es nach Schät- 
zungen der Hamburger Landesbank 12.000 geringfü- 
gige Beschäftigte. Die Zeitarbeitsfirmen, in denen 
Lohnabschläge von 10 bis 25% im Vergleich zum 
Tariflohnniveau üblich sind, beschäftigten im Jahr 
1998 12.000 Mitarbeiter. 

Zudem besteht die Gefahr, daß der Nied- 
riglohnsektor mit Hilfe staatlicher Institutionen ausge- 
baut wird. Im Mittelpunkt steht in diesem Zusammen- 


hang, neben der Praxis der Arbeitsvermittlung der 
Sozialämter, die Auseinandersetzung über die Einfüh- 
rung eines Jugendtarifs bei der größten Hamburger 
Beschäftigungsgesellschaft (HAB). 

Die Koalitionsvereinbarung der rot-grünen 
Landesregierung beabsichtigt der Bekämpfung der 
Jugendarbeitslosigkeit einen besonderen Stellenwert 
einzuräumen. So soll ein Drittel der angebotenen Ar- 
beitsverhältnisse im Bereich der öffentlich geförderten 
Beschäftigung für Jungerwachsene reserviert werden. 
Für die Hamburger Arbeit bedeutet dies eine Beschäf- 
tigung von 700 Jungerwachsenen. Für die Betroffenen 
soll eine neue Entgeldgruppe vereinbart werden. 
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Die "Okonomisierung" Sozialer Arbeit 


Bedeutung und Konsequenzen 
für Soziale Bürgerinnen- und Bürgerrechte 


von Michael Thoelke 


Zu Zeiten des Antikommunismus war der westliche 
Kapitalismus sehr viel weniger reich als jetzt - und 
konnte doch, mühelos und zitternd, den vollen Sozial- 
staat finanzieren. Jetzt ist der Kapitalismus um 


ein Vielfaches reicher als damals - und jammernd 
demontiert er den Sozialstaat. Der Kapitalismus ist 
immer nur nett, wenn er nett sein muß. Jetzt muß er 
nicht. (Günther Nenning im Freitag, 3.9.99, $. 13) 


1. Einleitung 


Ich möchte in sehr groben Zügen versuchen, die Be- 

deutung der Ökonomisierung der Sozialen Arbeit für 

das Thema der Tagung ”Soziale BürgerInnenrechte” 

zu entwickeln. Der hierfür relevante gesellschaftliche 

Gesamtzusammenhang ist jedoch überaus komplex. 

Um dessen Totalität annähernd zu erfassen, ginge es 

um die Darstellung der Veränderungen 

- in der öffentlichen Verwaltung und im Sozial- 
recht, 

- in den sozioökonomischen Rahmenbedingungen 
und in deren ideologischer 

- Absicherung, 

- im Selbstverständnis der Sozialen Arbeit und 

- bei den Möglichkeiten politischer Einflußnahme. 

Als Basis für ein angemessenes Verständnis bräuchte 

man außerdem eine gesellschaftstheoretische Bestim- 

mung von Sozialer Arbeit und von Grundrechten im 


Kapitalismus. 

Da ich das natürlich in diesem Beitrag nicht 
leisten kann, werde ich holzschnittartig drei Ebenen zu 
umreißen suchen: 

- Was bedeutet Ökonomisierung der Sozialen Ar- 
beit, welches ideologische Begleitkonzert sichert 
diese Veränderungen ab? 
Was sind Soziale BürgerInnenrechte im Grundge- 
setz, im Sozialrecht und in welchem Verhältnis 
stehen diese Rechte zu den tatsächlichen materi- 
ellen und gesellschaftlichen Bedingungen? 


- Zum Schluß frage ich, wie sich die Soziale Arbeit 


verändern wird, welche Auswirkungen auf Nutze- 
rinnen und Nutzer sowie auf die Beschäftigten zu 
erwarten sind und welche Widerstandsmöglich- 
keiten sich andeuten. 


2. Die Ökonomisierung Sozialer Arbeit 


Die Ökonomisierung Sozialer. Arbeit als Sammelbe- 
griff verweist 

1) auf die neue Finanzierungsart Sozialer Arbeit, 
nämlich durch ein markt- und leistungsvermitteltes 
. Preissystem (bisher Selbstkostendeckungsprinzip), 

2) auf mikroskopisch, ja fast röntgenartige zukünftige 
Bedarfserfassung, Leistungsbewilligung und Erfolgs- 
messung (bisher überwiegend angebotsgesteuert), 

3) auf die eigentlich rechtswidrige Budgetierung der 
Sozialausgaben unter.dem Deckmäntelchen 'Dezen- 
tralisiserung der Verwaltung! (bisher: relativ offener 
Finanzrahmen, eingeschränkt orientiert an der Be- 
darfsdeckung) und n 

4) auf eine normative Umorientierung der Sozialhilfe, 
die ich am Beispiel der Eingliederungshilfe darstelle 
(bisher Rehabilitationsprinzip und Beseitigung von 
Problemen als Zielsetzung). 


2.1. Bis in die 90er Jahre galt bei der Finanzierung 


von Freier Wohlfahrtspflege das Selbstkostendek- 
kungsprinzip. Unter der vorausgesetzten Maßgabe, 
wirtschaftlich zu haushalten, bekamen die Einrichtun- 
gen die entstandenen Kosten vom Staat und den ande- 
ren Sozialversicherungsträgern erstattet. Gewinne 
konnten eigentlich nicht erzielt werden, Verluste wur- 
den ausgeglichen. Seitdem wurde dieser gesellschaft- 
lich bedeutsame Aufgabenbereich unter das Prinzip 
marktwirtschaftlicher Effizienz gestellt: die Preise für 
diese (Dienst-) Leistungen werden im Koordinatensy- 
stem von Konkurrenz und Produkten frei verhandelt. 
Das Bundessozialhilfegesetz verpflichtet die Sozial- 
behörden jetzt im $ 93, nur die Einrichtungen zu fi- 
nanzieren, die dem kostenmäßigen Quervergleich mit 
anderen Einrichtungen standhalten und darauf, den 
Leistungsberechtigten nur die billigste Hilfe zu finan- 
zieren - nicht etwa die von ihnen - aus welchen Grün- 
den auch immer - selbst gewünschte. 
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Die unsägliche Qualitätsdiskussion hat hier ihren Ur- 
sprung: wenn man nur noch Leistungssegmente in 
quantifizierbaren Größen bezahlt, muß umso mehr 
über deren Qualität gesprochen werden. Tatsächlich 
taucht hier die Frage auf, was eigentlich die Leistun- 
gen in der Freien Wohlfahrtspflege sind und was pas- 
siert, wenn daraus 'Produkte' werden. 


2.2. Das Neue Steuerungsmodell hat zuerst damit 
Aufmerksamkeit erregt, daß die Arbeit der Jugendhilfe 
in Produktpaletten konvertiert werden sollte mit dem 
Ziel, zu einem reinen Out-Put-bezogenen Vergütungs- 
und Planungssystem zu kommen. Seitdem ist die 
Soziale Arbeit in der Bundesrepublik hauptsächlich 
damit beschäftigt, die von ihr erbrachte, in vielerlei 
Hinsicht als ganzheitlich zu beschreibende Hilfe in 


Leistungsbeschreibungen und -verträgen zu segmen- 


‚ tieren und sie mit Hilfe von computergestützten Sy- 
stemen zu dokumentieren. 

Dabei stellt sich hauptsächlich das Problem, 
daß Soziale Arbeit in komplexen gesellschaftlichen 
Verweisungs-, Bedeutungs- und Abhängigkeitszu- 
sammenhängen agiert und die von ihr zu bewältigen- 
den Probleme mit gesellschaftlich zu verantwortenden 
und zu bearbeitenden Konflikten hoch aufgeladen 
sind. Die vorliegenden Instrumente zur Bedarfserfas- 
sung, zur Leistungsbeschreibung und zur Dokumenta- 
tion sind diesbezüglich unterkomplex und unterschla- 
gen fast systematisch die eingewobenen gesellschaftli- 
chen Zusammenhänge. Was zählt und relativ einfach 
zählbar ist sind der vordergründige Erfolg oder Mißer- 
folg und die Kosten dafür. Durch diese 'riskante Eva- 
luation' werden die wichtigsten Problembezüge zur 
gesellschaftlichen Wirklichkeit gekappt, die Indivi- 
dualisierung, die Rationalisierung und die Bürokrati- 
sierung sozialer Probleme werden beschleunigt. Die 
hinter den sogenannten sozialen Problemen sich ver- 
bergenden gesellschaftlichen Widersprüche werden 
durch eine weitere historische, ideologische Schicht 
verkleistert. 


2.3. Ein wesentliches Instrument zur Einsparung bei 
Sozialausgaben wird die Budgetierung bzw. Decke- 
lung der Etats. Das Bedarfsdeckungsprinzip im Bun- 
dessozialhilfegesetz wird damit endgültig verabschie- 
det. Wesentliche Schritte auf diesem Weg waren die 
Kappung der Anpassung der sogenannten Regelsätze 
der Sozialhilfe an die Preisentwicklung oder die Un- 
terschreitung feststehenden Bedarfs im Asylbewer- 
berleistungsgesetz. In Hamburg erleben wir dieses 
Phänomen v.a. in der Jugendhilfe, wenn Bezirke oder 
das Amt für Jugend ihre Budgets überschritten haben 
und einfach keine Maßnahmen mehr bewilligt werden. 
Dem dergestalt nicht mehr entsprochenen Bedarf der 
Leistungsberechtigten korrespondieren bei den Ein- 
richtungen die nicht mehr erstatteten Kosten für die 
Leistungserbringung. 


- 2.4. Am Beispiel der Eingliederungshilfe, dem großen 
Leistungsbereich im Bundessozialhilfegesetz, dem 
viele kostensparende Veränderungen im Sozialhilfe- 
recht geschuldet sind, kann der konkrete institutionelle 


Kontext der Veränderungen geschildert werden: es 
gibt ein Zusammenspiel zwischen 

1) den einzelnen Leistungsvereinbarungen zwischen 
Behörde und Einrichtungen, 
2) den sogenannten Gesamtplänen für die einzelnen 
KlientInnen und 
3) dem eigentlichen Steuerungszentrum in der Ver- 
waltung (PROST), dem im Aufbau N IIRR edv- 
gestützten zentralen Erfassungssystem. ® 


2.4.1. Die Einrichtungen müssen mit der Sozialbe- 
hörde Vereinbarungen nach $ 93 Bundessozialhilfege- 
setz abschließen. Diese gliedern sich in Leistungs-, 
Entgeld- und Prüfungsvereinbarung. Die Leistungs- 
vereinbarung muß detaillierte, quantitativ gerasterte 
Leistungstabellen beinhalten, die Prüfungsvereinba- 
rung enthält die Verpflichtung, den Zielerreichungs- 
grad der Leistungen zu dokumentieren. 

In der Fachdebatte ist man sich weitgehend 
einig darin, daß quantifizierende Erfolgsmessungen 
der Gesamtleistung von Einrichtungen beim derzeiti- 
gen Stand der Wissenschaft nicht möglich sind.” Ohne 
Absicherung durch aufwendige Verfahren und ohne 
Einbindung des Untersuchungsfeldes in den gesell- 
schaftlichen Gesamtzusammenhang werden die Er- 
gebnisse immer von Nachteil für die Einrichtungen 
und für Klientinnen und Klienten sein. Man nennt die 
Ergebnisse dann auch 'riskante Evaluation’, weil zwi- 
schen erhobenen Daten und der Wirklichkeit eine 
große Lücke klafft. Wenn man z.B. bei einem Be- 
schäftigungsträger nur noch die erfolgreichen Berufs- 
oder Schulschlüsse als Erfolg 'bucht'‘, erscheint die 
geleistete Arbeit mit denen, die die Abschlüsse nicht 
erwerben können, als überflüssiger Ballast. Die Fol- 
gen sind, daß sich die Einrichtungen selbst unter 
Druck setzen oder gesetzt werden, die Arbeit mit den 
'Schwächeren' zu vernachlässigen, deutlicher gesagt, 
daß eine Auslese stattfindet zwischen Besserungs- und 
Nicht-Besserungsfähigen und daß dies in der Offent- 
lichkeit über die Neue-Steuerungs-Ideologie legiti- 
mierbar wird. Wer will schon Einrichtungen fördern, 
die nicht erfolgreich arbeiten? 

Die Pflegesätze bestehen zukünftig aus 
Grund-, Maßnahme- und Investitionspauschalen. Die 
Grundpauschale bezieht sich auf Kosten wie Lebens- 
mittel, Wäscheversorgung usw. Die Investionskosten 
auf Mieten usw. Die Maßnahmepauschale bezieht sich 
auf die genuin sozialarbeiterischen Leistungen. Durch 
die Aufgliederung sollen die Einrichtungen vergleich- 
bar gemacht werden und soll es den Kostenträgern 


. ermöglicht werden, für unterschiedliche Hilfeempfän- 


gergruppen unterschiedliche Pauschalen zu bezahlen - 
wie bei der Pflegeversicherung. Für die Einrichtungen . 
bedeutet dies eine weitere Verschärfung des Kosten- 
drucks und den Zwang in den Einstieg in ein hilfe- 
hierarchisches Sortiersystem, das emanzipatorisch 
orientierten Hilfeansätzen im Kern widerspricht und 
nur die klinisch-medizinischen Sichtweisen von 'ab- 
weichendem Verhalten’ reproduziert und übrig läßt. 


2.4.2. In Zukunft soll es den schon immer im Bundes- 
sozialhilfegesetz vorgeschriebenen Gesamtplan für die 
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Betroffenen geben. Die Federführung dafür hat die 
Sozialbehörde. Diese seit Einführung des Bundessozi- 
alhilfegesetzes geltende Vorschrift wurde bisher nie 
umgesetzt, denn dies hätte für die Betroffenen eine 
Leistungsverbesserung bedeutet, weil in diesem indi- 
viduellen Gesamtplan der wirkliche Bedarf amtlich 
festgestellt und überprüfbar dokumentiert hätte wer- 
den müssen. In Zukunft wird daraus eine Verschlech- 
terung für die Betroffenen resultieren, weil die neuen 
Erfassungsinstrumente da sind, um Leistungen syste- 
matisch zu beschränken oder gar abzuschaffen. 


2.4.3. Dafür wird in Hamburg auf der Basis des beste- 
henden EDV-Systems PROSA (Projekt Sozialhilfeau- 
tomation) das PROST genannte System entwickelt. 
Die Daten für dieses System kommen aus der Doku- 
mentation der Einrichtungen, auf einzelne Klientinnen 
und Klienten bezogen und zu Einrichtungsberichten 
aggregiert: 

- die vertraglich festgelegten Leistungssegmente 
und deren tatsächliche Erbringung, 

- die dafür aufgewendete Zeit pro Leistung, die 
Leistungen in ihrer Spannweite bezogen auf das 
gesamte Leistungsspektrum und der Zielerrei- 
chungsgrad sollen dokumentiert werden. 

Das Steuerungszentrum hat feste Budgetdaten, verfügt 

über das gesamte Spektrum der Leistungen in den 

verschiedenen Einrichtungen, über die unterschiedli- 
chen finanziellen und zielerreichungsbezogenen Daten 
der Einrichtungen und der einzelnen Klientinnen und 

Klienten jeweils im zeitlichen Verlauf. 

Ein verantwortlicher Mensch (Case-Manager) 
wird für die Gesamtplanung und Durchführung der 

Einzelleistungen verantwortlich sein. 

Die dadurch ermöglichten 'gläsernen Einrichtungen!’ 

und 'gläsernen Klientinnen' und 'gläsernen Klienten' 

bieten der Verwaltung optimale Möglichkeiten der 

Kosteneinsparung: 

Verminderung des Leistungsspektrums der 


Einrichtungen, Konkurrenz der Einrichtungen durch 

Preis- und Leistungsvergleiche, feste Korridore (Pau- 

schalisierung) für die Bewilligung von Einzelleistun- 

gen oder eine Art Lebenszeit-Sozialhilfebudget als 

begrenzter Leistungsrahmen. 

Dies entspricht der Kosten- und Leistungsrechnung in 

der Betriebswirtschaftslehre und ist die eigentlich 

wesentliche Entsprechung des.Neuen Steuerungsmo- 

dells zur Betriebswirtschaftslehre: 

- die Kostenarten zeigen, welche Kosten entstanden 
sind, 

- die Kostenstellen, wo die Kosten entstanden sind 
und die 


- Kostenträger, wofür die Kosten entstanden sind. 


2.5. Ideologisch werden diese Veränderungen abgesi- 
chert 
1) durch die Behauptung, daß wachsenden Aufgaben 
knapper werdende Ressourcen gegenüber stehen 
(Standortpolitik), 
2) daß die Soziale Arbeit durch mehr Kundenorientie- 
rung und Qualitätssicherung effektiver gestaltet wer- 
den kann (Qualitätsverbesserung durch Konkurrenz)‘, 
3) durch Wendung des eigentlich progressiven Kon- 
strukts der Normalisierung', Behindert-Sein solle als 
Normalität erlebt und akzeptiert werden (bisher galt 
das Rehabilitationsprinzip, das auf die Förderung 
größtmöglicher Fähigkeiten bei Aktivitäten des all- 
täglichen und beruflichen Lebens abzielte), 
4) durch Sozialverträglichkeit als Kriterium der 
Zielerreichung von Eingliederungshilfe (statt bisher 
der Abwesenheit von Problemen als Ziel). 
Eingespart werden soll zusammengefaßt durch 
- Umwandlung ineffektiver und teurer Hilfen in 
effektive und kostengünstigere, 
-  Heranziehung vorrangiger Kostenträger, 
- Abbau von Überversorgung und 
- Aktivierung von Selbsthilfe. 


3. Was sind soziale BürgerInnenrechte? 


Es gibt in der Bundesrepublik keine sozialen Grund- 

rechte. Soziale Rechte werden im Sozialgesetzbuch I, 

$ 1f, das den verschiedenen Leistungsbereichen des 

Sozialrechts, wie Kranken-, Renten- und Arbeitslo- 

senversicherung übergeordnet ist, definiert. Die 

Rechte, die das Sozialgesetzbuch enthält, sollen bei- 

tragen 

- zur Sicherung eines menschenwürdigen Daseins, 

- zur Schaffung gleicher Voraussetzungen für die 
freie Entfaltung der Persönlichkeit, 

- zum Schutz und Förderung der Familie, 

- den Lebensunterhalt durch eine frei gewählte 
Tätigkeit zu ermöglichen, 

- besondere Belastungen abzuwenden oder auszu- 
gleichen. 

Aus diesen Rechten "können Ansprüche nur insoweit 

geltend gemacht oder hergeleitet werden, als deren 

Voraussetzungen und Inhalt durch die Vorschriften 


der besonderen Teile dieses Gesetzbuches im einzel- 
nen bestimmt sind" ($ 2). 

Hier wird der innere materielle Widerspruch 
deutlich zwischen einerseits moralisch daherkommen- 
den Zielen wie z.B. Menschenwürde, Schutz, freie 
Entfaltung der Persönlichkeit, frei gewählte Tätigkeit 
und andererseits der gesellschaftlichen Realität, deren 
Bewegungsgesetze das genaue Gegenteil beinhalten 
und bewirken: die Konkurrenz aller Marktteilnehmer 
aus Selbsterhaltung oder Profitstreben unter dem 
ehernen Gesetz der Mehrwertproduktion mit den dazu 
gehörigen sozialen Hierarchisierungs- und Ausschlie- 
Bungsmechanismen. Die Sozialgesetze haben bei ihrer 
Entwicklung den Systemwiderspruch konserviert. Der 
Sichtweise, sie seien die Errungenschaft der Kämpfe 
der Arbeiterbewegung, muß entgegengehalten werden, 
daß dies nur die eine Seite ist. Die andere bedeutet 
Entpolitisierung, Bürokratisierung, Individualisierung 
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und Spaltung in Arbeiter und Arme. Das streng indi- 
vidualisierte Leistungsrecht der Sozialversicherung 
schreibt die aus gesellschaftlichen Konfliktlagen re- 
sultierenden sozialen Probleme den Einzelnen zu, 
ohne daß sie auch nur eine Chance hätten, diese Be- 
gründungsebene mit Hilfe der kompensatorischen 
Leistungen zu erreichen. 

Für die Verwirklichung substantieller sozialer 
und allgemeiner Menschenrechte dagegen ist eine 
andere Wirtschaftsordnung Voraussetzung. Auf dem 
Weg dorthin gilt es, das repressive und regressive 
Sozialrecht zu kritisieren und Forderungen auf gesell- 
schaftliche Teilhabe für die Betroffenen (und natürlich 
mit ihnen, wenn es geht) so zu stellen, daß dieser 
Widerspruch deutlich wird. 

Die scheinbare Verwirklichung sozialer Bür 


gerinnen- und Bürgerrechte in der Phase des wirt- 
schaftlichen Aufschwungs war tatsächlich motiviert 
durch: 
- Verhinderung sozialistischer Alternativen 
- überlegene gesellschaftliche Produktivität 
- Integration der Unter- und Mittelschichten 
- Legitimation der weiterbestehenden Ungleichheit 
- Konfliktpazifizierung 
- Nachfragestärkung 
- und deren Synergieeffekte. ° 

Die Verwirklichung sozialer Bürgerinnen- 
und Bürgerrechte darf sich deshalb nicht darauf be- 
schränken, die gewährten Brosamen des Sozialstaates 
in der kurzen Zeit der Prosperität einzufordern, son- 
dern muß auch den konsequenten Hinweis auf den 
Herrschaftscharakter der Sozialgesetze enthalten. 


4. Konsequenzen aus der Ökonomisierung der Sozialen Arbeit 


4.1. Für die Betroffenen bedeutet diese Entwicklung 
einen weiteren Abschied vom Bedarfsdeckungsprin- 
zip. Die Grundlage für die Bewilligung von Leistun- 
gen ist nicht mehr das Prinzip, daß solange geleistet 
werden muß, wie Aussicht auf Erfolg besteht, sei er 
auch noch so klein,° sondern hier werden als Grund- 
lage Kosten- und Nutzenkalkulationen im Rahmen 
von Budgets stehen, die festlegen, wie groß die 
Spannweite der Zielerreichung noch sein darf. Sie 
bedeutet durch den neuen Versuch, Bedarfsgruppen zu 
definieren, eine radikale Rückkehr in Richtung 'Aus- 
lese oder endgültige Ausschließung'. Entgegen der 
herrschenden Ideologie bedeutet sie keine Verbesse- 
rung. in Richtung Stärkung der Rechte von Betroffe- 
nen gegenüber den Einrichtungen, weil z.B. die Ein- 
richtungen selbst rigider ihnen gegenüber werden 
müssen als Konsequenz ‘aus den vielfältigen zusätzli- 
chen Anforderungen und Leistungskürzungen. 

Die Betroffenen mutieren ab jetzt ganz ungeschminkt 
und unverdeckt zu reinen Geldquanten in einem Sozi- 
alhilfeautomaten.” 


4.2. Für die Beschäftigten bedeutet die Entwicklung, 


Leistungsverdichtung und -konkurrenz, Entqualifizie- 
rung und Spezialisierung der Arbeit, Verlust von Ar- 
beitsplätzen, Lohndumping, Einzug und Dominanz 
von Spezialisten und Sozial-Managern und eine ge- 
waltige Bürokratisierung. War die Profession schon 


entpolitisiert durch Psycho- und Alternativboom, so 
droht durch die neue Terminologie und Ideologie auch 
der letzte Rest Vernunft hinweggefegt zu werden. 


4.3. Für die Soziale Arbeit steht der endgültige Ab- 
schied von gesellschaftskritischen, etwa gemeinwe- 
senorientierten oder parteilichen Konzepten an. Diese 
müssen in Zukunft noch verdeckter und entwurzelter 
als geheime Version des Handeln umgesetzt werden. 


4.4. Bemerkenswert für die Entwicklung von Wider- 
stand ist die langfristig geplante, technokratisch un- 
durchsichtige Umsetzung der Ökonomisierung auf 
breiter Front. Die Zustimmung in allen Parteien und in 
der Öffentlichkeit und vor allem in der Fachdiskussion 
ist sicher, weil die.Grundbegriffe akzeptiert werden: 
Leistungsorientierung, Mobilisierung der 'Humanres- 
sourcen', 'nur eine modernisierte Sozialarbeit läßt sich 
erhalten‘, ‘Ökonomie und Pädagogik schließen einan- 
der nicht aus, sondern ergänzen sich' usw. 

Der Abstand zwischen Kolleginnen und 
Kollegen vor Ort,’ die die konkrete Arbeit machen und 
den vielen Spezialistinnen und Spezialisten wird im- 
mer größer. Das notwendige Wissen, um dieser ge- 
samtgesellschaftlichen Entwicklung etwas entgegen- 
setzen zu können, wird selber zur Verstärkung dieses 
Abstandes. Viele Kolleginnen und Kollegen haben das 
Interesse an dieser Diskussion verloren. 


5. Perspektiven 


5.1. Die Verwirklichung von sozialen Bürgerinnen- 
und Bürgerrechten muß die Verwirklichung von um- 
fassender gesellschaftlicher Teilhabe an den materiel- 
len, kulturellen und geistigen Produktionsprozessen, 
d.h. Mitbestimmung und Mitgestaltung durch die 
sozial Ausgegrenzten beinhalten. Dazu ist es keines- 
falls ausreichend, bisherige Standards nur zu verteidi- 
gen. Es ist das falsche Versprechen der sogenannten 


sozialen Rechte zu bekämpfen, tatsächliche Teilhabe 
und Menschenwürde gewährleisten zu können. Sie 
garantieren die Zementierung sozialer Ausschließung 
und des herrschenden Wirtschaftssystems. Die spärli- 
chen emanzipatorischen Gehalte des Sozialrechts, z.B. 
in der Eingliederungshilfe, werden durch die Ökono- 
misierung der Sozialen Arbeit getilgt und gilt es zu 
verteidigen. Aber nur durch den Bezug auf die grund- 
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sätzlich widersprüchliche Problematik sozialer Bürge- 
rinnen- und Bürgerrechte wird ein weiterführender 
Widerstand im Rahmen eines neuen linken Projektes 
daraus. 


5.2. Die Gewerkschaften und Verbände der Freien 
Wohlfahrtspflege haben der Entwicklung wegen ihrer 
Übereinstimmung mit den Grundsätzen der Moderni- 
sierung wenig entgegenzusetzen. Die oben genannten 
radikalen normativen Zielsetzungen dürften jedoch 
auch auf den Widerstand der Verbände und Gewerk- 
schaften stoßen. In diesem Sinne sind die negativen 
Konsequenzen der Modernisierung weiter öffentlich 
zu machen. 

Für die Gewerkschaften gilt, daß die tarifli- 
che Absicherung der Sozialen Arbeit, die in einigen 
Bereichen erst erkämpft werden muß, eine relativ 
hohe Hürde für die Sozialbehörden werden könnte, die 
ihnen auferlegten staatsökonomischen Ziele radikal zu 
verfolgen. 

Für die Freie Wohlfahrtspflege bleibt der Ab- 
schied vom Bedarfsdeckungs- und vom Rehabilitati- 
onsprinzip sowie die überwiegende Orientierung an 
Sozialverträglichkeit als Ziel ihrer Leistungen ein 
wunder Punkt. 


! Dies ermöglichte bisher eingeschränkt $ 3 Bundesozialhilfegesetz. 
? Für diesen Zusammenhang, vor allem für die normativen Verände- 
rungen in der Eingliederungshilfe, ist einschlägig: Peter 
Glitschmann, Monika Offermann, Angelika Tumuschat-Bruhn, 
Gesamtplanung nach $ 46 BSHG im Kontext behindertenpolitischer 
Innovation und Verwaltungsmodernisierung, in: Nachrichten des 
Deutschen Vereins (NDV), Heft 11 (1999), S. 362-367. Die Auto- 


rinnen und Autoren sind in der Behörde für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales in Hamburg damit beschäftigt, das Neue Steuerungsmodell 
zu planen und umzusetzen. Die ideologische Absicherung dafür 
ihnen Bernd Halfar, Kosten- und Qualitätsmanagement in der 
Sozialverwaltung, in: NDV Heft 6 (1999), S. 197-20. Dieser 
schließt seinen Beitrag mit dem Ausblick, daß mit der Anwendung 
des neuen Steuerungsmodells niemand mehr den Abgrund zwischen 
Ökonomie und Fachlichkeit mit zwei beherzten Sprüngen überwin- 
den müsse, wenn man Bedarfsplanung, fachliche Qualität und 
wirtschaftliche Effizienz mittels der neuen Steuerung aufeinander 
beziehe. Mit anderen Worten: wer von einem nur schwer zu über- 
windenden Bruch zwischen wirtschaftlichem und sozialpädagogi- 
schem Handeln ausgeht, der stürzt ab! Nur: der Abgrund bestand 
schon immer. Der klassische Hinweis auf ihn mit der Beschwörung, 
sozialpädagogisches Handeln entzöge sich eigentlich der ökonomi- 
schen Rationalität, verbleibt selbst im ideologischen Nebel, der die 
ökonomischen Grundlagen (in all ihren Facetten) von Sozialer 
Arbeit zudecken soll. 

? Vgl. z.B. die Ergebnisse zur Anhörung vor dem Gesundheitsaus- 
schuß der Hamburger Bürgerschaft zur Zuwendungsdrucksache 
15/3751 in 1996. 

* Ab hier wird die Diskussion um die Neue Steuerung zynisch, weil 
nahe gelegt oder auch offen gesagt wird, daß die Verelendung 
weiter Bevölkerungskreise deshalb so voranschreitet, weil die 
ausreichend vom Staat zur Verfügung gestellten Mittel ineffizient 
eingesetzt werden. Damit richtet sich die öffentliche Aufmerksam- 
keit gegen die Soziale Arbeit, anstatt gegen die gesellschaftlichen 
Lebensbedingungen. Ein Meister dieser Argumentationsfigur ist 
Horst Bossong zu seiner Zeit als Drogenbeauftragter in Hamburg 

‚ewesen. 

Wolf-Dieter Narr/Roland Roth, Einführung: Mit den sozialen 
Menschen- und Bürgerrechten gehen auch die politisch-personalen 
zugrunde - Protest und neue soziale Formen sind nötig, in: Jahrbuch 
96/97 vom Komitee für Grundrechte und Demokratie, S. 163 
$ Das wurde natürlich auch bisher gerne eingeschränkt durch alle 
möglichen restriktiven Verfahrensweisen der Behörden. 

? Auch das war bisher auch schon so, wird aber durch die Verände- 
rungen auch qualitativ verschärft. 
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Die Privatisierung von Post und Bahn 
2 Ein Lehrbeispiel für die 
Okonomisierung sozialstaatlicher Funktionen* 


Von Albert Krölls 


1. Einleitung 


Zur Einschätzung der Entwicklungen, die sich gegen- . 


wärtig unter den Titeln der Ökonomisierung und 
Privatisierung auf dem Gebiet der Sozialpolitik insbe- 
sondere auf dem Felde der Sozialarbeit abspielen, ist 
es lehrreich, einen vergleichenden Blick auf die staat- 
liche Privatisierungspolitik in anderen Bereichen des 
öffentlichen Dienstes zu werfen. Namentlich an der 
Bahn- und Postreform läßt sich trefflich studieren, 


worin der Inhalt der maßgeblichen staatsökonomi- 
schen Kalküle besteht und welche Auswirkungen auf‘ 
die Arbeitsbedingungen der Mitarbeiter und die Qua- 
lität öffentlicher Dienstleistungen damit verbunden 
sind, wenn die Wahrnehmung sozialstaatlicher Auf- 
gaben im Dienste staatlicher Haushaltsentlastung dem 
Diktat des Marktes und den Imperativen der Betriebs- 


‚wirtschaft unterstellt wird. 


2. Das Privatisierungskalkül: Kommerzialisierung von Sozialstaatsfunktionen im 
Dienste der Entlastung des Staatshaushaltes 


Die übergreifende Zielsetzung staatlicher Privatisie- 
rungspolitik im Bereich des Verkehrs- und Kommuni- 
kationswesens bildet die Entlastung der öffentlichen 
Haushalte von den finanziellen Aufwendungen für 
Betrieb und Ausbau der sozialen Infrastruktur. Das 
staatsökonomische Ideal der Kostenemanzipation 
besteht in der Transformation bislang (defizitärer), aus 
Steuermitteln finanzierter Staatsbetriebe in privat- 
wirtschaftliche börsennotierte Unternehmen, die an 
der Erzielung von Unternehmensgewinnen ausge- 
richtet sind und ihre Investitionen nach Möglichkeit 
aus eigenen Mitteln bestreiten. 

Dieses Ziel konnte zumindest im Hinblick 
auf die Telekom weitestgehend verwirklicht werden. 
Die Telekom war am 01.01.1995 als privatwirtschaft- 
liches Unternehmen aus der Umwand-lung der 3 
öffentlichen Postteilunternehmen (Postdienst, Tele- 
kom und Postbank) in selbständige Aktiengesell- 
schaften hervorgegangen. 

. Die Ende 1996 erfolgte Börsenkapitalisierung 


der Telekom hatte zunächst der Finanzierung der. 


Investitionskosten gedient, die anläßlich der Herstel- 
lung der Infrastruktur im Post- und Telekommunikati- 
onsbereich in den neuen Bundesländern entstanden 
waren. Diese Investitionen hatten vorübergehend zu 
einem Absinken der Eigenkapitalquote der Telekom 
auf ca. 20% geführt.' Dieser Kapitalbedarf in einer 
schätzungsweisen Höhe von 60 Mrd. DM bis 1998 
sollte zumindest teilweise gedeckt werden durch die 
Umwandlung der bislang öffentlichen Teilunterneh- 
men der Bundespost in Aktiengesellschaften und die 
Börsenplazierung namentlich der Telekom, von der 
man sich bei einem Eigenkapitalanteil des Bundes von 


49,5% einen Nettoerlös von ca. 32 Mrd. DM 
versprach.” Mit der erfolgreichen Börsenplazierung 
wurde zugleich der Telekom der Weg zum einem 
"global player” auf dem Gebiete des Telekommuni- 
kationswesens gebahnt und damit die Metamorphose 
von einer den Staatshaushalt belastenden Gewährlei- 
stung einer Sozialstaatsfunktion in ein ”normales” 
privatwirtschaftliches Unternehmen und damit vom 
staatlichen Kostgänger in eine staatliche Finanzquelle 
vollzogen. 

Der am Beispiel der Telekom dargestellte 
Umwandlung öffentlicher Unternehmen in private 
Aktiengesellschaften markiert im übrigen einen be- 
merkenswerten Wendepunkt der staatsökonomischen 
Entwicklung. Während sich in den Anfängen der bür- 
gerlichen Gesellschaft der Staat gefordert sah, die 
Herstellung gesellschaftlicher Infrastrukturbedingun- 
gen wie namentlich das Verkehrs- und Kommunikati- 
onswesen deswegen in seine Hände zu nehmen, weil 
die auf der Höhe der erforderlichen Investitionskosten 
und der Amortisierungsdauer des Kapitals beruhende 
mangelnde Rentabilität von Investitionen eine kaum 
überwindbare Schranke eines privatwirtschaftlichen 
Engagements in diesen Bereichen darstellte,’ kann 
sich heutzutage der Staat der überlegenen Finanzkraft 
der Privatwirtschaft zur Bestreitung von Investitionen 
in Sektoren der Staatswirtschaft bedienen, die wie die 
Telekommunikation zu einer führenden Wachstums- 
branche innerhalb der Gesamtwirtschaft geworden 
sind. 

Daran gemessen nehmen sich die staatsöko- 
nomischen Erfolge der Privatisierung der Bahn eher 
bescheiden aus. Bei der Bundesbahn, die zuvor als 
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Bundesbehörde mit eigenem Verwaltungsunterbau 
geführt wurde, spielte sich die Metamorphose zum 
privatwirtschaftlichen Unternehmen dergestalt ab, daß 
diese zum Jahresbeginn 1994 in eine Aktiengesell- 
schaft im Alleineigentum des Bundes überführt wurde. 

Das mittelfristige Ziel der Bahnreform hatte 
darin bestanden ”die dem Bund erwachsende Haus- 
haltsbelastung zurückzuführen und in berechenbaren 
Grenzen zu halten.” Dabei wurde das.Einsparungs- 
potential für den Zeitraum von 1994 bis 2003 mit ca. 
139 Mrd. DM veranschlagt.° Für das Jahr 2004 ist 
gemäß dem Vorbild der Telekom der Börsengang in 
Auge gefaßt, dessen Aussichten jedoch angesichts 
wachsender Zweifel an der Börsenreife des Unter- 
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nehmens zunehmend skeptisch bewertet werden. Denn 
daß die Bundesbahn in den Jahren nach der Bahnre- 
form bis einschließlich 1998 vorübergehend ein posi- 
tives Betriebsergebnis einfahren konnte’, beruht zum 
einen auf der Übernahme der Altschulden der Bahn in 
Höhe von ca. 100 Mrd. DM durch den Bund, zum 
anderen auf der fortbestehenden direkten und indirek- 
ten Subventionierung des Bundes, der insbesondere 
weiterhin die Finanzierungslast für Investitionen in die 
Schienenwege (Bau, Ausbau und Ersatzinvestitionen) 
trägt sowie durch jährliche Ausgleichszahlungen die 
Verlagerung des defizitären Schienenpersonennahver- 
kehrs in die Aufgaben- und Finanzveranwortung der 
Länder begleitet hat. 


3. Betriebskostenreduzierung per Personalkostensenkung: Der zentrale Hebel zur 
Herstellung der Rentabilität gemeinwirtschaftlicher Staatsunternehmen 


Die Sanierung der Bahn sollte neben der Übernahme 
der Altschulden durch den Bund und der Ausgliede- 
rung des defizitären Schienenpersonennahverkehrs in 
erster Linie über die (langfristige) Senkung der Perso- 
nalkosten erfolgen. Einen entscheidenden Hebel des 
Personalkostenabbaues bildete die "Befreiung von den 
Fesseln des öffentlichen Dienstrechtes." So sollte die 
Abschaffung des mit dem Status der Unkündbarkeit 
verbundenen Beamtenstatus im Verein mit der Ab- 
senkung der Eingangstarife für neueingestellte Mitar- 
beiter der DB-AG die Handhabe verleihen, im Inter- 
esse der Konsolidierung des Unternehmens die Perso- 
nalkostenentwicklung in den Griff zu bekommen. Der 
Lohnabbau der Bahnmitarbeiter wurde begleitet von 
einem drastischen Stellenbau. So wurden von 1994 
bis heute im Zuge der Bahnreform und der Reichs- 
bahn-Integration bereits 120.000 Stellen 
”sozialverträglich” gestrichen. ® 

Im Rahmen der aktuellen 
”Finanzierungskrise” der Bahn hat die Unternehmens- 
politik der Personalkostensenkung eine weitere Ver- 
schärfung erfahren. Das vom neuen: Vorstandschef 
Mehdorn im März 2000 präsentierte radikale Spar- 
programm, dessen tragende Säule die Ausgliederung 
großer Teile des unrentablen Regionalverkehrs dar- 
stellt, sah bis zum Jahre 2004 einen Abbau der bislang 
242.000 Stellen um 60.000 bis 70.000 Arbeitsplätze 
vor.” In diesem Zusammenhang sollten allein 40.000 
betriebsbedingte Kündigungen ausgesprochen wer- 
den." Das Lohneinkommen jedes vierten Lokomotiv- 
führer und jedes zweite Zugbegleiters sollte also ge- 
strichen werden'', um den geplanten Börsengang nicht 
zu gefährden.'” Nach Protesten der Eisenbahnerge- 
werkschaften und der Androhung von Warnstreiks 
einigten sich Bahnvorstand und Gewerkschaften 
schließlich darauf, die bis zum Jahre 2004 avisierte 
Personalkostensenkung um 3, 6 Mrd. DM auf 14 
Mrd. DM unter Verzicht auf Entlassungen zu realisie- 
ren und den Personalbestand im Wege "natürlicher 
Fluktuation um ”lediglich” ca. 36.400 Stellen zu ver- 
ringern. Der mit den ursprünglich geplanten Entlas- 


sungen erstrebte Einspareffekt soll nunmehr nach den 
Vorstellungen des Bahnvorstandes auf dem alternati- 
ven Wege der Kürzung von Weihnachts- und Ur- 
laubsgeld und Zulagen sowie Arbeitszeitverkürzungen 
ohne Lohnausgleich und niedrige Tarifabschlüsse mit 
längeren Laufzeiten erzielt werden. 

Angesichts der bewährten gewerkschaftlichen 
Konzeption der Arbeitsplatzsicherung per Vereinba- 
rung von Lohnkürzungen und Verschlechterung der 
Arbeitsbedingungen steht kaum zu erwarten, daß sich 
die Eisenbahnergewerkschaften diesen Forderungen 
prinzipiell verschließen und sich gegen die den Bahn- 
mitarbeitern zugemuteten drastischen Einkommens- 
verluste!* zur Wehr setzen werden. Angesichts ihrer 
generellen Einsicht in die Notwendigkeit der Stärkung 
der Wettbewerbsfähigkeit des "Unternehmens Bahn” 
ist vielmehr absehbar, daß die Gewerkschaften den 
betriebswirtschaftlichen ”Sachzwängen” ihren Tribut 
entrichten werden, indem sie ”zähneknirschend” den 
vom Bahnvorstand verordneten, gegenüber der Aus- 
gangsforderung ”realitätsgerecht” reduzierten Sanie- 
rungsopfern ihre Zustimmung geben und im Hinblick 
auf die Vermeidung betriebsbedingter Kündigungen 
das Gesamtergebnis ihren Mitgliedern als relativen 
Erfolg verkaufen werden. 

Der ökonomische Imperativ der Personalko- 
stensenkung spielte, wie die anläßlich der 1995 voll- 
zogenen Privatisierung der Postunternehmen geführ- 
ten, von bundesweiten Warnstreiks begleiteten Aus- 
einandersetzungen um den Abschluß eines Sozialta- 
rifvertrages belegen,'” eine wichtige Rolle auch im 
Rahmen der Postreform. Der Stellenabbau sollte sich 
nach den einschlägigen Planungsvorgaben in einer 
Größenordnung von ca. 100.000 Stellen bis zum Jahre 
2000 bewegen.'® Mit dem Personalkostenabbau und 
dem damit verbundenen Erwartungen an die gestärkte 
Ertragskraft des Unternehmens wurde zugleich die 
Basis gelegt für den Börsengang der Telekom, die mit 
ihrer erfolgreichen Rationalisierungspolitik eindrucks- 
voll ihre Börsenreife unter Beweis stellte. 
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4. Die sozialen Folgewirkungen der Kommerzialisierung 
staatlicher Infrastrukturfunktionen 


Die Verwandlung von Bahn und Post in gewinnorien- 
tierte Wirtschaftsunternehmen ist wie bereits einge- 
hend dargestellt mit einer drastischen Verschlechte- 
rung der Lohn- und Beschäftigungsbedingungen ver- 
bunden. Genauer bildete die Personalkostenreduzie- 
rung die grundlegende Realisierungsbedingung über- 
haupt für die Kommerzialisierung der infrastrukturel- 
len Staatsfunktionen im Dienste der Entlastung des 
Staatshaushaltes. 

Darüber hinaus hat die Privatisierung zumin- 
dest im Falle der Bahn zu einer erheblichen Ver- 
schlechterung auch der Qualität öffentlicher Dienstlei- 
stungen geführt, die tendenziell im Widerspruch steht 
zu der nach wie vor bestehenden, in Art. 87 e Abs. 
3, 4 GG verankerten sozialstaatlich-infrastrukurellen 
Gewährleistungsverantwortung des Staates für das 
Eisenbahn-verkehrswesen.'” 

Von der Reduzierung des Dienstleistungsni- 
veaus zeugen zum einen die umfangreichen Strecken- 
stillegungen im öffentlichen Nahverkehr, die seit 1994 
im Zuge der Bahnreform erfolgt sind. Diese bilden die 
“ Kehrseite der Konzentration der DB-AG auf den Be- 
trieb und den Ausbau des rentablen Fernstreckennet- 
zes. Diese Tendenz zur Ausgliederung unrentabler 
Eisenbahn-strecken und der damit verbundenen Ab- 
schiebung der Finanzverantwortung hat sich im Zei- 
chen der aktuellen Umstrukturierungspläne der DB 
weiter verstärkt. So sollen nach den Plänen des neuen 
Bahnchefs Mehdorn 37 regionale Eisenbahnnetze mit 
9.000 Kilometer Nahverkehrsstrecken, d.h. fast ein 
Viertel des 38.500 Kilometer umfassenden Strecken- 
netzes durch neuzugründende Regionalgesellschaften 
betrieben werden, an denen sich eigenständige Regio- 
nalbahnen, Unternehmen und insbesondere die Kom- 
munen beteiligen sollen. Aus dieser Strukturreform 
erhofft sich die DB neben der Entlastung von einem 
Sanierungsaufwand in Höhe von 4 Mrd. eine 
Betriebskostenersparnis von 400 Mio. DM jährlich.'® 
Angesichts eines erforderlichen Sanierungsaufwandes 
von mindestens 8 Mrd. DM bis zum Jahre 2010 für die 
Instandsetzung und Modernisierung veralteter Neben- 
strecken bedarf es keiner prophetischen Gaben 


für die Prognose, daß die Ausgliederung des Regio- 
nalverkehrs entgegen den offiziellen Absichtserklä- 
rungen der DB nicht auf die Erhaltung der Neben- 
strecken für den Personenverkehr sondern im Ergebnis 
darauf hinauslaufen wird, daß im Streit um die Finan- 
zierung so manche Regionalverbindung buchstäblich 
auf der Strecke bleiben wird. 

Eine weitere, beinahe zwangsläufige Folge 
der Privatisierung bildet die dramatische Verschlech- 
terung der Unfallstatistik der Bahn auf der Grundlage 
des massiven Personalabbaues und der damit verbun- 
denen Arbeitsüberlastung der verbliebenen Mitarbei- 


‚ter. Denn insbesondere die Akkumulation von durch- 


schnittlich 100 Überstunden bei jedem in der Sparte 
”Touristik und Verkehr” tätigen Lokomotivführer im 
Verein mit der Verkürzung der Ausbildungszeiten'” 
sowie der Personalabbau gerade auch im technischen 
Bereich der Bahn beinhalten ein erhebliches Gefah- 
renpotential im Hinblick auf die Verkehrssicherheit. 
Wobei die einschlägigen Unfälle jedoch gemeinhin 
nicht dem Unternehmenszweck der Rentabilität und 
den korrespondierenden Methoden seiner Verfolgung 
angelastet werden sondern unter der Rubrik mensch- 
liches oder technisches Versagen verbucht zu werden 
pflegen. 

Die aufgezeigten Folgewirkungen der Priva- 
tisierungspolitik im Hinblick auf die Qualität öffentli- 
cher Dienstleistungen verweisen auf den 
”Zielkonflikt”, welcher in der staatsökonomischen 
Programmatik haust, die Erfüllung sozialstaatlicher 
Funktionen unter das Postulat der Rentabilität zu 
stellen. Dieses Programm heißt von der anderen Seite 
gelesen, daß die Wahrnehmung staatlicher Infrastruk- 
turaufgaben Gewinn abwerfen und damit zur Entla- 
stung des Staatshaushaltes beitragen soll, ohne daß 
dies auf Kosten der Erfüllung der öffentlichen Auf- 
gabe geht. Ein staatsökonomischer Doppelbeschluß, 
der - soweit er überhaupt zu realisieren ist - ”° nur auf 
Kosten der Mitarbeiter d.h. mittels Personalkosten- 
senkung und Intensivierung der Arbeit exekutiert 
werden kann. 


5. Fazit und Ausblick 


Der durchgängige Abbau des Niveaus öffentlicher 
Dienstleistungen und die regelmäßige Verschlechte- 
rung der Arbeitsbedingungen der Mitarbeiter . der 
(ehemaligen) öffentlichen Dienste infolge der Unter- 
werfung unter den staatlichen Sparzweck und dessen 
Ausführungsprogramm der Kommerzialisierung legen 
zugleich den Schluß nahe, daß der unter den emanzi- 
patorisch anmutenden Titeln der Innovation, Entbüro- 
kratisierung, Qualitätssicherung und Klientensouverä- 
nität angesagte und betriebswirtschaftlich angeleitete 


Umbau des Sozialstaatsbereichs der Sozialarbeit ent- 
gegen der 


offiziellen Verkaufspolitik der Neuen Steuerungsmo- 
delle ähnlich negative Ergebnisse für die Mitarbeiter 
und Klienten der Sozialarbeit zeitigen wird. Den posi- 
tiven Beweis für diese These liefert mein Beitrag "Die 
Ökonomisierung der Sozialarbeit - Die Reform des 
Sozialstaates und der Zeitgeist der Standortpflege in 
Wissenschaft und Berufspraxis.””' 
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* Überarbeitete und aktualisierte Fassung des Kurzreferates, gehal- 
ten im Rahmen der Arbeitsgruppe "Diktatur des Marktes. Ökono- 
misierung sozialer Arbeit und öffentlicher Dienste” 


! Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und FDP zur 
Neuordnung des Postwesens und der Telekommunikation, BT-Drs. 
12/6718 v. 1.2.1994, Begründung $. 75. 

? Nach Angaben von Blanke/ Sterzel, Ab die Post? Die Auseinan- 
dersetzung um die Privatisierung der Deutschen Bundespost, KJ 
1993, S. 278 ff, 281. 

3 Zur sozialdkonomischen Existenznotwendigkeit der gemeinwirt- 
schaftlichen Betätigung des Staates in der Frühphase der bürgerli- 
chen Gesellschaft vgl. die klassischen Ausführungen von A. Smith, 


Eine Untersuchung über Natur und Wesen des Volkswohlstandes’ 


(1776), 5. Buch, S. 415, der es als eine der Pflichten des Landes- 
herrn bezeichnet, öffentliche Anstalten oder Werke zu errichten 
oder zu erhalten, ”die, wenn sie auch für eine große Gesellschaft 
höchst vorteilhaft sind, doch niemals einen solchen Profit abwerfen, 
daß sie einem einzelnen oder einer kleinen Anzahl von Personen 
die Kosten ersetzen und deren Einrichtung und Unterhaltung daher 
von keinem einzelnen und keiner kleinen Anzahl von Personen 
erwartet werden kann." 

* Die Finanzierungsprivatisierung öffentlicher Infrastruktur ist 
keineswegs auf den Sektor der Telekommunikation beschränkt. 
Zunehmende Bedeutung erlangt sie insbesondere auch beim Ver- 
kehrswegeausbau und der kommunalen Entsorgung. So veran- 
schlagte beispielsweise der vom ehemaligen Bundesverkehrsmini- 
ster Wissmann als ”total unterfinanziert" bezeichnete Bundesver- 
kehrswegeplan bis zum Jahre 2010 einen Investitionsbedarf von 450 
Mrd. DM. Im kommunalen Bereich werden allein für Abwasserbe- 
seitigungsanlagen in den nächsten 15 Jahren Investitionen von über 
300 Mrd. DM anfallen, die durch den verstärkten Einsatz von 
Privatkapital finanziert werden sollen. Vgl. dazu meinen Aufsatz, 
Rechtliche Grenzen der Privatisierungspolitik, Gewerbearchiv 1995, 
S. 129 ff. (133) mit ausführlichen Nachweisen. 

? Gesetzentwurf der CDU/CSU und der FDP-Fraktion zur Neuord- 
nung des Eisenbahnwesens, BT-Drs. 12/4609 (neu) v. 23.3.1994, S. 
1, 54. j 

6 ebda. S. 54. \ 

” Im Geschäftsjahr 1999 wurde erstmals seit der Gründung des 
neuen Unternehmens im Jahre ein negatives Betriebsergebnis in 
Höhe von 170 Mio. DM eingefahren (Hamburger Abendblatt v. 


. 02.03.2000 S. 26). : 
$® FAZ v. 23.03.2000. Bereits im 1. Geschäftsjahr der DB-AG wurde 


der Personalbestand um 42.000 Mitarbeiter verringert (SZ v. 
23.12.1994). 

? Hamburger Abendblatt v. 26./27.02. 2000. 

SZ v. 1.3.2000, 14.03.2000. 


"" Hamburger Abendblatt v. 02.03. 2000. 
2 SZ v.11./12.03.00°8. 63. 


.? SZ v. 27.03.2000; Die Welt v. 18.03.2000, SZ 18./19.03.2000 


v.23.03.2000). 
7 SZ v. 22./23.10.1994, S, 36, 
ei SZ v.04./05.06.1994; 10.05.1994. ; 

Gemäß Art. 87 e Abs. 4 GG garantiert der Bund, ”daß dem Wohl 
der Allgemeinheit, insbesondere den Verkehrsbedürfnissen, beim 
Ausbau und Erhalt des Schienennetzes der Eisenbahnen des Bundes 
sowie bei deren Verkehrsangeboten.... Rechnung getragen wird.” 
Eine entsprechende Regelung findet sich in für die Post in Art. 87 f 
Abs. 1 GG. Dort bezieht sich die Verantwortung des Staates darauf 
”im Bereich des Postwesen und der Telekommunikation flächen- 
deckend ‚angemessene und ausreichende Dienstleistungen” zu 
gewährleisten. 

° SZ v. 11.12.03.2000. 
2 SZ v. 08.02.2000. 

Im Falle der Bahn erscheint die gleichzeitige Reali ierung 
betriebswirtschaftlichen Zielsetzung In Rentabilität - der ge- 
meinwirtschaftlichen Aufgabenstellung insbesondere angesichts der 
Konkurrenz der alternativen Verkehrsträger Flugverkehr, LKW- 
Güterfernverkehr und PKW geradezu als Quadratur des Kreises, 
Denn diese Konkurrenzsituation erlaubt es der Bahn, die als einzi- 
ger Verkehrsträger ihren Fahrweg weitgehend selber finanzieren 
muß, insbesondere im Personennahverkehr nicht, Beförderungsta- 
rife zu verlangen, die kostendeckend wären, geschweige denn einen 
Gewinn abwerfen. Der "Rückzug aus der Fläche” im Personenver- 
kehr, der vom Standpunkt der Rentabilität angesagt ist, hat freilich 
eınen weiteren Attraktivitätsverlust des Personennahverkehrs zur . 


Folge, welcher wiederum im Widerspruch zu der 
unternehmerischen Strategie steht, mittels der Steigerung der 


Fahrgastzahlen die Einnahmesituation der Bahn zu verbessern. 
Standpunkt sozial Nr. 2/1999 S. 69 ff. (Teil 1); 3/1999 S. 72 ff. 


(Teil 2). 
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Mehr Zeit für gute Pflege - Jetzt! 


Beitrag für die Arbeitsgruppe Pflegefälle. Tarifdumping 
und Abbau sozialer Gundrechte imPflegebereich 


von Frank Jandera 


Seit Einführung der Pflegeversicherung 1995 hat sich 
die Arbeit in der ambulanten Pflege grundlegend ver- 
ändert. Das spüren Beschäftigte und PatientInnen 
jeden Tag aufs Neue. Dieser Artikel soll deshalb in 
erster Linie auch nicht auf die unzureichenden finan- 
ziellen Rahmenbedingungen der Pflegeversicherung 
und die Kostendrückerei von Krankenkassen und 
Sozialhilfeträger eingehen oder das Auftreten des 
Medizinischen Dienstes (MDK) bewerten. Dieses 
Verhalten, das auch unter der Überschrift „Zwang zur 
Ökonomisierung“ läuft, ist in verschiedenen Berichten 
in den Medien bereits hinreichend beschrieben wor- 
den. 

Nein, ich werde mich auf das konzentrieren, 
was mir viele KollegInnen und Beschäftigte in der 
Pflege während der letzten Jahre erzählt haben. 


Was also sind Maßstäbe „guter Pflege“ aus Sicht 
vieler Beschäftigter ? 


e Zeit zu haben. 

Zeit zu haben zuzuhören, wenn zuhören gebraucht 
wird. Zeit zu haben, sich auf eine z.T. täglich verän- 
dernde Pflegesituation einzustellen. Der Tod des 
langjährigen Ehepartners oder Streitigkeiten mit Fa- 
milienangehörigen sind belastende Lebenssituationen, 
für die ein Ohr da sein muß, ohne auf die vertraglich 
vereinbarten Mini - Leistungen schauen zu müssen. 
Ein Gespräch nur zwischen Rücken eincremen und 
Windelwechsel ist entwürdigend. 


e Keinen Zwang zur Rechtfertigung gegenüber 
Vorgesetzten und Kostenträgern. 
Schafft eine PatientIn eine vereinbarte Leistung, wie 
z.B. Zähneputzen ausnahmsweise einmal ohne Hilfe 
der Pflegekraft, wird sie dem System nach mit Zei- 
tentzug bestraft. Denn der Pflegedienst darf nur die 
vereinbarten und erbrachten Leistungen abrechnen. 
Körperliches und seelisches Befinden läßt sich aber 
einfach nicht „schubladisiert‘“ bemessen. Wenn dann 
Beschäftigte noch in den Verdacht kommen, Abrech- 
nungsbetrug begangen zu haben, weil sie jenseits der 
vereinbarten „Leistungskomplexe“ auf die Wünsche 
und Bedarfe der PatientInnen eingegangen sind, setzt 


damit die Kriminalisierung einer ganzen Berufsgruppe 
ein. 


e Den ganzheitlichen Verlauf ihrer Arbeit sehen 
wollen. 

Als „Mosaikstein - PflegerIn“ zu arbeiten, die fast 
ausschließlich Teilbereiche der Pflege verrichten muß, 
wie z.B. Blutzucker messen aber aus Kostengründen 
beispielsweise nicht Grundpflege machen darf, schafft 
kaum Arbeitszufriedenheit. Für PatientInnen stellt 
diese Art der „ganzheitlichen ‚Pflege“ sehr oft eine 
zusätzliche Belastung dar. Insbesondere wenn sie 
schwerkrank sind. Anstatt sich am Tag auf eine oder 
zwei Pflegekräfte einstellen zu müssen, sind es jetzt 
nicht selten vier oder fünf verschiedene Gesichter, die 
ihren Teil der Pflegearbeit verrichten wollen. 


e Individuelle Entwicklung ihrer Fachlichkeit und 
Anerkennung der geleisteten Arbeit. 

Eine Anerkennung, die über ein bloßes „Danke“ (das 
kommt schon selten genug) oder den Lohn Gottes 
hinausgeht. Eine angemessene Vergütung, die deutlich 
höher liegt als bisher (35 -— 45 DM für eine Brutto - 
Arbeitsstunde), wäre ein richtiger Schritt. Warum 
nicht auch ein Dementenprogramm (Alzheimerkranke, 
Altersverwirrte) in der ambulanten Pflege entwickeln 
und gezielt finanzieren? Das würde die berufliche 
Neugier der Pflegekräfte herausfordern, ihre Arbeits- 
zufriedenheit stärken und eine inhaltliche Weiterent- 
wicklung der eigenen Fachlichkeit, z.B. durch fachbe- 
zogene Weiterbildung, bringen. Eine Aufwärtsspirale, 
die sowohl den PatientInnen, den Pflegekräften als 
auch langfristig den Kostenträgern nutzen würde. 


« Faire Flexibilität. 

Eine gesunde Mischung von geben und nehmen er- 
möglichen, die die unterschiedlichen Freizeitbedürf- 
nisse der Beschäftigten berücksichtigt und nicht unter 
irgendwelche „Kundenwünsche“ verbuddelt. Hier sind 
in erster Linie betriebliche Interessenvertretungen 
(soweit in den Pflegebetrieben überhaupt vorhanden) 
durch Abschluß von Betriebsvereinbarungen zur Ar- 
beitszeitgestaltung und die Gewerkschaft ÖTV in der 
Verpflichtung, vernünftige Arbeitsbedingungen 
durchzusetzen. Tarifverträge als klassisches Mittel 
sind dafür unverzichtbar. Eine „konzertierte Aktion“ 
zwischen ÖTV und Pflegeverbänden zur Gestaltung 
rechtssicherer Arbeitsverträge könnte ein schneller 
erreichbares Zwischenziel sein. 


AGS: 


Pfiegefälle. Tarifdumping und Abbau sozialer Grundrechte im Pflegebereich 


e  Berechenbare Einkommens- und gesicherte Ar- 
beitsverhältnisse. - 

Und nicht durch bloße Anordnung von Vorgesetzten 
und einer brutalen Preispolitik der Kostenträger redu- 
zierte Gehälter. Das mittlerweile vielerorts praktizierte 
Verschieben des unternehmerischen Risikos auf 
„normale“ Pflegekräfte ist dabei nur ein Ausdruck 
einer verdrehten Arbeitswelt. Denn schließlich sitzt 
die einzelne Pflegekraft ja nicht am Verhandlungstisch 
mit den Krankenkassen und den Sozialhilfeträgern. 
Sie hat also keinen Einfluß auf die Finanzierung. 
Warum soll sie dann dazu gezwungen sein, neue 
„Aufträge“ reinzuholen? Oder gar das Fortbestehen 
ihres (befristeten) Arbeitsverhältnisses von der Zahl 
der abgearbeiteten Pflegeeinsätze abhängig sein? 


«e Verläßliche politische und wirtschaftliche Rah- 
menbedingungen. 

Nicht jede/r Sparkommissarln soll sich in der sozialen 
Arbeit einen Namen machen dürfen. Eine Pflegepoli- 
tik nach Kassenlage kippt die von allen Seiten gefor- 
derten Standards über den Haufen. Die Pflegebetriebe 
brauchen eine verläßliche Planungssicherheit, z.B, für 
den häufig auftretenden Fall, daß bei einer akut verän- 
derten Pflegesituation erst einmal geholfen und dann 
nach der Kostenerstattung gefragt wird. Die Kosten- 
träger weigern sich bisher hartnäckig, diese Tatsache 
finanziell anzuerkennen. Eine rechtliche Stärkung der 
Position der Pflegebetriebe bei Verhandlungen mit 
den Kostenträgern ist darum unbedingt BERG. Ein 
bloßes Vetorecht reicht nicht aus. 


Fazit: gute Pflege braucht Zeit, kostet deshalb Geld 
und benötigt Raum, um der Individualität von Patien- 
tInnen und Pflegekräften Rechnung zu tragen. Der 
Begriff ganzheitliche Pflege muß einen anderen Inhalt 
bekommen, als derzeit praktiziert. Das System der 
Leistungskomplexe zerstückelt die PatientInnen in 
verschiedene Teilbereiche. Es ist deshalb vielleicht 
wirtschaftlich, eine menschenwürdige Pflege ist damit 
nicht machbar. 


Wie gehen Beschäftigte mit dem Widerspruch um, 
gute Pflege leisten zu wollen und täglich „vor Ort“ 
unbrauchbare Rahmenbedingungen vorzufinden ? 


«e Sie verschwinden einfach. Und dieses verschwin- 
den geschieht auf unterschiedliche Weise. 

Sie wechseln von einem Betrieb zum nächsten, in der 
Hoffnung, irgendwo noch einen zu finden, der ihren 
Vorstellungen entspricht. Dieses Durchlauferhitzer- 
verhalten führt über kurz oder lang zu immer mehr 
Frust und auch zum Ausstieg aus dem Beruf. Durch- 
schnittlich schon nach ca. drei bis fünf (!) Jahren. 

Sie „flüchten“ in den Selbstschutz durch 
Krankheit. Viele von ihnen immer mal wieder, man- 
che gar dauerhaft. Ständige Krankenstände von 10, 
15% und mehr sind in vielen Betrieben keine Selten- 
heit. Manche PflegerInnen kommen gar nicht mehr 
zur Arbeit. Von heut‘ auf morgen. Sie tauchen einfach 
nicht mehr auf. 


e Sie arrangieren sich. Auch das geschieht auf ver- 
schiedene Arten. 

Das eigene, gewachsene Pflegeverständnis wird jeden 

Tag aufs neue unterdrückt. Das Nachdenken über die 

eigene Arbeitssituation wird auf später verschoben. 

Und am nächsten Tag macht man es ae, und am 

dritten ebenso...u.s.w. 

Es wird unentgeltlich gearbeitet. Die Zahl der 
„ehrenamtlichen“ Arbeitsstunden würde einem 
Hans — Olaf — Henkel sicher die Freudentränen in die 
Augen treiben. 

Es wird innerlich gekündigt. Die Arbeit wird 
auf das Notwendigste begrenzt. Das wenige positive 
Neue (z.B. der Anspruch auf Fortbildung im Pflege- 
versicherungsgesetz) wird nicht erkannt oder nur zö- 
gerlich angenommen. An Dienstbesprechungen wird 
immer seltener teilgenommen. 

Den Kampf der ÖTV oder anderer Interes- 
senverbände für Verbesserungen ihrer Arbeitsbedin- 
gungen verfolgen viele Beschäftigte von der Tribüne 
aus. 

Manche Pflegekräfte nehmen die neuen Be- 


. dingungen aber auch einfach so hin, wie sie sind. Und 


sagen das auch ehrlich. Betrachten ihre Arbeit als Job, 
nicht als Beruffung). Ist das die berufliche Einstellung 
der Zukunft? 


e Sie werfen ihre soziale Kompetenz über Bord. 
Es wird sich zunehmend an den falschen Stellen zur 
falschen Zeit abgegrenzt. 

Unter den herrschenden Druckbedingungen 
treten persönliche Schwächen (Helfersyndrom etc.) 
verstärkt zu Tage. 

Ständiger Zeitdruck trübt oft den Blick für 
das Wesentliche im Umgang mit PatientInnen und 
führt dann schnell zu gefährlicher Pflege. Kranken- 
und.Wundbeobachtung braucht Ruhe und kostet eben 
auch Zeit. 

Als Folge pflegerischen oder menschlichen 
Fehlverhaltens kommt es deutlich öfter zu (teilweise 
überzogenen) arbeitsrechtlichen Konsequenzen. Denn 
auch Vorgesetzte 

(Einsatz-/Pflegedienstleitungen) stehen unter 
sehr hoher Verantwortung. Was die Pflegekraft 
„falsch“ macht, müssen sie häufig verantworten. Der 
Druck auf alle Beschäftigten steigt ständig weiter. 
„Bloß nichts falsch machen“ ist ein geflügelter Satz 
geworden! 

Die Ellenbogen werden spitzer. Gegenseitige, 
oft verdeckte Anfeindungen über angeblich schlechte 
Leistungen einzelner KollegInnen, der Verteilungs- 
kampf um die immer weniger werdende refinanzierte 
Arbeit nehmen zu. Der Umgangston verroht schlei- 
chend. 20 
. Das Privat- und Familienleben wird zum Ne- 
benkriegsschauplatz. Der Druck am Arbeitsplatz ver- 
lagert sich in die Freizeit, häufig nehmen auch Span- 
nungen mit dem / der Lebenspartnerin zu. Soziale 
Kontakte werden vernachlässigt. 


AGS: 
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e Sie setzen sich zur Wehr. 

Sie wehren sich auf die Weise, die ihnen durch ihre 
Art zu Arbeiten am nächsten liegt. Einzeln. Manchmal 
gelingt ihnen dann auch, ihre oder die erkannten Inter- 
essen ihrer PatientInnen durchzusetzen. Öfter aber 
scheitern sie. 

Das Bewußtsein, daß dauerhaft nur alle zu- 
sammen etwas verbindliches erreichen können, ist oft 
nicht vorhanden. Und wenn, dauert es sehr vielen 
vielleicht auch zu lange, diesen Weg zu gehen. Wie 
Widerstand zu organisieren wäre, stellt die meisten 
Beschäftigten vor weitere Probleme. 

Genau hier hat die Gewerkschaft ÖTV eine 
besondere Verantwortung. 

Ein Ausdruck eines gestiegenen Bewußtseins, 
zumindest über die eigene Situation am Arbeitsplatz, 
ist die stetig zunehmende Zahl der Gewerkschaftsmit- 
glieder im ambulanten Pflegebereich. Kaum ein ande- 
rer Bereich innerhalb der OTV hat einen solchen Zu- 
wachs von Mitgliedern aufzuweisen. 

Bisher hat das allerdings noch nicht zu einer 

gemeinsamen Stärke geführt. Ganz sicher auch, weil 
die ÖTV auf diesen unübersichtlichen und schwer zu 
organisierenden Bereich der ambulanten Pflegedienste 
sehr zögerlich reagiert hat. 


Aber Zeiten und Strukturen ändern sich! Ge- 
rade jetzt. Denn die ambulante Pflege ist, mit all ihren 
Problemen, ein Zukunftsbereich, Krankenhäuser und 
Pflegeheime als die tragenden Säulen der Gesund- 
heitsversorgung verlieren an Bedeutung. Auch die 
ÖTV muß sich darum mit ihrem Selbstverständnis 
umstellen. Mehr hin zu den „kleinen“ Bereichen, die 
zwar mehr Arbeit machen, zukünftig aber gerade eine 
große Chance bieten, Arbeits- und Lebensbedingun- 
gen für die Beschäftigten mit zugestalten. 

Die Konferenz „Lichter der Großstadt“ hat 
nach langer Zeit die Möglichkeit eröffnet, verschie- 
dene Interessengruppen in einem gemeinsamen Forum 
zusammen zubringen. Um die Situation der Pflege- 
kräfte und PatientInnen in Hamburg ins Rampenlicht 
zu holen ist es ein erster Schritt. Vielleicht nicht ganz 
zufällig findet jetzt der Pflegenotstand in dieser Stadt 
langsam wieder die Aufmerksamkeit, die dringend 
notwendig ist. Notwendig,. um endlich Verbesserun- 
gen für Pflegekräfte und PatientInnen durchzusetzen. 
Ein steiniger Weg ist es bestimmt, gegangen werden - 
aber muß er. 

Denn schlechter, das ist mal sicher, wird es 
bestimmt von ganz allein. 


Geld ist genug da! 
Wider den Sparzwangmythos 


von Ralf Welter 


1. Einführung 


Flexibilisierung und Intensivierung der Arbeitsbedin- 
gungen, Rationalisierung durch technologischen Fort- 
schritt, die verstärkte Einführung von dezentralisierten 
Organisationsformen wie Cost- und Profit-Center 
sowie unternehmerisch vollzogene Outsourcing-Maß- 
nahmen führen zu einer Reduzierung des Personalbe- 
standes in den Unternehmen. Außerdem impliziert 
eine enorm gestiegene Konzentration in der Wirt- 
schaft, die einer in den letzten Jahren zunehmenden 
Globalisierung und Wettbewerbsintensität geschuldet 
ist, zusätzliche Arbeitsplatzverluste. 

Und nicht zuletzt hat auch eine rein neoklas- 
sisch-angebotsorientierte Wirtschaftspolitik (Neo- 
Liberalismus), die u.a. zu einer gigantischen Umver- 
teilung von den Löhnen zu den Gewinnen und insbe- 
sondere Zinseinkommen geführt hat, einen Großteil 
der Arbeitslosigkeit zu verantworten. 

Das Ergebnis dieser ökonomischen Tatbe- 

stände spiegelt sich einerseits in einem gestiegenen 
Shareholder-Value bzw. einer einzelwirtschaftlichen 
Rentabilität und einem enorm zugenommenen Geld- 
vermögen (s. später) auf Seiten der Kapitaleigentümer 
wider, führt aber andererseits nicht zu einer adäquaten 
Zunahme der Investitionstätigkeit und mündet so 
letztlich in einer vermehrten gesamtwirtschaftlichen 
Arbeitslosigkeit und Verschwendung von Ressourcen 
(insbes. des Humankapitals!). Unternehmen entledi- 
gen sich des „überflüssigen“ Personals auf der einen 
Seite durch Vorruhestandsregelungen und seit diesem 
Jahr vor allem durch die Möglichkeiten der Altersteil- 
zeit. Denn die bisherigen empirischen Erhebungen 
zeigen ganz eindeutig, daß die frei gewordenen Ar- 
beitsplätze nicht mit Arbeitslosen besetzt werden, 
sondern die Produktivitätsreserven ausgeschöpft wer- 
den. 
Die Gesellschaft als Ganzes kann sich allerdings nicht 
der Menschen entledigen. Sie muß die Arbeitslosen 
mit einem hohen gesellschaftlichen Aufwand alimen- 
tieren. Mittlerweile belaufen sich die direkten und 
indirekten Kosten der Massenarbeitslosigkeit in 
Deutschland auf 160 Mrd. DM = 4,4 % des Bruttoin- 
landsproduktes. 

Nicht nur der Einzelne ist dabei durch Ar- 
beitslosigkeit in seinen Arbeits- und Lebensbedingun- 


gen nachhaltig betroffen, sondern auch die Gesell- 
schaft durch einen Produktionsausfall einerseits und 
negative Auswirkungen auf die sozialen Sicherungs- 
systeme andererseits. Die Massenarbeitslosigkeit hat 
nicht zuletzt erhebliche Auswirkungen auf den Be- 
stand unserer demokratisch verfaßten Gesellschafts- 
ordnung. e 

Seit den klassischen nationalökonomischen 
Theorien ist die Arbeit, wie Adam Smith schon 1776 
schreibt die Quelle des Reichtums bzw. die Ursache 
der volkswirtschaftlichen Wertschöpfung. Diese Tat- 
sache ist bisher nicht widerlegt. Der Ertrag der Arbeit 
muß natürlich auch zur Bezahlung des Faktors Boden 
(=Grundbesitzer) und des Faktors Kapital (= Unter- 
nehmer, Vermögensbesitzer) dienen, da sie für die 
Entfaltung der Arbeit unbedingt notwendig ist, aber es 
darf keine Wirtschaftspolitik geben, die hier einseitig 
den Faktor Kapital in den Vordergrund stellt bzw. den 
Faktor Arbeit vernachlässigt. 

Zur Zeit registriert man eine forcierte maxi- 
male Kapitalverwertung bzw. Gewinnmaximierung, 
die einem kurzfristigen Denken entspringt, wie z.B. 
die Maximierung von Dividenden, da einer „Modeer- 
scheinung“ entsprechend den Aktionären anstatt den 
Unternehmensleitern (Vorstand) der Vorrang einge- 
räumt wird. 

Schon Oswald von Nell-Breuning erkannte 
1967, „daß weitgehend Übereinstimmung darüber 
besteht, daß die heute bei uns bestehende Verteilung 
der Vermögen in entscheidendem Maße durch die 
politischen Katastrophen der letzten Jahrzehnte ge- 
prägt und in viel höherem Maße durch glückliche oder 
unglückliche Zufälligkeiten als durch Leistung und 
Verdienst bestimmt ist und sich damit als fragwürdig 
erweist.“ Hieran hat sich in den letzten 3 Jahrzehnten 
nichts geändert. Im Gegenteil: Der massive Druck auf 
die Lohneinkommen, welche sich in einem stetigen 
Absinken der bereinigten Lohnquote von 1980 bis 
1998 von 65 auf 60 % niederschlägt, macht es vermö- 
genslosen Arbeitnehmern kaum noch möglich, eige- 
nes Vermögen aufzubauen. Hier muß eine Umvertei- 
lung stattfinden, da ansonsten die Spanne zwischen 
den Vermögenden und Vermögenslosen weiter an- 
steigt. 


Abb 1: Entwicklung der bereinigten Lohnquote, Bruttolohn- und gehaltssumme und Nettolohn- und 
gehaltssumme von 1950 bis 1997 sowie die Nettoquote 
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- -> = Nettoquote (Anteil des Netto- am Bruttoeinkommen) 
—f— bereinigte Lohnquote auf Basis 1960 

—— Anteil der Bruttolohn- und gehaltssumme am Volkseinkommen in %bereinigt auf Basis 1960 
—$— Anteil der Nettolohn- und gehaltssumme am Volkseinkommen in %bereinigt auf Basis 1960 
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Demgegenüber ist die Zinseinkommensquote (Zin- 
seinkommen in % des Volkseinkommens) auf dem 
jemals gemessenen Höchststand. 

Die vermehrte Suche nach Kapitalverwertung: 
führt zwangsläufig zu einer vermehrten Substitution 
von Arbeit durch Kapital und damit zu einer stetigen 
Erhöhung der Arbeitsproduktivität und damit eben- 
falls zu vergrößerten Produktivitätsreserven in den 
Unternehmen. Heutzutage wird ein Wachstum des 
Bruttoinlandsproduktes erst positiv beschäftigungs- 
wirksam, wenn das Wachstum einen Wert von 3,5% 
überschreitet (sog. Natürliche Arbeitslosenquote). 
Solche Wachstumsraten sind aus heutiger Sicht kaum 
mehr erreichbar. Im Durchschnitt der letzten 10 Jahre 

. betrug das Wachstum knapp unter 2 %. 

Aber auch mehr als jeder andere Wohlfahrts- 
staat der Welt ruht das soziale Sicherungssystem in 
Deutschland auf zwei Stützpfeilern, die zunehmend 
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ins Wanken geraten: einer Vollzeit und kontinuierlich 
von der Lehre bis zum Erreichen des Rentenalters 
sozialversicherungspflichtig betriebenen © Erwerbsar- 
beit („Normalarbeitsverhältnis“) sowie dem Organi- 
sationsprinzip der Hausfrauenehe bzw. des männli- 
chen Familienernährers (,„Normalfamilie“). Diese 
beiden für das reibungslose Funktionieren des sozia- 
len Sicherungssystems geradezu konstitutiven Nor- 
malitätsannahmen wurden und werden brüchig. Durch 


eine weitere Ausdifferenzierung der Arbeits- und 


Lebensformen könnten sich die Fundamente des lohn- 
‚ beitrags- und leistungsbezogenen Systems der so- 
zialen Sicherheit auflösen. 

Wie die folgende Abbildung zeigt sinkt das 
Arbeitsvolumen stärker als das Abflachen der Be- 
schäftigtenzahl. Diese Entwicklung wird vielen Pro- 
gnosen zufolge, in der Zukunft noch stärker werden. 
Dies hat starke Verwerfungen in unserer Arbeitsge- 
sellschaft zur Folge. 


Abb. 2: Beschäftigte Arbeitnehmer, Arbeitsvolumen und Überstunden von 1960 bis 1998 
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Diese gravierenden Veränderungen bedürfen eines Ausführungen sollen die Möglichkeiten einer 


neuen Nachdenkens über die Zukunft der 
Arbeitsgesellschaft und der Finanzierung dieser neuen 
Herausforderungen für den Sozialstaat durch neue 
Möglichkeiten der Umverteilung von Arbeit und 
Einkommen sowie Vermögen. Die folgenden 


Umverteilung aufgrund des vorhandenen Vermögens 


und Wiederherstellung einer Steuergerechtigkeit 
darstellen. Damit werden die als alleiniges 
wirtschaftspolitisches Instrument angepriesenen 


Sparmodelle ad absurdum geführt. 


2. Steuer- und verteilungspolitische Aspekte 


Seitdem Menschen in arbeitsteiligen Gesellschaften 
leben, bedurften sie einer übergreifenden politischen 
Ordnungsmacht, die sie als Staatshoheit anerkannten 
und deren Herrschaft sie sich freiwillig oder erzwun- 
gen unterworfen haben. Der "Staat" ist heute ein 
kompliziertes Gefüge von über- und untergeordneten 
öffentlichen Institutionen. In der Abgrenzung der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung (VGR) zählen 
zum Sektor Staat die Gebietskörperschaften (Bund, 
Länder und Kommunen) und die Sozialversicherung; 
unter letzterer werden die Institutionen der sozialen 
Sicherung (Renten-, Arbeitslosen-, Kranken-, Unfall- 
und Pflegeversicherung) verstanden, die nicht in den 
Staatshaushalt integriert sind und über eigene Vermö- 
. gensbestände verfügen (können). Die Ausgaben der 
Gebietskörperschaften am nominalen Bruttoinland- 
sprodukt beliefen sich 1995 - ohne die Übertragungen 
an die Sozialversicherung - auf knapp 30 Prozent, die 
der Sozialversicherung auf mehr als 20 Prozent. 

Der Staat ist - volkswirtschaftlich betrachtet - Pro- 
duzent öffentlicher Güter sowie wirtschaftspolitische 
Ordnungs- bzw. Entscheidungsinstanz. Um öffentli- 
che Leistungen bereitstellen zu können, beansprucht 


der Staat volkswirtschaftliche Ressourcen, um deren 
Nutzung er mit dem privaten Sektor konkurriert. In 
der Finanzwissenschaft wird kontrovers darüber dis- 
kutiert, auf welche Weise diese Mittel dem privaten 
Sektor entzogen werden sollen und wie hoch die 
Steuer- und Abgabenbelastung ohne Wachstumsein- 
bußen ausfallen kann. Grundsätzlich kann der Staat 
seinen Bürgern in drei verschiedenen Rechtsposi- 
tionen gegenübertreten: als Träger hoheitlicher Macht, 
als Vertragspartner und als Schuldner. Dem- 
entsprechend unterscheidet man als Einnahmearten 
Zwangsabgaben, Erwerbseinnahmen und Kre- 
diteinnahmen; dabei gelten Zwangsabgaben und 
Erwerbseinkünfte als ordentliche Einnahmen, wäh- 
rend Kredite als außerordentliche Einnahmen be- 
zeichnet werden, da sie wieder zurückgezahlt werden 
müssen. 

Einnahmenstruktur: Die Staatsausgaben 
wurden z. B. 1995 überwiegend durch Zwangsabga- 
ben, insbesondere durch Steuern (48 %) und Sozial- 
versicherungsbeiträge (38 %), finanziert, geringere 
Deckungsbeiträge erzielen auf Erwerbseinkünfte und 
sonstige Einnahmen (7 %) sowie auf Kredite (7 %). 


Indexwerte 


Arten der Staatseinnahmen 


Zwangsabgaben Erwerbseinnahmen Krediteinnahmen 


27 Steuern En Zinsen Bankdarlehen 
Sozialabgaben Dividenden Emissionen 
Gebühren Mieten Auslandsdarlehen 
Beiträge 
sonstige hoheitliche Einnahmen 


Zurzeit müssen die Einnahmen des Staates unter dem Marsch in den Lohnsteuerstaat (1998 stammten 35% 
Eindruck massiver Umwälzungen auf dem Arbeits- der gesamten Steuereinnahmen allein aus der Lohn- 
“markt wieder gestärkt -werden und damit auch die steuer) ungehindert weitergeht, hingegen der Produk- 
Steuerbemessungsgrundlage Vermögen wieder zu tionsfaktor Kapital kaum eine adäquate Belastung 
ihrem Recht kommen. Es kann nicht angehen, daß der erfährt. 


Abb. 3: Die Entwicklung der wichtigsten Steuerarten 1950 bis 1998 als Indexwerte (1950 = 100) 
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in Mio. DM 


Abb.4: Anteil der vermögensbezogenen Steuern (Erbschaft-, Vermögen-, Grund-, Gewerbekapital-, 
Börsenumsatz-, Gesellschaftsteuer) am gesamten Steueraufkommen 
absolut in Mio. DM und in % der gesamten Steuereinnahmen 
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Seit Jahren wird die Vermögensteuer als Regulativ der 
Vermögensverteilung systematisch vernachlässigt. 
Gerade in den letzten 10 Jahren wurde das Vermögen 
und die Vermögenseinkommen unverhältnismäßig 
stark von der Besteuerung ausgeschlossen. In den 
letzten Jahren sind die Kuponsteuer (1984), die Bör- 
senumsatzsteuer (1991), die Gesellschaft- und die 
Wechselsteuer (1992) sowie die Gewerbekapital- und 
die Vermögensteuer (1997) abgeschafft worden. Das 
entgangene Steuervolumen beträgt für 1999 hochge- 
rechnet ca. 20. Mrd. DM. Nicht hinzugerechnet sind 
die Steuersenkungen bei der Erbschaft- und Schen- 
kungsteuer. 

Am 22. Juni 1995 hat das Bundesverfas- 
sungsgericht (BStBl. II 1995, S. 656-671) die Ein- 
heitswerte als Grundlage der Vermögen- und Eırb- 
schaftsteuer für verfassungswidrig erklärt. Mit dieser 
Entscheidung wurde die Ungerechtigkeit gerügt, daß 
die Wertansätze für Grundvermögen und andere 
Nichtgeld-Vermögenswerte seit langem nicht mehr 
den realen Verkehrswerten entsprachen. Denn in der 
Besteuerungspraxis haben sich seit der letzten 
Hauptfeststellung der Einheitswerte zum 1. Januar 
1964 und der pauschalen Erhöhung um 40 v.H. im 
Jahre 1974 die Einheits- und Verkehrswerte immer 
weiter auseinanderentwickelt. Im Durchschnitt erfaß- 
ten die Einheitswerte (ohne den 40%-igen Zuschlag 
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nach $ 12la BewG) im Vergleich zu den durch- 
schnittlichen Kaufpreisen für verschiedene Objekte 
nach einer Berechnung des Bundesministerium für 
Finanzen nach dem Ertragswertverfahren für das Jahr 
1992 zwischen 8,9% für ein unbebautes Grundstück 
und 12,5 % für ein Einfamilienhaus der Verkehrs- 
werte. Demgegenüber wurden die Geldvermögen zu 
100% in die Besteuerung einbezogen. Diese ungleich- 
gewichtige Besteuerung mußte als verfassungswidrig 
eingestuft werden. Deswegen wurde die 1%-ige Ver- 
mögensteuer zum 1.1.1997 auf Privat- und Betriebs- 
vermögen ausgesetzt (und eben nicht abgeschafft!) bis 
die Regierung für eine verfassungsgemäße Belastung 
der Vermögen sorgt. Da dies nicht bis zum 
31.12.1996 geschah, wurde die Vermögensteuer auf- 
gehoben. D.h. formalrechtlich gilt die Vermögen- 
steuer weiter, wobei sie aber steuerrechtlich suspen- 
diert ist. 

Im Jahr 1996 betrug das Aufkommen 9,035 
Mrd. DM, d.h. 1,07% des’ gesamten Steueraufkom- 
mens entstammte der Vermögensteuer. Seit 1962, als 
der Steueranteil noch 2,08% betrug, war ein stetiges 
Absinken der Quote zu erkennen. Der Anteil der 
Vermögensteuer, der auf Privatvermögen entfiel 
betrug konstant ca. 25 %. 

Hingegen für die Länderhaushalte sind diese 
Steuern von elementarer Bedeutung. In den westli- 
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chen Bundesländern entfiel 1995 23,8 % der Einnah- 
men aus den reinen Ländersteuern auf die Vermögen- 
steuer; in den neuen Bundesländern wurde die Ver- 
mögensteuer bisher noch nicht erhoben. Im Jahre 
1995 betrug der Anteil der Vermögensteuer an den 
gesamten Ländersteuern für Hamburg 35%, für Hes- 
sen 27,7%, für Bremen 26,4%, für NRW 24,6% und 
für Baden-Württemberg 23,9%. 

Über die Vermögensverteilung und ihre Ent- 
wicklung in Deutschland liegen nur sehr unvollstän- 
dige statische Informationen vor, die sich zudem nur 


auf Immobilien- und Geldvermögen und nicht auf die 


' Verteilung des Produktivvermögens beziehen. 


Trotz der desolaten Datenlage können im Folgenden 
die Ergebnisse aus Untersuchungen des Deutschen 
Instituts für Wirtschaftsforschung, der Deutschen 
Bundesbank und des Statistischen Bundesamtes so 
interpretiert werden, daß in den letzten 10 Jahren 
Ungleichverteilung exponentiell zugenommen hat. 

Die nachfolgende Tabelle auf der Grundlage der Er- 
hebungen der Deutschen Bundesbank weist folgendes 
Ansteigen verschiedener Vermögensgrößen aus: 


Abb. 5: Vermögensbilanz privater Haushalte in Mrd. DM (Bestand am Jahresende für 
Gesamtdeutschland von 1990 bis 1997 
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Aus den obigen Daten läßt sich die steigende Un- 
gleichverteilung unmittelbar ablesen bzw. schlußfol- 
gern. Insbesondere die enorm gewachsene Geldver- 
mögensbildung konzentriert sich auf in zunehmenden 
Maße auf die privaten Haushalte mit hohem und 
höchstem Einkommen. So ist es z.B. einsichtig, daß 
aus obiger Tabelle dargestellte starke Steigerung des 
Geldvermögens zwischen 1980 und 1998 um das 3,8- 
fache - von 1,5 auf 5,7 Billionen DM - in erster Linie 
in den Haushaltsgruppen stattgefunden hat, die über 
ein besonders hohes Einkommen verfügen. Während 
nämlich in dieser Zeit das Bruttoinlandsprodukt um 
das 2,6-fache, das Volkseinkommen um das 2,5-fache 


zunahmen, stiegen die Bruttoeinkommen aus unselb- 


11993 _ [1994 | 11996 11997 | 


| Bruttovermögen 9281,2 |9993,6 |10624,4 | 11387,6 12725,8 13885,1 
insgesamt 
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ständiger Tätigkeit um lediglich das 2-fache; die Ein- 
kommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen 
aber fast um das 3,8-fache. 

Die Geldvermögensbildung seit 1991 stieg 
im Durchschnitt je Jahr um 226 Mrd. DM mit steigen- 
der Tendenz. Dabei ist der Zufluß nach Haushalts- 
gruppen unterschieden, höchst ungleichmäßig: Selb- 
ständige außerhalb der Landwirtschaft hatten 1995 
durchschnittlich Vermögenseinkommen von 19.400 
DM, Privathaushalte insgesamt lediglich 5.600 DM; 
Arbeiterhaushalte nur 3.100 DM. 

Dies wird auch durch folgende Abbildung 4 
deutlich, in der die Geldvermögensbildung nach 
Geldanlagearten dargestellt wird. Das DIW (Wochen- 


Mrd. DM 


bericht 30/99) zeigt eindeutig das exponentielle An- 
wachsen insbesondere bei den Anlagen in Versiche- 


rungen, festverzinslichen Wertpapieren und vor allem 
Aktien. 


Abb. 6: Die Entwicklung des Geldvermögens der privaten Haushalte von 1980 bis 1998 in Mrd. DM nach 
verschiedenen Geldanlagen 
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Dieser Anstieg kann als Ausfluß der im gleichen Zeit- 
raum abgeschafften vermögensbezogenen Steuern 
gesehen werden. Die Ungleichverteiluung der Vermö- 
gen wird auch aus der Einkommens- und Verbrauchs- 
stichprobe von 1993 deutlich, wobei der Erfassungs- 
grad der Geldanlagearten nur zu ca. 60% erfüllt ist 
und gerade die Haushaltsgruppen mit einem höheren 
Monatseinkommen als 35.000 DM nicht erfaßt wer- 
den. Somit liegt eine Untererfassung der hohen Ver- 
mögen vor. (DIW-Gutachten: Auswertung von Stati- 
stiken über die Vermögensverteilung in Deutschland, 
Berlin Mai 1997) 

Die erfaßten 5,5% der Haushalte (1,556 
Mio.) in der EVS 1993 für das frühere Bundesgebiet 
mit einem Netttogeldvermögensbestand von 200.000 
DM und mehr verfügten über 31,7% des gesamten 
Nettogeldvermögens und hatten einen durchschnittli- 
chen Bestand von 359.600 DM. 31,1 % dieser Haus- 
halte hatten ein monatliches Haushaltsnettoeinkom- 
men von 7.500 bis 35.000 DM. 

Der Gini-Koeffizient als Maß für die Dispa- 
rität betrug 1993 0,608 für das Nettogeldvermögen, 
wobei die Disparität beim Bruttogeldvermögen ge- 
ringfügig mit 0,576 geringer ist. In der Berechnung 
sind die Haushalte ohne Geldvermögen und mit be- 


sonders hohem Einkommen nicht einbezogen, so daß 
der Gini-Koeffizient auf jeden Fall noch höher liegt. 

Daneben verfügen 50,5% der Haushalte über 
einen Haus- und Grundbesitz, von diesen Haushalten 
verfügen 89% über ein Haushaltsnettoeinkommen 
über 7.500 DM. 11,5% der Haushalte im früheren 
Bundesgebiet verfügten über 31,5% des gesamten 
Haus- und Grundbesitzes; davon besitzen 5,1% der 
Haushalte (mit einem Immobilienvermögen über 1 
Mio. DM) 19% des Immobilienvermögens mit einem 
durchschnittlichen Bestand von 1.587.600 DM. 20,8% 
dieser Haushalte verfügen über ein Haushaltsnettoein- 
kommen von mehr als 7.500 DM. Der Gini-Koeffizi- 
ent beträgt 0,673. 

Ebenfalls können zur Verdeutlichung der 
Disparität die letztmalig erhobenen Vermögensteuer- 
statistiken von 1989 und 1993 herangezogen werden. 
Aus diesen ist errechenbar, daß ca. 11% der Steuer- 
pflichtigen mit einem Gesamtvermögen von 1 Mio. 
DM und mehr über 58 % des Gesamtvermögens ver- 
fügten. 2,5% dieser Haushalte verfügten zum größten 
Teil über Betriebsvermögen bzw. land- und forstwirt- 
schaftlichem Vermögen. Diese werden durch unseren 
Vermögensteuervorschlag nicht belangt. Der Gini- 
Koeffizient beträgt für die unbeschränkt vermögen- 


1998 


steuerpflichtigen natürlichen Personen 0,627, für die Haushalte insgesamt 0,987. 


Abb. 7: Schichtung der privaten Haushalte am Jahresende 1993 nach der Höhe des a u 
für das frühere Bundesgebiet 
(Quelle: Statistisches Bundesamt, Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1993) 
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Abb. 8: Vermögen privater Haushalte nach Klassen 1993 (Geld- und 
Immobilienvermögen) _ 
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Für das Jahr 1997 hat Claus Schäfer in den WSI- Mitteilungen folgende Verteilungsrechnung 
aufgemacht: 


Abb. 9: Das private Bruttovermögen in Deutschland und seine Verteilung: 


Vermögensart in Höhe von ... Mrd. DM ist im Besitz von ... % 
aller Haushalte 
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(auf der Grundlage des Statistischen Bundesamtes, EVS, Hauser 1997, Schäfer 1999 und Deutsche Bundesbank 
. 1999) 


Die Darlegung der Disparitäten läßt keinen anderen nanzwissenschaftler des 19. Jh., welcher einen sozial- 
Schluß: Nicht nur aus Sicht der Steuereinnahmen ist politischen Nebenzweck der Besteuerung bejahte und 
eine Vermögensbesteuerung sinnvoll, auch für einen dies sollte auch bewußt eingesetzt werden. (Helander, 
sozialen Ausgleich ist eine gleichmäßigere Vermö- Sven, Die Grenzen der Besteuerung, in: Finanzarchiv, 
gensverteilung notwendig. Nicht zu vergessen ist auch Bd.48,1931,8.165) _ 

die These von Adolph Wagner, einem großen Fi- 


3 Möglichkeiten der Besteuerung des Vermögens 


Für die Besteuerung des Vermögens setzt das Bun- 
desverfassungsgericht dem Gesetzgeber deutliche 
Schranken. Das normale Gebrauchsvermögen, auch 
als Lebensführungs- oder Gebrauchsvermögen be- 
zeichnet, darf dem Urteil des Bundesverfassungsge- 


richts zufolge, nicht besteuert werden. Das bedeutet _ 


für die Masse der Haushalte, die ein Ein-, Zweifamili- 
enhaus oder eine Eigentumswohnung besitzen und nur 
über ein geringes Finanzvermögen verfügen, daß sie 
von der Vermögensteuer weitestgehend freigestellt 
bleiben müssen. 

Auch für Haushalte mit größerem Vermögen 
setzt das Bundesverfassungsgericht wichtige Grenzen 
für den steuerlichen Zugriff des Staates. Künftig darf 
die Steuer nicht mehr in die Vermögenssubstanz ein- 
greifen, sondern sie muß aus den normalen Erträgen 
bestritten werden können. Offen bleibt, ob dies auch 
für die Besteuerung des Geldvermögens gilt, denn hier 
greift der Staat schon bei mäßiger Inflationsrate und 
hohen Grenzsteuersätzen in der Einkommensteuer 
evtl. in den realen Wert ein. 

Die formulierten Grundsätze haben Auswir- 
kungen auf das Vermögensteueraufkommen. Es wird 
von einer „Sandwich-Steuer“ gesprochen: Nur noch in 
der Mitte gibt es ein wenig Fleisch. Das Bundesver- 
fassungsgericht macht unmißverständlich klar, daß es 

“eine konfiskatorische Besteuerung nicht tolerieren 
wird. Der Hinweis, daß dem Steuerzahler etwa die 


Hälfte der Vermögenserträge verbleiben muß - dies 


entspricht nach Auffassung des Bundesverfassungsge- 
richts der Sozialpflichtigkeit des Eigentums -, wird 
zudem nicht ohne Folgen für die Einkommensteuer 
und den Solidarzuschlag bleiben können. Diese 
Grenze wurde aber vom Bundesverfassungsgericht 
beliebig gezogen und hat keine theoretische Grund- 
lage. Dieser sogenannte Halbteilungsgrundsatz ist aus 
unterschiedlichen Gründen nur sehr problematisch 
anzuwenden. Als erstes ist rein formal zu sagen, daß 
das Verfahren zur Beurteilung der Einheitswerte kei- 
nerlei Auftrag in sich trug über die Gesamtbelastung 
der Zensiten eine Aussage zu treffen, wie dies denn 
auch in dem Sondervotum zum Urteil des Bundesver- 
fassungsgerichts zum Ausdruck kommt. 


Das Konzept des Sollertrages soll die Ge 


samtbelastung bei typisierender Betrachtung der Ein- 
nahmen unter Berücksichtigung der abziehbaren 
Aufwendungen und der sonstigen Entlastungen bei ca. 
50 % beschränken. Theoretisch wie empirisch ist nicht 
klar, ob sich die Steuerbelastung, die nicht mehr als 
die Hälfte der Sollerträge überschreiten soll, auf den 
(formalen) Tarifsatz oder die effektive Besteuerung 
bezieht. 

Hier bleibt allerdings unklar, ob diese Be- 
stimmung für die einzelne Einkunftsart gelten soll 
oder für die gesamte jährliche Belastung aller Ein- 


kunftsarten, wie es herrschende Meinung ist. Da alle 
Einkunftsarten steuerlich gleich zu behandeln sind, 
dies gebietet der Grundsatz der horizontalen Gerech- 
tigkeit, sind die Nettoerträge („Gewinne“ im weiteren 
Sinne) zu betrachten. Der Sollertrag, der im Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts nicht weiter definiert 
wurde, kann nach sachlogischer Interpretation des 
Sinnes der Ausführungen nur der Bruttoertrag abzüg- 


‚lich erwerbsbedingter Aufwendungen und sonstigen 


Entlastungen sein, die als Einsatz für die Erzielung 
des Reinertrags gelten. Dazu gehören nach den Vor- 
stellungen über die steuerliche Leistungsfähigkeit 
ebenfalls die Reproduktionskosten, d.h. existenzsi- 
chernde Ausgaben. Dieser Nettoertrag darf dann kei- 
ner höheren Durchschnittsbelastung als 50 % unterlie- 
gen. 

Diese Belastungsrechnung ist höchst proble- 
matisch, da keine Ausführungen darüber bestehen, ob 
nun alle Steuerarten hier Berücksichtigung finden 
müssen oder alternativ nur ertrags-, konsum- oder 
substanzorientierte Steuern. Insbesondere wenn die 
konsumorientierten Steuern (Umsatz-, Energie- und 
Genußmittelsteuern) einbezogen werden, kann diese 
Belastung je nach Konsumgewohnheit schnell erreicht 
sein. Dies ist aber vom Sinn dieser Verbrauchsteuern 
her als Lenkungsmaßnahme gewollt. 

Außerdem kann dieses Argument für eine 
Nichteinführung der Vermögensteuer benutzt werden. 
Sollte das Kriterium des Sollertrages Anwendung 
finden, heißt dies nicht die finanzwissenschaftlich 
unbestreitbare Bemessungsgrundlage Vermögen aus 
der Besteuerung herauszulassen. Dann ist eher über 
eine Umschichtung der Steuern nachzudenken, damit 
alle Steuerarten zur Einnahmenerzielung herangezo- 
gen werden können. 

Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts hat 
sehr stark auf die ertragsorientierten Steuern abgestellt 
und gerade dort ist die Erreichung der 50 %-Grenze 
selbst bei Spitzenverdienern i.d.R. nicht gegeben. 
Bekannt ist, daß selbst Spitzenverdiener gegenüber 
dem derzeit noch geltenden Spitzensteuersatz über 
53% effektiv im Durchschnitt nur mit knapp 40% 
belastet werden. Wird der Spitzensteuersatz - wie ab 
2000 und 2002 vorgesehen - auf insgesamt 48,5% 
gesenkt, und kommt es zu keiner Kompensation der 
Steuerausfälle, dann nimmt der ‚Spielraum für die 
Vermögensteuer zu. Hieraus wird klar, daß der Vor- 
wurf, die Vermögensteuer belaste nur mittlere Ver- 
mögen, weil die höheren Vermögen einer schon 50%- 
igen Belastung unterlägen, hinfällig. 

Neuerdings werden auch beim Bundesfi- 
nanzhof Zweifel laut, ob der Halbteilungsgrundsatz 
mit der Steuersystematik und den innewohnenden 
Prinzipien konform geht. In seinem Urteil vom 
11.8.1999 wird die Bindungswirkung des Urteils 


allein auf den Tatbestand der Vermögensteuer bezo- 
gen und nicht. wie in diesem Urteil auf die Addition 
von Einkommen- und Gewerbeertragsteuer. Damit 
wird grundsätzlich einer Begrenzung der Belastung 
mit Ertragsteuern It. Art 14 Abs. 2 GG widersprochen; 
eine Quantifizierung einer zulässigen Steuerbelastung 
bleibt aber aber nicht möglich. 

Bemerkenswert ist der Hinweis des Bundes- 
verfassungsgerichts, daß auch der Alterssicherung 
dienendes Vermögen bei der Vermögensteuer zu 
berücksichtigen ist. Hier sollen Maßnahmen initiiert 
werden, die private Vorsorge für das Alter zu erleich- 
tern und den Menschen, die eigenverantwortlich für 
das Alter vorsorgen, die Sicherheit zu geben, daß 
ihnen die Mittel später nicht durch staatliche Umver- 
teilung wieder entzogen werden. Scheinbar soll der 
Weg in das Kapitaldeckungsverfahren eingeleitet 
werden und indirekt eine Rechtfertigung für den Ab- 
bau von vermögensbezogenen Steuern gegeben wer- 
den, mit dem Argument der Aufhebung der steuerli- 
chen Diskriminierung von privater Kapitalbildung zur 
Altersvorsorge gegenüber der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung. 

In Art. 106 Abs. 2 Nr. 1 GG wird ausdrück- 
lich die Vermögensteuer erwähnt und in der fi- 
nanzwissenschaftlichen Literatur ist es unstrittig, daß 
das Vermögen an sich bereits eine steuerlich relevante 
Leistungsfähigkeit des Steuerpflichtigen darstelle. 
Verfassungsrechtlich (so der Verfassungsrechtler 
Dieter Birk, Steuer und Wirtschaft, 1998, S. 372) kann 
die Vermögensteuer aus Gründen gerechter Lasten- 
verteilung oder mit lenkungspolitischen Zielen ge- 
rechtfertigt werden. Bereits aufgrund von Gerechtig- 
keitsargumenten kann der im Vermögen verkörperte 
„Vermögenszugang in der Vergangenheit“ einer Sub- 
stanzbesteuerung unterzogen werden. Der Vermö- 
gende hat eine größere steuerliche Leistungsfähigkeit 
als der Vermögenslose. In diesem Sinne paßt der 
Begriff „Sollertrag“ nicht auf diese Steuer, da hierun- 
ter nicht die Besteuerung der Vermögenssubstanz 
verstanden werden kann. Aus Art. 14 Abs. 1 GG ist 


für diesen Fall kein Vermögenswertschutz zu gewäh- 
ren, weil dieser nur greift, wenn spezifische Freiheits- 
rechte eingeschränkt würden. 

Mit einer Vermögensbesteuerung werden 
verschiedene Nutzkomponenten, welche die steuerli- 
che Leistungsfähigkeit ausmachen, einer Belastung 
unterzogen, z.B. Sicherheit, Liquidität, Macht oder 
Sozialprestige;, dem Postulat der Verteilungsgerech- 
tigkeit wird damit genüge getan. 

Der Hinweis, Ersparnisse würden durch die 
Vermögensbesienenung zuerst über die Einkommen- 
steuer und dann nochmals belastet werden, übersieht: 
Einerseits wird auch die konsumtive Verwendung der 
Einkommen nochmals über die Mehrwertsteuer be- 
lastet. Dabei fällt die relative Belastung für untere 
Einkommensbezieher erheblich stärker aus als bei 
reichen Haushalten. Andererseits ist die Vermögens- 
bildung nicht das Ergebnis von Konsumverzicht, 
sondern Ausdruck einer höheren ökonomischen Lei- - 
stungsfähigkeit. Schließlich müßte, wenn Sparkapital 
von der Vermögensbesteuerung freigestellt wird, dies 
auch bei Ausgaben für die Bildung/Ausbildung (Hu- 
mankapital) gelten. 

Der Einwand, daß bei der Wiedererhebung 
vielfältige kreative Steuervermeidungsstrategien ent- 
stehen werden, kann im Grundsatz nicht greifen. Der 
Versuch durch Verschuldungsstrategien das Immobi- 
lienvermögen in seinem Wert zu minimieren bzw. das 
mobile Vermögen ins vermeintlich vermögensteuer- 
freie Ausland greift zu kurz. Eine geeignete Besteue- 
rungstechnik kann dem entgegenwirken. Die Mög- 
lichkeit das Privat- in Betriebsvermögen zu transfor- 
mieren wird dann für den Steuerschuldner zu einer 
höheren Steuerlast führen, wenn der umgekehrte Weg 
beschritten wird und der gesamte Wertzuwachs dem 
Einkommensteuerrecht zugeführt wird. 

Die nachfolgende Abbildung zeigt das 
enorme Ansteigen der Einkommen aus Vermögen, die 
nur durch Verschieben in der Besteuerungspraxis 
erklärt werden können. 
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4. Internationaler Vergleich 


Innerhalb der EU befindet sich Deutschland bei der Steuerquote Deutschlands von 24,5%. Selbst wenn die 
Steuerquote (Steuern in % des Bruttosozialprodukts) Sozialabgaben einbezogen werden, bleibt man im 
im unteren Drittel. Bei der Steuerquote unterbieten Mittelfeld. (siehe Abb. 11) 

nur Griechenland, Portugal und Spanien die 


Abb. 11: Abgabenquote (Steuern und Sozialabgaben in % des BIP) im internationalen Vergleich 
zwischen 1970 und 1998 nach den Abgrenzungsmerkmalen der OECD 
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Vereinigte Staaten 


In Deutschland haben im internationalen Vergleich 
die vermögensbezogenen Steuern (Vermögensteuer, 
Grundsteuer, Erbschafts- und, Schenkungssteuern, 
Steuern auf Vermögenstransaktionen) ein relativ un- 
bedeutendes Gewicht, wie aus Untersuchungen der 
OECD hervorgeht. 

Ein internationaler Vergleich zeigt zwar, daß 
in vielen EU-Staaten (Belgien, Italien, Griechenland, 
Großbritannien, Irland, Portugal, Österreich) sowie in 
den USA und Japan keine allgemeine Vermögensteuer 
für natürliche Personen erhoben wird, dafür aber an- 
dere vermögensbezogene Steuern. Juristische Perso- 
nen besteuern neben Deutschland nur noch Luxem- 
burg und die Schweiz sowie Italien und Schweden. 
(siehe Abb. 12) 

In anderen Staaten ist die Bedeutung der 
Vermögensteuer wegen relativ hoher Freibeträge, 
breiter Tarifeingangszonen mit niedrigen Sätzen oder 
Befreiung bestimmter Vermögensarten (z.B. Betriebs- 
vermögen, Kunstwerke, Sammlungen) sehr niedrig. In 
einigen Ländern hat die Vermögensteuer auch nur den 
Charakter einer Ergänzungssteuer zur Einkommen- 
steuer, da Zinsen und Dividenden nur vergleichsweise 
niedrigen Quellensteuersätzen mit Abgeltungscha- 
rakter unterliegen. Aber man muß bedenken, daß in 
vielen Ländern zum Teil hohe Verkehrsteuern auf die 
Übertragung von Vermögen erhoben: werden. Man 
erkennt hieran, wie schwierig es ist, historisch ge- 
wachsene und kulturell unterschiedliche Steuersy- 


steme in einer einzigen Maßzahl vergleichen zu wol- 
len. 


Abb. 12:Einnahmen des Staates nach Steuerarten und aus Sozialversicherungsbeiträgen im internationalen 
Vergleich für das Jahr 1995 in % der gesamten Einnahmen 


Von den Einnahmen entfallen 1995 in % auf 


Steuern auf Steuern auf Steuern auf Umsatz-, Verbrauch- Sozialversic 
Einkommens- Lohnsumme, Vermögen und und Aufwand-steuern, herungs- 
bzw. Berufsteuern... Vermögensverkehr? Zölle” beiträge 
Einkunftsarten” I 

Belgien 38,5 2,4 25,9 33,1 
Dänemark 60,3 0,5 3,3 32,6 31. 
Deutschland 30,1 2,8 27,8 39,4 
Finnland 40,2 2,3 29,9 27,6 
Frankreich 17,6 2,4 ! 3:2, 31,4 43,3 
Griechenland 21,9 0,7 3,2 40,5 33,6 
Irland 39,1 1,2 4,5 40,7 14,4 
Italien 35.1 0,3 5,7 27.3 31,7 
Japan 36,6 11,6 . 15,3 36,3 
Kanada 45,9 10,5 26,8 16,8 
Luxemburg 38,8 12 27,1 26,8 
Niederlande 26,4 4,0 27,9 41,8 
Norwegen 33.1 2,8 38,6 23.5 
Österreich _ 26,7 6,7 1,5 28,9 36,2 
Portugal 26,3 2,5 44,2 27,0 
Schweden 41,4 2,2 2,8 24,5 29,1 
Schweiz 32 7,0 18,5 37,3 
Spanien 29,4 5,3 29,1 36,2 
Großbritann. 36,9 


USA 45,8 
l)inkl. Etwaiger Veräußerungsgewinn-, Gewerbeeinkommen- und Quellensteuern sowie Sondersteuern auf 
Einkünfte; 2) inkl. Grund-, Gewerbekapital-, Erbschaft-, Kapitalverkehr-, Grunderwerbsteuern u.ä.; 3) für EU- 
Staaten inkl. EU-Anteile 


Quelle: OECD: Revenue Statistics 1965 - 1996, Paris, 1997 Tabelle 6 und 7 


Abb. 13: Vermögensteuer im europäischen Vergleich im Jahr 1995 
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Der Kampf um Bürgerrechte steht auf der 


Tagesordnung 
Arbeitszwang als Grundrechtsverletzung 


von Christa Sonnenfeld 


Bevor ich mich mit dem Arbeitszwang und den damit 
tangierten Bürgerrechten beschäftige, möchte ich auf 
zwei Akzente des z.T. verabschiedeten Sparpro- 
gramms hinweisen, die Grundrechte angreifen: 
= Zunächst: allein 1997, also zu Zeiten der alten 
Bundesregierung, wurden allein bei den Er- 
werbslosen 38 Milliarden DM eingespart. Kein 
anderes Land in Europa hat die sozialen Strei- 
chungen soweit getrieben wie die BRD". Und es 
gilt festzuhalten, daß von der neuen Regierung 
davon nichts zurückgenommen wurde. Diese Di- 
mension zunehmender Verarmung trifft unmittel- 
bar soziale Grundrechte. 
= Bundeskriminalamt, Bundesgrenzschutz und das 
Bundesamt für Verfassungsschutz sind von den 
geplanten Sparmaßnahmen nicht nur ausgenom- 
men, sondern sie erhalten noch einen Zuschlag bis 
zu 3,6%”. Bürgerliche Freiheitsrechte verlieren 
durch derartige Planungen weiter an Bedeutung. 
Berücksichtigt man das Kernstück der sog. Arbeits- 
marktpolitik, nämlich den Arbeitszwang zu Nied- 
riglöhnen für LeistungsbezieherInnen, dann wird be- 
sonders deutlich, daß sich eine Tendenz zu einem 
autoritären Staat entwickelt, der Ordnung, Druck und 
Innere Sicherheit zu Handlungsleitlinien macht. Die 
Zunahme von Armut und Erwerbslosigkeit stellt aus 
herrschender Sicht längerfristig ein Disziplinierungs- 
problem dar, weil viele Menschen nicht mehr über 
Lohnarbeit eingebunden und kontrolliert werden. Der 
Sozialabbau wird, zur Erhaltung des sozialen Frie- 
dens, flankiert mit dem Versprechen: zwar nehmen 
“wir Teilen der Bevölkerung sowohl die Existenz- 
grundlage als auch Grundrechte, aber dafür bieten wir 
Euch Sicherheit und Ordnung. 

Im folgenden möchte ich deshalb vor dem 
Hintergrund des sich ausweitenden Arbeitszwangs auf 
die zunehmende Aushöhlung der Bürgerrechte einge- 
hen und die damit einhergehende politische Propa- 
ganda näher beleuchten. Ich werde auch einige Auto- 
ren nennen, die mich zu diesen Ausführungen ange- 
regt haben. 

Wir wurden in den letzten Jahren unentwegt 
damit indoktriniert, daß sich der Sozialstaat in einer 
entscheidenden Krise befinde, aus dem es nur die uns 
bekannten Auswege - wie Sozialabbau, Stärkung der 
Ökonomie - gebe. Einige wenige kritische 
Sozialwissenschaftler, wie z.B. Thomas v. Freyberg, 
sehen das ganz anders: die Krise der Finanzen wird 
als Krise des Sozialstaats inszeniert”. Hinzu kommt 


der Wille zu mehr Ungleichheit und der Druck der 
Wirtschaftsverbände, weiter abgesenkte Niedriglöhne 
auf breiter Ebene zu etablieren. Wir erleben derzeit 
den Vollzug. 

Der Verdacht erhärtet sich: an den Marginali- 
sierten wird ausprobiert, wie weit man mit Einschnit- 
ten in bislang grundrechtlich begründete Sicherheiten 
gehen kann, um sie dann zu verallgemeinern. 

Damit einhergehend haben sich auch die 

ideologischen Kampagnen zur Durchsetzung dieser 
Politik radikalisiert. Man reibt sich die Augen: Lohn- 
arbeit ist nicht mehr Last sondern Privileg. Vergessen 
die Kritik an entfremdeter Arbeit, vergessen die Lohn- 
arbeit als Disziplinierungsinstrument, das der politi- 
schen und sozialen Kontrolle dient, - einer Kontrolle, 
„für die bislang kein anderer Mechanismus als die 
Disziplin der Berufstätigkeit erfunden worden ist“ 
(Dahrendorf 1994)*. Diese Offensive läuft nicht erst 
seit Antritt der neuen Bundesregierung, aber diese hat 
z.T. neue Akzente gesetzt. Ich will hier nur ein Bei- 
spiel nennen: 
Teil des gesunden Menschenverstandes wurden inzwi- 
schen Sätze, wie „Jede Arbeit ist besser als keine“: 
eine solche Haltung forciert die Bereitschaft, Nied- 
riglöhne zu akzeptieren und Arbeitsbedingungen oder 
Mitbestimmungsrechte gar nicht erst ins Bewußtsein 
rücken zu lassen. Unter dieser Prämisse werden Indi- 
vidualrechte abgebaut. 

Diese Aussage trifft auf eine tief verankerte 
Arbeitsmoral in unserem Kulturkreis. Mit dem Rück- 
gang existenzsichernder, sozialversicherungspflichti- 
ger Arbeitsplätze wurde in den letzten Jahren gleich- 
zeitig die Arbeitsmoral und -disziplin immer mehr 
aufgeladen. Es wird uns suggeriert, Lohnarbeit diene 
per se der Selbstverwirklichung und Identitätsbildung. 
Psychologische Arbeitslosenforschung bedient mit 
derartigen Aussagen diese Moral, indem sie immer 
wieder zu untermauern versucht, daß Arbeitslosigkeit 
in Depression, Alkoholismus bis zum Suizid führe, - 
feine Differenzierungen sind hier nicht mehr gefragt. 
Es muß unter Erwerbslosigkeit gelitten werden. 

Ich darf hier an Max Weber erinnern, der in seinem 
Buch „Die protestantische Ethik und der Geist des 
Kapitalismus“ am Anfang unseres Jahrhunderts die 
psychische Kehrseite dieser Moral entschlüsselte: ihre 
Elemente sind „die konsequente Methode der ganzen 
Lebensführung“ und „die systematische Selbstkon- 
trolle“ („man fühlt sich selbst den Puls“), sie ver- 
scheucht Angstaffekte und „schützt vor Anfechtun- 
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gen“, der Mensch wird zur „Erwerbsmaschine“, - um 
hier nur einige seiner Stichworte zu nennen, die die 
selbst- und fremdkontrollierende Kraft der Berufsar- 
beit umreißen. Seine düstere Vision: „Genußmenschen 
ohne Herz, Fachmenschen ohne Geist“. 

Derartige kritische Akzente fehlen heute na- 
hezu völlig, bestimmend ist allein die Lohnarbeit als 
Privileg, als selbstverwirklichender Faktor, der uns 
umso mehr suggeriert wird, je weniger existenzsi- 
chernde Arbeitsplätze es gibt. Deren Rückgang macht 
uns bereit für derartige ideologische Überhöhungen. 

Die herrschende Arbeitsmoral und -disziplin 
hat ihren Charakter allerdings in einem Wesensele- 
ment verändert: durch befristete Arbeitsverträge, Lei- 
harbeit und forcierte Mobilität ist weniger die Bindung 
an einen Arbeitsplatz oder an einen erlernten Beruf 


gefragt, sondern vielmehr die allseitige Verfügbarkeit 
und die Bereitschaft, jedem Herren zu dienen. 

In der Umkehrung bedeutet die Dominanz 
der Arbeitsmoral: wer sich gegen sie stellt, für den 
bleibt nur noch der Zwang. 

All dies kann sich im allgemeinen Bewußt- 
sein in dem Maße niederschlagen, wie herrschende 
Eliten die Prinzipien propagandistischer Feldzüge 
beherzigen. Sigmund Freud hatte sie treffend benannt: 
man braucht keine logischen Argumente, man muß 
„nur in den kräftigsten Bildern malen“, übertreiben 
und immer das gleiche wiederholen. Und man muß 
Angste schüren und Feindbilder entwerfen. Betrachtet 
man etwa die „Schmarotzer“- bzw. „Drückeberger“- 
Debatte, so bestätigt sich seine Analyse auf unange- 
nehme Art und Weise. 


Der gegenwärtige Stand erzwungener Beschäftigung 


Ich möchte mich jetzt kurz dem gegenwärtigen Ent- 
wicklungsstand der Arbeitsverpflichtungen zuwenden, 
und zwar getrennt nach dem jeweiligen Kreis der 
Adressaten: 

1. Im Bundessozialhilfegesetz (BSHG) hat es 
nie einen Berufsschutz gegeben, jede Arbeit ist danach 
zumutbar, ausgenommen Kinder, Behinderte, Chro- 
nisch Kranke, Rentner und alleinerziehende Mütter 
mit Kleinkindern. Gerade bei der letzten Gruppe 
könnte sich das ändern. Die USA, eine der Orientie- 
rungsgrößen dieser Bundesregierung, zwingen auch 
diese in Arbeit, in den Niederlanden liegt dazu bereits 
ein Entwurf im Parlament vor’. 

Um es gleich vorwegzunehmen: Hier geht es 
nicht darum, LeistungsbezieherInnen an der Ausübung 
der im folgenden beschriebenen Tätigkeiten zu hin- 
dern. Hier geht es alleine um den Zwang zur Arbeit. 

Die sog. “Hilfe zur Arbeit” unterteilt sich 
grob in zwei Beschäftigungsbereiche: zum einen die 
sog. Gemeinnützige Arbeit, zum anderen die befriste- 


ten Beschäftigungen mit arbeitsrechtlichem Schutz - 


und Sozialversicherunsgbeiträgen. Im Rahmen der 
gemeinnützigen Arbeit ist es möglich, daß das Sozial- 
amt dazu zwingen kann, für 1 bis 4 DM in der Stunde 
zusätzlich zur Sozialhilfe auf Sportplätzen und Fried- 
höfen, beim Gartenamt oder den Wohlfahrtsverbänden 
für maximal drei Monate zu arbeiten. Sie erhalten 
keinen Lohn, sondern eine Mehraufwandsentschädi- 
gung zur Sozialhilfe, verbleiben also im Bezug. Es 
handelt sich weder um ein arbeitsvertraglich begrün- 
detes Arbeitsverhältnis noch werden Sozialversiche- 
rungsbeiträge entrichtet. Der Zwang wird durch abge- 
stufte Sozialhilfekürzungen bis hin zur völligen Ein- 
stellung der Leistungen durchgesetzt®. 

Bei Ablehnung der Beschäftigungsverhält- 
nisse mit Arbeitsvertrag wird ebenso verfahren. Diese 
bewegen sich durchweg im Niedriglohnsektor, z.T. 
unter Tarif und sind am häufigsten im Grünflächenbe- 
reich angesiedelt; nach den Kommunen sind die 
Wohlfahrtsverbände der häufigste Einsatzort. 

Nach der letzten Hochrechnung des Deut- 


schen Städtetags für 1998 dauern die meisten sozial- 
versicherungspflichtigen Beschäftigungen (44%) bis 
zu einem Jahr und werden in der Regel in kommuna- 
len Beschäftigungsgesellschaften angesiedelt. Oder 
SozialhilfebezieherInnen werden an Unternehmen, 
Vereine, Schulen, an die Deutsche Bahn AG, an Tank- 
stellen u.a. ausgeliehen oder an Leihfirmen selbst 
vermittelt. Die Arbeitgeber werden aufgefordert, dem 
Sozialamt Fehlverhalten oder Abbruch zu melden, - 
ein Verstoß gegen den Datenschutz und dennoch übli- 
che Praxis. Gleichgültig, um welche Einsatzorte es 
sich handelt: unter Androhung des Leistungsentzugs 
werden sie durchgesetzt. 

Formuliertes Ziel all dieser Maßnahmen ist die 
Integration in den sog. Ersten Arbeitsmarkt. Inwieweit 
es eingelöst wird, bleibt bislang offen, da längerfristig 
angelegte Studien fehlen’. In Hessen wird z.B. unter 
erfolgreicher Integration der Beginn einer Weiterbil- 
dung verstanden. Das fehlende Interesse an einer em- 
pirischen Auswertung bedeutet nach meiner Auffas- 
sung, daß die eigentlichen Ziele ohnehin erreicht wer- 
den: 

- es wurde gespart, 
- „die Disziplinierung hat auf psychischer Ebene 

Wirkung gezeigt, 

- Arbeiten zu Niedrigstlöhnen werden weiter ge- 
sellschaftsfähig und 

- das Rad hat sich irgendwie gedreht. 
Nach der erwähnten Hochrechnung des Deutschen 
Städtetages wurden 1998 rund 300.000 Personen im 
Rahmen der Hilfe zur Arbeit eingesetzt, je zur Hälfte 
in Gemeinnützige Arbeit bzw. in Beschäftigungssver- 
hältnisse mit befristetem Arbeitsvertrag und Nied- 
riglohn. Damit ist die Zahl der Arbeitsverpflichtungen 
seit 1996 nach dessen Angaben um ca. 50% gestie- 
gen”. 

2. Die seit dem 1. April 1997 in Kraft getre- 
tenen Zumutbarkeitsbestimmungen (seit 1.1.1998 im 
Sozialgesetzbuch II verankert) haben den Berufs- und 
Qualifikationsschutz der Erwerbslosen endgültig auf- 
gegeben.Auch die frühere Regelung bot nur einge- 
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schränkten Schutz und baute über bestimmte Zeit- 
räume die Qualifikation ab. Die neue Zumutbarkeits- 
regelung stellt aber insoweit einen vorläufigen Höhe- 


punkt dar, als die Aufhebung des Berufs- und Qualifi- . 


kationsschutzes mit rasender Geschwindigkeit vor sich 
geht. Bereits nach sechs Monaten Arbeitslosigkeit 
muß eine Tätigkeit akzeptiert werden, die in der Höhe 
der Arbeitslosenunterstützung entlohnt wird , - also 
60% des letzten Nettolohns. 

Erworbene Abschlüsse, Kenntnisse und In- 
teressen sind völlig irrelevant. Ein Ingenieur kann als 
Gartenhelfer vermittelt werden, und er hat keine 
Möglichkeit der Gegenwehr, solange der Helferlohn 
nicht unter seiner Unterstützung bleibt, und wenn es 
nur um ein paar Mark geht. Auch hier wird die Ver- 
armungsspirale beschleunigt. Die Sozialhilfebedürf- 
tigkeit rückt immer näher. Abgesehen davon, daß für 
ungelernte ArbeiterInnen die Arbeitsplätze blockiert 
werden, bedeutet diese Verordnung nicht nur materi- 
elle Verarmung sondern eine tiefe Demütigung auf 
psychischer Ebene, weil der eigene Wert nur noch zur 
verfügbaren Masse wird. 

Ich möchte hier eine Zwischenbemerkung 
machen: Qualifikationsschutz ist inzwischen auf dem 
sog. Arbeitsmarkt generell aufgeweicht, und zwar 
auch durch die Zeitarbeitsfirmen (Tätigkeiten unab- 
hängig von der Qualifikation, im zugewiesenen Be- 
trieb Angestellte zweiter Wahl, keine Mitbestimmung, 
bis zu 50% weniger Gehalt als festangestellte Kolle- 
gInnen etc.). Es würde hier den zeitlichen Rahmen 
sprengen, die Grundrechtsverletzungen in den Ar- 
beitsverhältnissen aufzuzeigen. Ich möchte nur an 
dieser Stelle ausdrücklich darauf hinweisen!". 

Der Berufsschutz wurde durch den Gesetzge- 
‘ber ersetzt durch das Kriterium der Arbeitsfähigkeit, - 
weder Qualifikation noch Interessen und Fähigkeiten 
sind ausschlaggebend, sondern allein die körperlich- 
seelische Verfügbarkeit. 

Es liegen bislang keine Zahlen über die An- 
wendung dieser Zumutbarkeitsregelung vor, es wurde 
im Februar diesen Jahres lediglich mitgeteilt, daß die 
Verhängung von Sperrzeiten im Rahmen dieser Re- 
gelung 1998 um 50% zugenommen hat'”. 

Auf die Spitze dieses Eisbergs, die sog. Ar- 
beitnehmerhilfe, sei nur in Kürze verwiesen. Im Rah- 
men von Ernteeinsätzen bzw. Saisonarbeiten werden 
Erwerbslose für den regional üblichen Lohn in der 
Landwirtschaft (in Hessen 10,06 DM brutto pro 
Stunde) plus einer Aufwandsentschädigung von 25 
DM pro Tag in Beschäftigungen unabhängig von ihrer 
Qualifikation gezwungen. Da die Aufwandsentschädi- 
gung bei Krankheit, Betriebsunfall oder Urlaub ent- 
fällt, besteht der begründete Verdacht, daß die Arbei- 
ten in diesen Phasen eigentlich nicht mehr zumutbar 
sind'”. Die Bundesanstalt für Arbeit sieht das offenbar 
anders: Die Arbeiten gelten nur dann als nicht zumut- 
bar, wenn die Bezahlung geringer ist als die Arbeitslo- 
senunterstützung. Auch zur sog. Arbeitnehmerhilfe 
können Erwerbslose bereits nach sechs Monaten ver 


mittelt werden. Verweigern sie, dann werden sie für 
drei Monate gesperrt, verweigern sie nochmals, dann 
werden die Leistungen ganz eingestellt. Inzwischen 
läßt sich feststellen, daß es zu weit weniger Einsätzen 
kam, als ursprünglich intendiert war, - nicht zuletzt 
auch wegen zunehmender Proteste von Bauern, die 
lieber ihre bewährten Hilfskräfte, meist aus Osteuropa, 
einsetzen möchten und nicht, wie verordnet, 
mindestens 15% der „deutschen“ Erwerbslosen (denn 
es werden auch MigrantInnen mit anderer 
Staatszugehörigkeit zugewiesen). Nach meiner nur 
sehr groben Schätzung waren es im Jahr 1998 ca. 
10.000 Personen. 

Die Presse berichtete nahezu durchgängig, 
daß viele Erwerbslose nicht zur Arbeit erschienen, daß 
sie sich offenbar zu fein für diese Arbeit seien und es 
ihnen offenbar zu gut ginge. Vom Zwang war nicht 
die Rede'*. 

3. Das Jugendsofortprogramm 2000, auch 
dies eine Zwangsmaßnahme: Nach einer Zwischenbi- 
lanz kamen bis Juli 1999 ca. 178.000 Jugendliche in 
das Programm; 4100 wurden wegen Ablehnung die 
Leistungen gesperrt. Die Mehrzahl der Maßnahmen 
bestand aus Bewerbungstraining (für drei Monate), 
Praktika und AB-Maßnahmen; außerbetriebliche Aus- 
bildung spielte mit einem Anteil von 21 % immerhin 
eine Rolle, betriebliche Ausbildungsplätze waren 
derart gering, daß sie statistisch nicht mehr ins Ge- 
wicht fielen'”. Die Unternehmen fühlten sich durch 
das Programm offenbar kaum tangiert. Unter Zwang 
wurde einigen Jugendlichen irgendeine Ausbildung 
verschafft, wobei offen bleibt, ob deren Interessen 
überhaupt irgendeine Rolle spielten. Inzwischen 
wurde in der Presse vermeldet, daß sich die vielen 
Jugendlichen, die inzwischen Praktika und Trainings- 


‚programme abgeschlossen haben, wieder arbeitslos 


gemeldet haben. 

Die Maßnahmen wurden allesamt massiv 
ausgeweitet, befürwortet und gefördert von einer Bun- 
desregierung, deren Vertreter sich in der Opposition 
noch in großen Teilen massiv dagegen gestellt hatten. 
Dem Ausbau der Arbeitsverpflichtungen wohnt eine 
fatale Logik inne: je mehr solcher Maßnahmen es gibt, 
desto mehr LeistungsbezieherInnen werden vollends 
materiell und sozial ausgegrenzt, denn generell gilt: je 
mehr Regeln es gibt, desto häufiger gibt es Regelver- 
stöße. . j 

Inzwischen erfahren diese Arbeitsverpflich- 
tungen in der Bevölkerung breite Akzeptanz, mobili- 
sieren sie doch die ewig gleichen, repressiven Erzie- 
hungsideale (Druck hat noch keinem geschadet) und 
treffen sie doch auf ein erhebliches, autoritäres Straf- 
bedürfnis. Erwerbslose werden zur Projektionsfläche 
für Wünsche, die gerade durch die tägliche Lohnarbeit 
unterbunden werden. Die oftmals vorzufindende Ag- 
gressivität ihnen gegenüber besagt nach meiner Auf- 
fassung auch etwas darüber, wie die herrschenden 
Arbeitsverhältnisse in der Realität erlebt werden, 
jenseits von Selbstverwirklichungsrethorik. 


Manipulative Strategien der Durchsetzung 


Die allgemein Akzeptanz erschreckt, weil sie Teil der 

herrschenden Vernunft geworden ist und, weil die 

Diffamierungswoge von den Stammtischen längst auf 

die Intellektuellen übergeschwappt ist. Es wären des- 

halb zwei Fragen zu klären: 

"= Mit welchen Feldzügen wurde diese weitgehende 
Akzeptanz erreicht? 

"=" In welcher Weise werden Bürgerrechte abgebaut, 
was auf längere Sicht autoritäre Strukturen in die- 
ser Gesellschaft vorantreiben kann? 

Ideologisch wird der Arbeitszwang durch mehrere 

Aussagen unterfüttert, die die o.a. Elemente der Pro- 

paganda in sich tragen: sie erscheinen vernünftig, sind 

_ plakativ und sprechen den reflexionsfreien ‚gesunden 

Menschenverstand‘ an: 

1. Den Erwerbslosen werden „Angebote“ gemacht, 

„Hilfen“ werden angeboten: 

In den zahllosen Stellungnahmen von Politi- 
kerInnen fällt auf, daß sich um den Begriff des 
Zwangs herumgewunden wird, offenbar auch wegen 
der Assoziation zum ‘Arbeitsdienst’ der Weimarer 
Republik und des Nationalsozialismus'°. So will z.B. 
der Geschäftsführer der Lübecker Beschäftigungsge- 
sellschaft klarstellen, daß kein Sozialhilfebezieher zur 
Arbeit gezwungen werde. Es handle sich deshalb 
weder um “Arbeitszwang” noch um “Arbeitspflicht” - 
“ Richtig ist nur: wer nicht arbeiten will, erhält weni- 
ger oder keine Leistungen vom Staat”. Viel zutreffen- 
der findet er deshalb die Bezeichnung “kontrollierte 
Hilfe, Menschen wieder in Arbeit zu bringen’. 

Man windet sich, um keine gedankliche Nähe 
zum staatlich organisierten Arbeitszwang für Alle 
aufkommen zu lassen. Gleichzeitig wird offen repres- 
siv, quasi stellvertretend für den ‚gesunden Men- 
schenverstand‘, argumentiert. Hilfe und Zwang wer- 

. den nicht nur zu einer Einheit, sondern die Hilfe wird 
zum Vehikel für Sanktionen. Auch der SPD-Leitan- 
trag zum Parteitag im Dezember 1999 enthielt die 
klare Haltung: „Niemand soll sich auf Kosten der 
Allgemeinheit vor zumutbarer Arbeit drücken“'®. So 
ist das mit den helfenden Händen, die ausgestreckt 
werden: man muß die Hilfen wollen, sonst ist man 
Schmarotzer und hat jegliche existentielle Absiche- 
rung verwirkt. 

2. Eine weitere gängige Redewendung: Es werden 
„Anreize“ zur Arbeitsaufnahme geschaffen, z.B. durch 
staatliche Förderung oder Lohnsubventionen. Dieser 
Begriff impliziert, 

- es sei eine freie Entscheidung für Leistungsbezie- 
herInnen, Arbeit aufzunehmen oder nicht; 

- es handle sich um Drückeberger, die ohne An- 
reize nichts tun, 

- die Sozialleistungen seien offenbar zu hoch, sonst 
würden sie arbeiten. 

Fehlende existenzsichernde Arbeitsplätze sind in die- 

sem Kontext gar nicht mehr im Bewußtsein. Anreize 

schaffen, heißt deshalb: Druck. Ganz anders, wenn 


Anreize für Unternehmen geschaffen werden, damit 
sie neue Arbeitsplätze einrichten. Ihnen dient man 
finanzielle Entlastungen an, die sie, wie die Erfahrun- 
gen mit Lohnsubventionen zeigen (z.B. über $18 
BSHG), kaum wahrnehmen, ohne, daß dies irgend- 
welche Folgen hätte. 

Daß die DGB-Spitze und einzelne Gewerk- 
schaften sich zum Zwang bekennen, hatte ich bereits 
zu Beginn angedeutet. Auch der IG-Metall-Vorsit- 
zende Zwickel machte daraus keinen Hehl; wenn es 
um Jugendliche geht: „Wenn es ausreichende Ange- 
bote gibt, kann es auf Dauer keine Wahlfreiheit geben 
zwischen der Ablehnung von Lehrstellen und dem 
Empfangen von Sozialleistungen. Wir müssen jenen 
Jugendlichen, die sich diesem Angebot verweigern, 
wohl oder übel die Sozialhilfe streichen. Der Staat hat 
kein Geld zu verschenken“'”. Von fehlenden Ausbil- 
dungsplätzen, von Interessen der Jugendlichen, ist 
keine Rede mehr. 

In einer gewerkschaftlichen Zeitschrift san- 
gen wor Kurzem die Politikwissenschaftler Evers/ 
Leggewie ein Loblied auf den „ermunternden Staat“. 
Der Begriff der „Ermunterung“ — wohl als äquivalent 
zum „aktiven“ Staat intendiert — hat ähnliche Implika- 
tionen wie der Begriff der „Anreize“ auch: er lebt von 
der Unterstellung, daß Erwerbslose aus eigenem An- 
trieb nichts tun, daß sie nur durch Druck zur Arbeit 
herangezogen werden können. Evers/ Leggewie prei- 
sen dabei das englische Jugendprogramm, wonach 
sich dort unter Druck ein großer Teil der Jugendlichen 
beteiligte und sie fahren fort: „Ein weiterer Teil 
tauchte unter — bisweilen womöglich ins soziale 
Elend, oft aber auch in die Schwarzarbeit“. Dieser 
Zynismus ist kennzeichnend: Arbeit, gleich gültig zu 
welchen Bedingungen, ist zentral; nur das interessiert, 
- nicht Menschenwürde, Interessen, nicht Lebensper- 
spektiven oder ihre soziale Lage sind länger Maß- 
stäbe. Wie, um Reste schlechten Gewissens zu betäu- 
ben, schieben sie nach, daß viele wahrscheinlich so- 
wieso schwarz arbeiten werden. Jugendarbeit heißt bei 
derartigem Bewußtseinsstand in seiner Erwerbszen- 
trierung nur noch „soziale Umerziehung durch 
Zwang“ (Spindler 1999)?!. Der pädagogische An- 
spruch in den Programmen ist dabei besonders gefahr- 
voll: die Jugendlichen sollen, wie eine Untersuchung 
in Beschäftigungsinitiativen ergab, unter Zwang eine 
Lebensperspektive entwickeln lernen, - und das u.U. 
in dreimonatigen Projekten. Der pädagogische An- 
spruch führt auch zu Verunsicherungen, weil so man- 
che sozialarbeiterischen Sanktionen nicht berechenbar 
seien”, dieser Anspruch verschleiert den Zwang nicht 
nur, sondern wertet ihn auf. Er wird für Professionelle 
akzeptabel. 

Arbeit um jeden Preis, dieses Motto überla- 
gert inzwischen derart unsere menschliche Existenz, 
daß eine grundrechtliche Prüfung dringend ‘geboten 
ist. 


[Plenumsreferate) 


Der Handel mit Rechten und Pflichten - eine Verletzung der Bürgerrechte 


Die Einschränkung von Bürgerrechten hat in der BRD 
lange Tradition, stichwortartig seien hier nur genannt: 
der Lauschangriff, Ausweitung der BGS-Befugnisse, 
Schleierfahndung, Telefonüberwachungen, Verschär- 
fung des Asyl- und des Ausländerrechtes etc.. Dies 
sind gewollte Einschränkungen von Freiheiten, und 
zwar für die gesamte Bevölkerung. . 

Für BezieherInnen von Sozialleistungen ge- 
hen die Einschränkungen allerdings weit darüber hin- 
aus. Auf diese möchte ich mich konzentrieren, und 
zwar geht es mir sowohl um die rechtliche als auch 
um die normative Dimension von Bürgerrechten. Sich 
ausschließlich auf die rechtliche, also das Grundge- 
setz, zu beziehen, wäre zu kurz gegriffen, denn dies 
würde die zahlreichen Einschränkungen seit Bestehen 
der BRD ignorieren. Man würde dabei auch ignorie- 
ren, daß politische Partizipation, sehen wir von der 
Möglichkeit der Petition und Wahlen einmal ab, dort 
nicht verankert ist. Nach Öffnung der Mauer wurde 
eine Chance vertan, das Grundgesetz zu reformieren, 
wie es der Einigungsvertrag ermöglichte. Auch hier 
hatten wir keine Gelegenheit mitzureden, - und es war 
erstaunlich still in der Öffentlichkeit. 

Oberstes Gebot ist für uns demnach, Bürger- 
rechte zu formulieren und ihre Durchsetzung zu er- 
kämpfen, denn es handelt sich immer noch um ein 
unvollendetes Projekt. Inzwischen können wir auch 
feststellen: Je mehr sich fundamentale Ungerechtigkeit 
ausbreitet, desto mehr verbreitet sich auch die Forde- 
rung nach der Einhaltung von Bürgerrechten, eine 
Entwicklung, wie sie sich in der BRD seit der Ver- 
schärfung sowohl des Asyl- als auch des Ausländer- 
rechts aufzeigen läßt. 

Bei der Frage nach dem Arbeitszwang muß 

die Prüfung von Grundrechtsverletzungen zweigleisig 
geschehen, sowohl die rechtliche als auch die norma- 
tive Ebene müssen ausgelotet werden. 
Zunächst einmal gilt es festzuhalten: Grundrechte sind 
Abwehrrechte gegenüber staatlichen Übergriffen. Der 
Staat ist verpflichtet, die grundrechtlich geschützte 
Freiheit als autonome Sphäre des Individuums zu 
respektieren. Soweit zum Anspruch. Was wir heute 
erleben, ist eine Umkehrung: wir müssen uns vor 
Übergriffen schützen. Grundrechtsverletzungen sind 
an der Tagesordnung, sei es unter dem Stichwort „In- 
nere Sicherheit“, in den Arbeitsverhältnissen oder in 
Bürokratien. 

Der Art. 12 des Grundgesetzes legt unmiß- 
verständlich als Staatsziel fest, daß niemand zu einer 
bestimmten Arbeit gezwungen werden darf; freie 
Ausbildungs- und Berufswahl müssen gesichert sein. 
In konsequenter Weise schreibt das Sozialgesetzbuch I 
die freigewählte Tätigkeit fest, die die Sozialbehörden 
ermöglichen sollen. Auch das Übereinkommen der 
Internationalen Arbeitsorganisation ' (ILO) gegen 
Zwangs- und Pflichtarbeit, das 1957 in der BRD in 
Kraft trat, teilt diesen Grundsatz. 

Es werden immer wieder verfassungsmäßige 


Bedenken gegen den Arbeitszwang für 

Erwerbslose erhoben, wonach eine Überprüfung 
dringend geboten sei, gerade im Hinblick auf Art.12 
(zuletzt Gage, bis 1998 Vors.Richter am 
Bundessozialgericht). Folgen hatten derartige Appelle - 
allerdings bislang nicht. 
Betrachten wir doch vor diesem Hintergrund eine in 
letzter Zeit gängige Redewendung, wie sie z.B. 
Kanzler Schröder unentwegt wiederholt, - hier aus 
seiner Regierungserklärung: 

„ Aber ich sage unseren Jugendlichen auch, 
daß ihr moralisches Recht auf Arbeit und Ausbildung 
auch die Pflicht einschließt, Angebote zur Berufsaus- 
bildung anzunehmen“. 

Das klingt vernünftig, ein gerechter Tausch, 
das Leben ist ein Geben und Nehmen, - aber es ist mit 
unserem Grundgesetz nach meiner Auffassung nicht 
vereinbar und auch nicht mit der Vorstellung von 
einem menschenwürdigen Dasein auf der Grundlage 
von Freiheitsrechten. 

Zum einen ist es mitnichten so, daß Bürger 
zuviele Rechte und keine Pflichten hätten, wie uns 
immer wieder suggeriert wird. Die formulierten 
Rechte im Grundgesetz finden nämlich immer dort 
ihre Grenze, wo es um die Rechte jeweils anderer 
geht. Die Rechte des Einzelnen werden also immer 
durch die Rechte aller anderen beschränkt. 

Der Handel von Rechten und Pflichten ist 
auch in einer anderen Hinsicht ideologisch: Volkmar 
Deile von amnesty international, ebenso wie Ralf 
Dahrendorf von ganz anderer politischer Seite, haben 
darauf hingewiesen: Menschenrechte sind keine Be- 
lohnung für Wohlverhalten. Alle Menschenrechte sind 
allgemeingültig, unteilbar und bedingen einander. Sie 
gelten für jedes Individuum von Geburt an und sind 
unveräußerlich. Sie sind nicht Ergebnis eines 
Tauschvertrags und deshalb kann nicht mit ihnen 
gehandelt werden. Der liberale Dahrendorf, der sich 
seit vielen Jahren mit der Bedeutung der Bürgerrechte 
befaßt, hebt darüber hinaus hervor: Pflichten müssen 
„als solche“ begründet werden und „nicht als eine Art 
Gegengabe“ für Bürgerrechte”. In einer kürzlich 
erschienen Schrift wirft er wieder skeptisch die Frage 
auf, ob „workfare“, also Sozialansprüche nur für die- 
jenigen, die arbeiten, überhaupt mit einer freien Ge- 
sellschaft verträglich ist?*. 

Die Suggestivformel von den Rechten und 
Pflichten ist deshalb geeignet, Rechtsempfinden aus- 
zuhöhlen, das Bewußtsein für Ungerechtigkeit zu 
vernebeln und Pflichtprogramme in die herrschende 
Normalität zu integrieren. 

Wenn von ‚Pflichten‘ oder ‚Verantwortung‘ 
die Rede ist, dann wird immer klar: als Adressaten 
gemeint sind nicht die herrschenden Eliten, sondern 
diejenigen ohne Macht oder Lobby, die diese Moral 
internalisiert haben und, die in existentiellen Abhän- 
gigkeiten leben. Relativ selten sind in der Vergangen- 
heit politisch oder unternehmerisch Scheiternde in die 


Verantwortung getreten, noch wurden ihnen Pflichten 
auferlegt. 

Der Bürgerstatus muß von uns weit gefaßt 

werden, er muß gelten, unabhängig von Staatsangehö- 
rigkeit und Geschlecht und unabhängig davon, ob man 
auf staatliche Unterstützung angewiesen ist oder nicht. 
Bürgerrechte sind deshalb normativ bezogen auf Vor- 
stellungen radikaler Demokratie, die von uns konkreti- 
siert werden müssen. 
In dieser allmählich beginnenden Debatte besteht 
weitgehend Übereinkunft darüber, daß diese Rechte, 
quasi über den Formulierungen des Grundgesetzes, 
drei Elemente beinhalten: nämlich das zivile, das 
politische und das soziale Element, - also: Freiheits- 
rechte, Partizipation an politischen Entscheidungen 
und soziale Sicherheit””. 

Vor diesem Hintergrund werden die zivilen 
und sozialen Bürgerrechte bei LeistungsbezieherInnen 
in besonderem Maße verletzt, gerade, wenn es um den 
Arbeitszwang geht. Hier wird die zunehmend diszipli- 
nierende Rolle des Staates unübersehbar. Und dies ist 
von den Wirtschaftsverbänden so gewollt: uneinge- 
schränkte Autonomie für Unternehmen und Vermö- 
gensbesitzer als Kern neoliberaler Politik und die 
weitgehende Zurückhaltung des Staates bei ökonomi- 
schen Prozessen. Im Bericht an den Club of Rome 
wird deshalb nur folgerichtig gefordert, daß staatliche 
Eingriffe sich darauf beschränken sollen, die Arbeits- 
verpflichtung für LeistungsbezieherInnen 
durchzusetzen („Keine Zuwendungen für das Untätig- 


bleiben, sondern Unterstützung für das Tätigbleiben“) 
und in der Bevölkerung Akzeptanz herzustellen; an- 
sonsten sind seine Interventionen nicht erwünscht”. 
Herbert Schui kommt zu dem Schluß: „Der schlanke 
Staat ist ein zutiefst autoritärer Staat“, und weiter: 
„Wer...(nach Meinung der herrschenden Eliten) die 
Autonomie der Eigentümer in Frage stellt, handelt 
zivilisationswidrig und muß notwendigerweise das 
Objekt staatlicher Zwangsmaßnahmen sein“? . 
Flankiert durch die andauernde ideologische Unter- 
fütterung erscheint der Staat in der Öffentlichkeit nicht 
mehr als ein sich autoritär gebärdendes Gebilde, son- 
dern als Vollzieher notwendiger, vielleicht auch 
schmerzhafter Maßnahmen. Daß ein Großteil der 
Bevölkerung dies hinnimmt, weist u.U. darauf hin, 
daß der Ungleichheitsbedarf noch lange nicht gestillt 
ist. 

Es wäre sich deshalb zu leicht gemacht, zu mei- 
nen, autoritäre Prozesse seien zentral von den herr- 
schenden Eliten gesteuert. Sie entwickeln sich auch 
aus unserer Mitte; es wird reproduziert und nachge- 
betet, auch wenn Begriffe bis zur Unkenntlichkeit 
umgedeutet werden. Als Beispiel soll hier der Begriff 
der ‚sozialen Gerechtigkeit‘ dienen, der sich inhaltlich 
zu wandeln beginnt. Nach diesem neuen Verständnis 
ist die „Marktgesellschaft“ offenbar zutiefst gerecht, 
weil sie jedem Individuum erlaube, sich am Wettbe- 
werb zu beteiligen“”®, - und da gibt es eben Gewinner 
und Verlierer. 


Die Perspektive: „weltbürgerlich geöffneter Lokalismus" 


Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, wie bür- 
gerrechtliches Bewußtsein überhaupt gesellschaftsfä- 
hig werden kann und, wie wir uns gegen derartige 
Entwicklungen zur Wehr setzen können. Es geht nicht 
darum, den status quo zu verteidigen, wo die Unzu- 
länglichkeiten des gegenwärtigen Sozialstaats und der 
Gesetzgebung nur allzu oft spürbar geworden sind, - 
sei es für LeistungsbezieherInnen, für Arbeitenehme- 
Innen, sei es beim Schutz vor elementaren Risiken 
generell. Gerade vor dem Hintergrund der zunehmend 
repressiven Rolle des Staates, könnte eine „Entstaatli- 
chung des Sozialen“ (Narr/ Roth 1997) perspektivisch 
einen Ausweg darstellen, wie dies aussehen könnte, 
darüber muß zukünftig diskutiert werden”. 

Das Bewußtsein für wachsende Ungleichheit 
und Ungerechtigkeit muß zunächst in weiten Teilen 
gegen alle ideologischen Manipulationen neu belebt 
werden. Für Sozialarbeit - um hier nur einen Bereich 
herauszugreifen, weil ich viele Jahre dort gearbeitet 
habe — bedeutete dies auch, darüber zu diskutieren, ob 
sich, um einen Gedanken von Pierre Bourdieu aufzu- 
greifen, von der sozialen Lage der Klienten noch so 
klar abgegrenzt werden kann; er hat dazu die These, 
daß gegenwärtig Strategien „flexibler Ausbeutung” 
häufig von ihren eigenen Opfern entwickelt werden”. 


Ich denke z.B. an SozialarbeiterInnen, die . 


den Arbeitszwang für Jugendliche organisieren und 


durchsetzen — und gleichzeitig sich selbst im Garten- 
amt wiederfinden können, wenn sie Sozialhilfe bezie- 
hen. Oder: Ratsuchende werden in Billigjobs gedrängt 
und sozial Tätige sehen sich selbst mit Niedriglöhnen, 
befristeten Verträgen, Honorarvereinbarungen und 
Leiharbeit konfrontiert. Sie alle könnten, so Bourdieu, 
einer „gemeinsamen Illusion“ unterliegen, die sie 
daran hindert, sich gegen Entwertung und Verarmung 
zur Wehr zu setzen. 

Gegenwehr muß zukünftig als Druck auf die 
lokalen Handlungsträger entwickelt werden. Mögli- 
cherweise gewinnt gerade wegen der Globalisierung 
die Rückverlagerung politischer Kompetenzen auf die 
lokale Ebene an Bedeutung. Es wäre zu prüfen, wo 
man sich in den letzten Jahren in eigener Sache zur 
Wehr gesetzt hat. Oder was hindert an Besetzungen 
von Institutionen, die die eben beschriebene Politik 
vorantreiben? 

Ungleichheit und autoritäre Strukturen sind 
gerade hier politisch anzugreifen (Hirsch 1995)”'. Dies - 
bedeutet keine Reduktion oder Selbstbeschneidung, 
wenn gleichzeitig Verbindung zu anderen lokalen 
Bewegungen, auch in anderen Ländern, aufgenommen 
wird, wie es z.B. beim Euro-Marsch gegen Armut und 
Ausgrenzung seine Anfänge genommen hat. Gefordert 
wäre, wie Wolf-Dieter Narr es treffend formuliert, ein 


| Abschlußerklärung der Konferenz 
Lichter der Großstadt - für soziale BürgerInnenrechte 


Jedes Jahr aufs Neue dreht sich auch in Hamburg die 
Sparspirale. Nicht nur in Berlin, auch hier wird kräftig 
von unten nach oben umverteilt: Sozialhilfeempfänge- 
Innen werden zur Kasse gebeten, Drogenhilfeeinrich- 
“ tungen und Deutsch-Ausländische Begegnungsstätten 
müssen ihr Angebot zusammenstreichen oder werden 
ganz geschlossen. Für Kinder und Jugendliche werden 
Kindergartenplätze und Betreuungsmaßnahmen nicht 
mehr finanziert. Zwangsmaßnahmen und staatlich 
durchgesetzte Dumpinglöhne eröffnen düstere Per- 
spektiven für eine sinnvolle kommunale Beschäfti- 
gungspolitik.’Obdachlosigkeit, Armut, Perspektivlosig- 
keit wachsen genauso rasant wie der Reichtum in die- 
ser Stadt. Unter rot-grün ist die Grundtendenz dieser 
Entwicklung weder im Bund noch in Hamburg ge- 
stoppt oder gar umgekehrt worden. Soziale Grund- 
und BürgerInnenrechte werden weiter massiv einge- 
schränkt. Das Recht auf menschenwürdige Teilhabe am 
gesellschaftlichen Leben wird Makulatur. 

Haushaltskonsolidierung und "intelligentes 
Sparen" heißt nicht nur Armut, sondern auch Ausgren- 
zung, Zwangsmaßnahmen, Demütigung und Entrech- 
tung. Höchste Zeit also für Opposition, für Kritik und 
für die Entwicklung von Gegenpositionen. Höchste 
Zeit für eine laute Stimme gegen die Durchdringung 
aller gesellschaftlicher Bereiche durch den Neolibera- 
lismus. Und höchste Zeit für ein deutliches Signal ge- 
gen den Abbau sozialer Grundrechte und gegen rigoro- 
se Sparpolitik. Die Konferenz "Lichter der Großstadt" 
will dieses Signal setzen, Opposition aus den unter- 
schiedlichsten Bereichen — von GewerkschafterInnen, 
politischen Organisationen, sozialen Trägern bis hin zu 
sozialen Basisinitiativen -zusammenführen, gemeinsame 
Diskussionen und voneinander Lernen anstoßen und 
Widerstand sichtbar machen. 

Die Auseinandersetzungen in Frankreich zei- 
gen, daß eine unabhängige vielfältige soziale Bewegung 
in der Lage ist, Druck auf eine Regierung auszuüben. 
Sozialpolitische Opposition kann daher positive Verän- 
derungen oder zumindestens soziale Korrekturen be- 
wirken. 

Dabei stehen in der Auseinandersetzung mit 
dem Senat folgende Überlegungen im Mittelpunkt: 

Die Garantie sozialer BürgerInnenrechte braucht mate- 
rielle Absicherung. Im Sozial- und Jugendbereich sind 
die Grenzen kommunaler Sparpolitik längst über- 
schritten — die Substanz des kommunalen Sozialstaats 
steht zur Disposition. Daher ist ein Moratorium des 
Kürzens und Einsparens im sozial- und jugendpoliti- 
schen Budget der Stadt unverzichtbar. 

. Wir verkennen nicht, daß die konservativ- 
liberale und nun rot-grüne Finanz- und Wirtschaftspo- 
litik auf Bundesebene, die Unternehmen und die wohl- 


habende Privathaushalte begünstigt, die Armen und die 
Erwerbslosen bedrängt und die Spielräume der kom- 
munalen Haushalte einschränkt, nicht autonom und 
vollständig in einem Bundesland korrigiert werden 
kann. Gleichwohl gibt es auch in Hamburg nicht ge- 
nutzte Möglichkeiten Einnahmen im Bereich der Ge- 
werbesteuer, des Steuereinzugs, der Hafenmieten etc. 
zu erhöhen. Auch auf der Ausgabenseite gibt es im 
Bereich der Struktur- und Wirtschaftspolitik — wie das 
milliardenschwere DASA-Engagement des Senats zeigt 
— Möglichkeiten, in andere, für eine solidarische Stadt 
wichtigere, Bereiche umzuverteilen. 

Gleichzeitig suchen wir den Streit mit der 
Bundesregierung, die in der Finanz- und Sozialpolitik 
an die Kohlregierung anknüpft. Wirksamer Widerstand 
gegen die Sozial- und Finanzpolitik der Bundesregie- 
rung lebt von der Bewegung in den Kommunen und 


‚davon, daß vor Ort Ansätze einer sozialpolitischen 


Alternative zum neo-liberalen mainstream auch prak- 
tisch sichtbar werden. 


Sozialabbau stoppen und BürgerInnenrechte er- 
streiten 

Unsere Diskussionen auf der Konferenz “Lichter der 
Großstadt” haben aber deutlich gemacht, daß die Fra- 
gen von sozialen BürgerInnenrechten, Partizipation und 
Gerechtigkeit nicht nur von der Höhe der Fachetats 
abhängen. Genauso wichtig wie eine andere Verteilung 
der Ressourcen ist die institutionelle Absicherung von 
Rechten von Erwerbslosen, SozialhilfeempfängerInnen 
und Flüchtlingen. “Die Stadt gehört allen” ist eine klare 
und notwendige Antwort auf den Diskurs und die Pra- 
xis der Vertreibung. 

Wenn die Durchsetzung von schlichten be- 
triebswirtschaftlichen Modellen in der sozialen Arbeit 
und bei öffentlichen Diensten nicht aufgehalten wird, 
werden die sozial- und arbeitsmarktpolitischen Proble- 
me in diesen Bereichen eskalieren. 


Forderungen und Ergebnisse der Konferenz 

In den Arbeitsgruppen und in der Diskussion im Ple- 
num wurden folgende Forderungen an Bundesregie- 
rung und den Hamburger Senat erarbeitet, die exempla- 
risch für die alternative Sozialpolitik stehen, für die wir 
streiten wollen: 


Sozial- und Arbeitsmarktpolitik 
> Einführung einer bedarfsdeckenden Grundsiche- 


rung für alle ohne Arbeitszwang. 
> Keine öffentliche Förderung von  nicht- 
existenzsichernden Beschäftigungsverhältnissen 


(Kombi-Lohn) 


Plenumsreferate) 


„weltbürgerlich geöffneter Lokalismus“””, um Bürger- 


rechten ihren zentralen Stellenwert zu geben. 

Was wir brauchen und wofür wir Druck ma- 
chen müssen, ist ein sozial akzeptabler Lebensstan- 
dard, unabhängig von der sog. Marktpräsenz, und das 
bedeutet: soziale Sicherung, auch ohne den Verkauf 
der Arbeitskraft, - auch dies ein noch zu erstreitendes 
Bürgerrecht. 


! Frankfurter Rundschau, 30.7.1998 

? Der Spiegel, 1.11.1999 

° Thomas v. Freyberg, Die inszenierte Krise des Sozialstaats -- ein 
Angriff auf den demokratischen Prozeß, in: Widersprüche 66, 1997 
* Dahrendorf, Ralf, Der moderne soziale Konflikt, Frankfurt/M. 
1994, S. 214 
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Kapitalismus, Tübingen 1934 (1920) 
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Frankfurt/M. 1963 (1921) 

” Frankfurter Rundschau, 8.10.1999 

® vgl. ausführlich Rein, Harald, Zur rechtlichen Entwicklung von 
erzwungenen Arbeitseinsätzen im Sozialhilfe- und 
Arbeitslosenrecht, in: Frankfurter Arbeitslosenzentrum (Hrg.), 
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der Wirksamkeit öffentlich geförderter Beschäftigung für 
SozialhilfeempfängerInnen, Düsseldorf, 1997, S..38£. 
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1999, S. 354f. ; 
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zum kritischen historischen Rückblick siehe: Frankfurter 
Arbeitslosenzentrum (Hrg.), s.o. 

7 FAZ, 27.5.1997 

" Frankfurter Rundschau, 11.10. 1999 

"? Der Spiegel, 22.2.1999 

® Evers, Adalbert/ Leggewie, Claus, Der ermunternde Staat. Vom 
aktiven Staat zur aktivierenden Politik, in: Gewerkschaftliche 
Monatshefte 6/99 

21 Spindler, Helga, Fordern heißt nicht entrechten, in: Der 
PARITÄTISCHE Wohlfahrtsverband (Hrg.), Arbeitsdruck. Hilfe 
durch Zwang?, 32, 1999 ; 
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Schattenkämpfe um eine Wirklichkeit, die es nicht mehr gibt?, in: 


-Der PARITÄTISCHE Wohlfahrtsverband, 3.0. 
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Nr. 48/ 1997 sowie Dahrendorf, Ralf, 1994 s.o., S. 56 ; 

* Dahrendorf, Ralf, Ein neuer Dritter Weg?, Tübingen 1999, 5.24 

® ‚Marshall, Thomas, Bürgerrechte und soziale Klassen. Zur 
Soziologie des Wohlfahrtsstaates, Frankfurt/M. 1992 

% Giarini, Orio/ Liedtke, Patrick, Wie wir arbeiten werden. Der 
neue Bericht an den Club of Rome, Hamburg 1998, S.236 und 242 
” Schui, Herbert, Neoliberalismus — Der Versuch, die 
Konzentration von Einkommen und Vermögen zu legitimieren, in: 
Geld ist genug da. Reichtum in Deutschland, Heilbronn 1996, S.119 
®# Petrella, Ricardo, Man nannte es den Dritten Weg, in: Le Monde 
diplomathique, 10.9.1999 

® Narr, Wolf-Dieter/ Roth, Roland, Mit den sozialen Menschen- 
und Bürgerrechten gehen auch die politisch-personalen zugrunde - 
Protest und neue soziale Formen sind nötig!, in: Komitee für 
Grundrechte und Demokratie (Hrg.), Jahrbuch "96/97, Köln 1997 

” Bourdieu, Pierre, Das soziale Europa, in: Le Monde 
diplomathique, 14.6.1999 

?! Hirsch, Joachim, Der nationale Wettbewerbsstaat. Staat, 
Demokratie und Politik im globalen Kapitalismus, Berlin 1995, S. 
183f., sowie Mayer, Margit, Kritische Stadtforschung, in: Görg, 
Christoph/ Roth, Roland, Kein Staat zu machen. Zu Kritik der 
Sozialwissenschaften, Münster 1998 

3 Internes Papier des Komitee für Grundrechte und Demokratie, 
Februar 1999 


> Keine abgesenkten Sondertarife für den zweiten 
Arbeitsmarkt. Keine Einführung eines Sondertarifs 
für Jugendliche bei der Hamburger Arbeit Be- 
schäftigungsgesellschaft 

> SozialhilfeempfängerInnen dürfen weder direkt 
noch indirekt zur Arbeit gezwungen werden. Es 
darf ihnen nur „zumutbare“ Arbeit angeboten wer- 
den: 

®e Jede Arbeit, die nicht existenzsichernd ent- 
lohnt wird, ist unzumutbar und kann ohne 
negative Sanktionen abgelehnt werden. 

«e Jede Arbeit, die unter einem Jahr befristet ist, 
ist unzumutbar und kann abgelehnt werden. 

«e Jede Arbeit ohne tariflich geregelte Arbeits- 
bedingungen ist unzumutbar und kann abge- 
lehnt werden. - 

« Jede entwürdigende und gesundheitsgefähr- 
dende Arbeit ist unzumutbar und kann abge- 
lehnt werden. 

« Arbeit für SozialhilfeempfängerInnen muß die 
Möglichkeit zu Qualifizierung und Weiterbil- 
dung enthalten. 


> Sozialhilfe ist ein Recht und kein Almosen. Auch ' 


die Sozialhilfe muß eine menschenwürdige Teilha- 
be am gesellschaftlichen Leben ermöglichen. Des- 
halb: 

e Die Einsparungen in der Sozialhilfe aus den 
letzten zwei Jahren sowie die Einsparpläne 
des nächsten Jahres sind komplett zurückzu- 
nehmen. 

«e Das Kindergeld muß in vollem Umfang und 
einschließlich aller Erhöhungen Sozialhil- 
feempfängerInnen zur Verfügung stehen. 

«® Die Sozialämter müssen wirklich beraten, 
d.h. auch in vollem Umfang über alle zuste- 
henden Rechte informieren. 

® Weg mit allen sozialpolitischen Sondergeset- 
zen. Weg mit dem Asylbewerberleistungsge- 
setz. 


Kinder-und Jugendpolitik 

> Die fachliche Arbeit mit und für Jugendliche muß 
an den Interessen der Kinder, Jugendlichen und 
jungen Erwachsenen ansetzen und Partizipation 


ermöglichen. Die Arbeit muß Kinder, Jugendliche . 


und junge Erwachsene parteilich unterstützen und 
Anpassungsdruck zurückweisen. 

> Rücknahme der Kostensteigerungen und Lei- 
stungseinschränkungen bei den Kindertagesstätten. 
Keine Kürzungen im Sozialbereich bei Kindern 
und Jugendlichen. 


> Schluß mit der Stigmatisierung und Kriminalisie- 
rung von Jugendlichen. 


Pflege 

Wenn Menschenwürde und Selbstbestimmung in der 

Pflege praktisch werden sollen: 

> Abschaffung des ökonomistischen „Leistungskom- 
plexsystems“ und der wirtschaftlichen Deckelung 
der elementaren Bedürfnisse der Menschen 

> "Qualitätsstandards" sind von den zu Pflegenden 
und den PflegearbeiterInnen zu definieren. 

> Ständige Qualifizierung der in der Pflege Tätigen 
und die Finanzierung dieser Bildungsmaßnahmen 
durch Bund, Land, Träger und Pflegekasse. 

Außerdem muß die Freie und Hansestadt Hamburg für 

die Förderung und Finanzierung von selbstbestimmtem 


‚Wohnen im Alter einstehen. 


Tarifliche Standards in der sozialen Arbeit 

Die Beschäftigten im der Sozial-, Jugend- und Gesund- 
heitsbereich müssen mit tarifvertraglicher Absicherung 
der Spirale von Markt, Konkurrenz und Lohndumping 
entgegentreten. Die BAGS muß tarifliche Standards 
(auf BAT-Niveau) bei der Höhe ihrer Zuwendungen als 
Qualitätsmerkmal bei Freien Trägern berücksichtigen. 

Die "öffentliche Armut" ist durch die steuer- 
politischen Umverteilungsprozesse verursacht. Die 
Dynamisierung marktwirtschaftlicher Kriterien in der 
Sozial-, Jugend- und Arbeitsmarktpolitik sind eine 
Konsequenz. 

Für die gesellschaftliche Integration der soge- 
nannten Modernisierungsverlierer jenseits der Verwer- 
tungslogik muß mehr Geld bereitgestellt werden - 
durch Umverteilung zu Lasten der „Modernisierungs- 
gewinner“. 

Die Vernetzung der sozialpolitischen Akteure 

ist dringend erforderlich. Utopien und neue, kooperati- 
ve Konzepte sind nötig. 
Nehmen wir den Kampf auf um die Begriffe und die 
Köpfe der Menschen. Lassen wir nicht zu, daß durch 
betriebswirtschaftliche Kalküle parteiliche soziale Ar- 
beit zerstört wird. 

Im nächsten Jahr werden wir die Konferenz 
Lichter der Großstadt fortsetzen und bilanzieren wie 
weit wir mit unseren gemeinsamen Initiativen, pro- 
grammatischen auch kontroversen Diskussionen um 
eine solidarische Stadtpolitik gekommen sind. Wir sind 
sicher — wie in dem Film city lights von und mit Charlie 
Chaplin gibt’s am Schluß ein happy end. 


Hamburg, den 27. November 1999 


